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Geburtshilfe in der Krise
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STANDPUNKT

Junckers
Wahlkampf
Tom Strohschneider über das
Werben der Gläubiger für
ein griechisches Ja

Mit seinem Auftritt am Montag ist
der EU-Kommissionschef an die
Spitze des Wahlkampfs der Gläu-
biger getreten. Jean-Claude Jun-
cker wirbt für ein Ja beim griechi-
schen Referendum und macht da-
mit den Job derer, die von Anfang
an auf ein Ende der SYRIZA-Re-
gierung setzten. Der Luxemburger
hat dazu zum Mittel der Lüge ge-
griffen – und das in die Forderung
gekleidet, die Griechen müssten
die Wahrheit erfahren.
Mehr soziale Gerechtigkeit und

mehr Wachstum – wer das »groß-
zügige Angebot« der Institutionen
an Athen so unverschämt ver-
brämt, obwohl es für jeden nach-
lesbar ist, muss die Öffentlichkeit
entweder für dumm oder desinte-
ressiert halten: Kürzungen im
Rentenetat, Belastung der Bin-
nennachfrage durch höhere Mas-
sensteuern, Schonung der großen
Profite – das und noch mehr fin-
det sich auf der Liste.
Es sei kein »dummes Sparpa-

ket«, hat Juncker nun erklärt.
Nein, wahrlich: Es ist ein Ver-
such, bestimmte Interessen mit
den Mitteln eines Kreditpro-
gramms in einem Land durchzu-
setzen, das vor der Pleite steht.
Erpressung? Juncker hat sich
bisher gern als ehrlicher Makler
der Hellenen in Brüssel geriert.
Bis vor kurzem konnte man ihn
für ein kleines, aber immerhin
ein Gegengewicht zu Schäubles
Ultras und zur Logik des Inter-
nationalen Währungsfonds hal-
ten. Seit seinem Auftritt am
Montag nicht mehr. Er ist jetzt
im Wahlkampf: gegen SYRIZA –
und damit letztlich auch gegen
die Mehrheit der Griechen.

Mehr Opfer in
Brandenburg durch
rechte Gewalt
Der Tod von 18 Menschen seit 1990
hatte rechtsextremen Hintergrund

Potsdam. Seit 1990 haben in Brandenburg
18 Menschen bei rechtextrem oder rassis-
tisch motivierten Gewalttaten ihr Leben
verloren. Die Zahl der Todesopfer mit die-
sem Hintergrund ist damit doppelt so hoch
wie bisher angenommen. Das geht aus ei-
ner am Montag in Potsdam vorgestellten
Studie des Moses Mendelssohn Zentrums
(MMZ) hervor.
»Die Zahl der politisch rechts motivierten

Tötungsdelikte wird sich von bisher neun auf
nunmehr insgesamt 18 erhöhen«, räumte In-
nenminister Karl-Heinz Schröter (SPD) in
Potsdam ein. Das Ministerium muss die Kri-
minalstatistik korrigieren, wobei aus-
schließlich Fälle aus den 1990er Jahren be-
troffen sind. Schröter wies in diesem Zu-
sammenhang darauf hin, dass eine neue Er-
fassungsweise seit 2001 eine stärkere Über-
einstimmung zwischen der Polizeistatistik
und der Bewertung von unabhängige Seite
erbracht habe. An der Neubewertung hätten
sich neben dem MMZ vor allem der Verein
Opferinitiative, die Generalstaatsanwalt-
schaft, die Fachhochschule der Polizei und
das Landeskriminalamt beteiligt.
Die Wissenschaftler des Potsdamer Moses

Mendelssohn Zentrums hatten seit 2013 im
Auftrag des Innenministeriums des Landes 24
umstrittene Fälle in Brandenburg nach dem
Ende der DDR untersucht. Neun dieser Ta-
ten hatten sie schließlich als rechtsextrem
motiviert eingestuft.
Politik, Polizei und Justiz hätten in den

1990er Jahren den Rechtsextremismus lange
nicht richtig wahrhaben wollen, erklärte Stu-
dien-Projektleiter Christoph Kopke. Bran-
denburgs Justiz-Staatssekretär Ronald Pienk-
ny sprach von einem kollektiven Versagen der
Sicherheitsorgane. dpa/nd Seite 12

Last-Minute-Attacke gegen Athen
Kurz vor dem Referendum machen EU-Politiker Druck auf griechische Wähler

Berlin. Führende EU-Politiker haben sich mas-
siv in die griechische Debatte über das von der
SYRIZA-Regierung anberaumte Referendum
eingemischt. An diesem Sonntag sollen die
Griechen über die von den Gläubigern vorge-
schlagenen Sparauflagen abstimmen; das Ka-
binett Tsipras empfiehlt Ablehnung. EU-Kom-
missionschef Jean-Claude Juncker rief die
griechische Bevölkerung zu einem Ja auf. »Ein
Nein würde ein Nein zu Europa heißen«, be-
hauptete Juncker am Montag in Brüssel. Das
Reformpaket bezeichnete er als Angebot für
eine »faire Abmachung« – ungeachtet der For-
derungen beispielsweise nach Erhöhung der

Mehrwertsteuer für Lebensmittel oder nach
weiteren Einsparungen im Sozialsystem. Auch
Martin Schulz, Präsident des EU-Parlaments,
forderte die Griechen auf, dem Reformpaket
zuzustimmen.
Unterdessen bat Griechenlands Premier

Alexis Tsipras die EU erneut um eine kurz-
fristige Verlängerung des Kreditprogramms,
das eigentlich an diesem Dienstag endet, »um
ein paar Tage«, also bis zum Referendum am
Sonntag. Die EU-Parlamentsfraktionen wol-
len darüber beraten, hieß es aus Brüssel.
Scharfe Kritik am Kurs der EU und der Gläu-

biger üben zahlreiche Persönlichkeiten aus Po-

litik, Wissenschaft und Kultur in einem Aufruf,
der am Montag verbreitet und von dem Poli-
tikwissenschaftler Elmar Altvater initiiert wur-
de. Darin heißt es, die Bundesregierung sei die
treibende Kraft einer Politik, »mit der Staats-
haushalte ruiniert und Gesellschaften zerstört
werden«. Es sei »verständlich und richtig, dass
die griechische Regierung die Notbremse
zieht«. Die euroliberale Politik habe zur Spal-
tung der europäischen Gesellschaft beigetra-
gen. Zu den Erstunterzeichnern gehören Links-
fraktionschef Gregor Gysi, der Ökonom Rudolf
Hickel undder frühere SPD-PolitikerDetlev von
Larcher. nd Seiten 2 und 3
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UNTEN LINKS

Mit einem üblen Trick wird ge-
genwärtig versucht, den Leuten
einen Griechenland-Urlaub zu
vermiesen. Nehmen Sie sicher-
heitshalber viel Bargeld mit, heißt
es in den Reiseinformationen des
Auswärtigen Amtes. Und ein paar
Zeilen weiter: Vor allem in den
Großstädten Athen, Thessaloniki
und Piräus sollten Reisende auf
ihr Bargeld achten. Es komme
vermehrt zu Taschendiebstählen.
Ja, was denn nun? Auch vor ge-
walttätigen Ausschreitungen wird
gewarnt. Reisende sollten De-
monstrationen und Menschenan-
sammlungen meiden. Christine
Lagarde und Angela Merkel sol-
len schon von ihrem Plan Abstand
genommen haben, mal Frauen-
urlaub in Piräus zu machen. Sie
haben beim Auswärtigen Amt
kurz die Reisewarnungen studiert
und auf Vietnam umgebucht. Da
ist es sicher. Außer, dass ein
Mann seinen Hund mit dem Mo-
ped eine halbe Minute durch Ha-
noi fahren ließ. Am Lenker,
wohlbemerkt. Aber in Europa
sind schließlich auch komische
Typen am Lenker. ott

Rassistischer Angriff mit Ansage
Anschlag auf Flüchtlingshaus in Meißen / LINKE: Übergriffe sind »faule Früchte« der CDU-Regierungspolitik

Die Anschläge auf Asylunter-
künfte mehren sich. Die sächsi-
scheLandesregierungsorgtemit
einer jahrelangen Ausgrenzung
von Flüchtlingenmit für die auf-
geheizte Stimmung.

Von Johannes Richter

Nach dem Brandanschlag auf eine
unbewohnte Flüchtlingsunter-
kunft in Meißen am Wochenende
gab es am Montag einen weiteren
im schleswig-holsteinischen Lü-
beck. In den frühen Morgenstun-
den wurde im Rohbau einer ge-
planten Asylbewerberunterkunft
im Lübecker Stadtteil Kücknitz
Feuer gemeldet. Auch hier geht die
Polizei von Brandstiftung aus.
In Meißen spricht der Besitzer

des Hauses, Ingolf Brumm, unter-
dessen von einem »Anschlag mit
Ansage« und erhebt Vorwürfe ge-
gen die Polizei. Anfang Juni habe
er einen Zettel mit einer klaren
Drohung an der Tür gefunden. Als
er bei der Polizei Anzeige erstat-

ten wollte, habe man ihn »an der
Tür abserviert«, da kein Schaden
vorliege, so Brumm. Wie eine
Sprecherin der Polizei am Montag
bekanntgab, sei mittlerweile auch
das Schreiben Gegenstand der Er-
mittlungen zum Anschlag auf die
Unterkunft.
Nach den rassistischen Parolen

vor einem Asylbewerberheim in
Freital und dem Anschlag in Mei-
ßen wächst die Kritik an der säch-
sischen Landesregierung. Juliane
Nagel (LINKE) wirft der CDU jah-
relange Stimmungsmache gegen
Flüchtlinge vor. »In sächsischen
Orten bricht sich Bahn, was seit
Jahren von der CDU-Regierung
genährt wurde: Skepsis gegen-
über und Ablehnung von Asylsu-
chenden. Die Stigmatisierung und
Ausgrenzung von Asylsuchenden
war über Jahre die offizielle Linie
der CDU in Sachsen. Auf der an-
deren Seite wird zivilgesellschaft-
liche Arbeit gegen Rechts in Sach-
sen traditionell gering geschätzt
und sogar kriminalisiert.« Die

sächsische Landesregierung ernte
nun »die faulen Früchte ihrer To-
leranz gegenüber rassistischen
Stimmungen im Land«, erklärte
die innenpolitische Sprecherin der

Linksfraktion im Bundestag, Ulla
Jelpke. Auch Jens Wolfer von der
Opferberatung für Betroffene
rechter und rassistischer Gewalt in
Dresden stellt fest: »Seit Pegida
wurde ein Klima geschaffen, in
dem Rassismus wieder gesell-
schaftsfähig ist. Insbesondere Aus-
sagen von CDU-Politikern haben
dazu geführt, dass die politischen
Debatten nach rechts rückten.«

Erst am Wochenende forderte
der sozialpolitische Sprecher der
CDU-Fraktion im sächsischen
Landtag, Alexander Krauß, in ei-
nem Interview mit MOPO24 eine
Verschärfung im Umgang mit
Asylsuchenden. »Wer keine Pa-
piere hat oder seinen Namen ver-
gessen hat, sollte sofort im Ge-
fängnis untergebracht werden.«
Der Fraktionsvorsitzende der CDU
im sächsischen Landtag, Frank
Kupfer, stärkte Krauß am Montag
nach MOPO24-Angaben diesbe-
züglich den Rücken und sprach
sich ebenfalls für ein härteres Vor-
gehen aus. Sachsens SPD-Chef
Martin Dulig widersprach seinem
Koalitionspartner und rief dazu auf
»mit Vorurteilen aufzuräumen,
anstatt die Stimmung mit popu-
listischen Forderungen anzuhei-
zen«. Hinsichtlich der Ereignisse
der letzten Wochen machte er zu-
demdeutlich, dass es sich nicht um
Einzeltäter oder lokale Probleme
handelt, sondern dass »Sachsen
ein Problem mit Rassismus hat«.

»Die Stigmatisierung
von Asylsuchenden
war über Jahre die
offizielle Linie der
CDU in Sachsen.«
Juliane Nagel (LINKE)

Ver.di und Post
verhandeln wieder
Termin für 3. Juli angesetzt /
Berlin gegen Sonntagszustellung

Berlin. Die Dienstleistungsgewerkschaft
ver.di und die Deutsche Post DHLwollen wie-
der verhandeln – und beide wollen dafür die
Lorbeeren ernten. Im festgefahrenen Tarif-
konflikt bei der Post hatte am Montag ver.di
»die Initiative ergriffen« und den Konzern zu
neuen Gesprächen am 3. Juli aufgefordert.
Die Post begrüßte kurz darauf die Bereit-
schaft von ver.di, zu Gesprächen zurückzu-
kehren. »Natürlich werden wir am 3. Juli am
Verhandlungstisch sitzen«, sagte Konzern-
personalvorstand Melanie Kreis. Die ver.di-
Vizevorsitzende Andrea Kocsis sagte: »Unser
Ziel ist es, zu einem tragfähigen Ergebnis zu
kommen, das in der Lage ist, den schweren
Konflikt im Betrieb zu befrieden. Wir setzen
den Arbeitskampf bis zu einer Einigung fort.«
Der Arbeitskampf in der Paket- und Brief-

zustellung ging am Montag in die vierte Wo-
che. Nach Gewerkschaftsangaben befinden
sich über 32 000 der insgesamt rund 140 000
Post-Beschäftigten im unbefristeten Streik.
Die Gewerkschaft will erreichen, dass die in
ausgegründeten Regionalgesellschaften des
PaketdienstesDHLBeschäftigtenwieder nach
dem Post-Haustarifvertrag entlohnt werden.
Nachdem am Freitag bereits Niedersach-

sen ein Verbot der Sonntagszustellung aus-
gesprochen hatte, teilte die Berliner Arbeits-
verwaltung amMontag mit, ebenfalls ein Vor-
gehen gegen die Post zu prüfen. Die Post hat-
te für 100 Euro Prämie und weitere Lockan-
gebote insgesamt 11 000 Paketboten zum
zweiten Mal sonntags eingesetzt, um liegen
gebliebene Sendungen abzuarbeiten. Für
ver.di ist das illegaler Streikbruch. In Mün-
chen demonstrierten am Montag nach Ge-
werkschaftsangaben rund 3000 Postler und
überreichten an der Zentrale der regierenden
CSU eine Resolution gegen die Sonntagszu-
stellung. jme

Mord und Totschlag
Experten raten zur Reform der
jeweiligen Paragrafen. Seite 5
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Eine lange Woche »Banken-Ferien«
Griechische Geldhäuser bleiben geschlossen, Abhebungen jedoch im beschränkten Maß weiter möglich
Mit Verunsicherung reagiert die
griechische Bevölkerung auf die
Bankenschließung. Am Alltag än-
derte sich zunächst jedoch nichts.

Von Katja Herzberg

Die Türen waren verschlossen, doch
die Automaten vor den Banken in
Griechenland weiter zugänglich.
Welcher von ihnen Euro-Scheine aus-
spuckte, blieb am Montag jedoch
Glückssache. Allerdings versuchten
weitaus weniger Menschen als noch
am Wochenende, ihre Guthaben vom
Konto zu räumen. Der Run auf die
Banken und dazugehörige Schlangen
vor den Geldhäusern wiederholten
sich zu Wochenbeginn nicht. Die
meisten Menschen haben wohl vor-
gesorgt oder trauen der Ankündi-
gung, dass jeder Grieche immerhin
noch bis zu 60 Euro täglich abheben
dürfe, nicht. Andere wiederum ha-
ben gar nichts bei der Bank, das sie
überhaupt abheben können, heißt es
nicht selten bei Straßenbefragungen.
Der Alltag ist von der Schließung

der Banken, die Ministerpräsident

Alexis Tsipras in der Nacht zu Mon-
tag im griechischen Fernsehen ver-
kündete, kaum betroffen. Die Sonne
scheint, in Athen kommt es zum üb-
lichen vormittäglichen Verkehrscha-
os, Läden und Cafés sind geöffnet.
Ein Problem ist die Bankenschlie-

ßung vor allem für Menschen, die
keine Bankkarte besitzen. Sie kön-
nen sich in dieser Woche kein Geld
auszahlen lassen. Bis zum Referen-
dum über das von den Gläubigerins-
titutionen vorgeschlagene Reform-
programm für Griechenland am 5.
Juli werden die Banken geschlossen
bleiben. Vor allem ältere Griechen
sind über die zugespitzte Lage be-
sorgt, Verunsicherung ist aber auch
in Gesprächen mit Geschäftsleuten zu
spüren. »Die Situation war die gan-
zen letzten Jahre schon schwer, aber
das ist jetzt der Höhepunkt«, zitiert
die Nachrichtenagentur AFP etwa ei-
nen Taxi-Fahrer in Athen.
Für Urlauber beziehungsweise

Ausländer gilt die Beschränkung von
Abhebungen nicht. Reiseveranstal-
tern zufolge gab es zunächst auch kei-
nerlei Beeinträchtigungen. »Es gibt

keine Leistungseinschränkungen«,
betonte eine Sprecherin des Deut-
schen Reiseverbands am Montag. Je-
doch könnte die Bargeldversorgung
allmählich schwieriger werden. Nach
Angaben des Auswärtigen Amts kann
es unterUmständen zuWartezeiten an
Automaten kommen oder diese blie-
ben irgendwann leer. Daher raten
Reiseverband, Auswärtiges Amt und
deutscher Bankenverband dazu, als
Tourist neben ausreichend Bargeld
auch Kreditkarte und EC-Karte mit-
zunehmen.
Neben den »Banken-Ferien« und

der Einschränkung von Abhebungen
teilte Tsipras per Fernsehansprache
mit, dass ab Montag auch internati-
onale Kapitalverkehrskontrollen gel-
ten. Damit soll der Bankensektor vor
dem Zusammenbruch bewahrt wer-
den. Außerdem sind Auslandsüber-
weisungen nicht mehr möglich.
Griechenland ist der Zahlungsun-

fähigkeit so nahewie seit Jahren nicht
mehr. Tsipras hatte in der Nacht zum
Samstag überraschend ein Referen-
dum über die Vorschläge der Geld-
geber für den kommenden Sonntag

angekündigt. Die Finanzminister der
Eurozone warfen Tsipras daraufhin
vor, einseitig die Verhandlungen ab-
gebrochen zu haben, und entschie-
den, das am Dienstag auslaufende
Kreditprogramm nicht zu verlängern.
Ohne weitere Gelder droht Grie-
chenland bald die Pleite. Denn in den

nächsten Tagen und Wochen sind
weitere Rückzahlungen an die Kre-
ditgeber fällig. Am Montag wurde
spekuliert, dass Athen die am 30. Ju-
ni vereinbarte Zahlung von 1,6 Mil-
liarden Euro an den Internationalen
Währungsfonds zunächst nicht leis-
ten wird, stattdessen aber Renten und
Löhne von Staatsbediensteten aus-

zahlt – so hatten es Vertreter der SY-
RIZA-geführten Regierung in der
Vergangenheit stets zugesagt.
Die Regierung kam der Bevölke-

rung amMontag zudem entgegen, in-
dem sie ankündigte, die Nutzung des
öffentlichen Nahverkehrs in Athen
und Umgebung für kostenfrei zu er-
klären. Damit reagierten die Verant-
wortlichen auch auf einen Ansturm
auf die Tankstellen. Die Maßnahme
solle ab ihrer offiziellen Verkündung
– voraussichtlich an diesem Dienstag
– bis zum 6. Juli gelten, sagte Ver-
kehrsminister Christos Spirtzis am
Montag. Sie betreffe die U-Bahnen,
Busse und Straßenbahnen in der
Hauptstadt und ihrer Umgebung.
Währenddessen wurden Details zu

dem geplanten Referendum am kom-
menden Sonntag bekannt. Nach ers-
ten Umfragen wollen 60 Prozent der
Griechen auf die Frage »Sollte der
Plan der Institutionen vom 25.6.2015
akzeptiert werden?« mit »Ja« stim-
men. Dies wäre gleichzeitig ein Nein
zur Regierungshaltung, die emp-
fiehlt, die Gläubigervorschläge ab-
zulehnen.Mit Agenturen

»Die Situation war die
ganzen letzten Jahre
schon schwer, aber
das ist jetzt der
Höhepunkt.«
Taxi-Fahrer in Athen

Schäuble bezeichnet Sozialkürzungen als »gerecht«
Mitglieder des Bundeskabinetts rechtfertigen Forderungen an die griechische Regierung und drohen mit einem Ausschluss aus der Eurozone

Vor der angekündigten Volksab-
stimmung über die Kürzungspoli-
tik setzt die Bundesregierung die
griechischen Bürger unter Druck.

Von Aert van Riel

Griechenland droht der Staatsbank-
rott. An diesem Dienstag läuft das
Programm der Europäischen Union
für Athen aus. Dieses wird nach dem
Scheitern der Verhandlungen mit der
griechischen Regierung nicht ver-
längert. Die Folgen sind nicht abseh-
bar. Trotz dieser dramatischen Ent-
wicklung will die Bundesregierung
ihre Europapolitik nicht ändern. Nach
einem Krisentreffen im Kanzleramt
mit denPartei- undFraktionschefs der
im Bundestag vertretenen Parteien
behaupteten Kanzlerin Angela Mer-
kel und ihr Stellvertreter Sigmar Gab-
riel von der SPD, dass allein die Grie-

chen an der derzeitigen Situation
schuld seien. »Der Wille zum Kom-
promiss war nicht da«, sagte Merkel.
Daraufhin verkündete die CDU-Che-
fin gönnerhaft, dass die griechische
Regierung selbstverständlich das
Recht habe, ein Referendum abzu-
halten. Doch Merkel räumte den
Mächtigen in Europa, die den Grie-
chen ein einseitiges Spardiktat auf-
zwängen wollen, auch das Recht ein,
vor dieser Abstimmung massiven
Druck auf die griechische Bevölke-
rung auszuüben.
Das haben die EU-Finanzminister

getan, als sie ihr Angebot an Athen
zurückzogen und das laufende Pro-
gramm auslaufen ließen. Gabriel
kündigte an, dass bei einem Ja der
griechischen Bevölkerung weiter ver-
handelt werde. Das Referendum sei
eine Abstimmung der Griechen über
den Euro als Landeswährung, so der

SPD-Chef. Das kann als Drohung ver-
standen werden, das Land aus der
Eurozone auszuschließen. Die von
der linken SYRIZA geführte griechi-
sche Regierung wirbt dafür, das An-
gebot der Gläubiger abzulehnen, und
müsste bei einer Abstimmungsnie-
derlage wohl Neuwahlen ausrufen.
Derweil hat Finanzminister Wolf-

gang Schäuble (CDU) in einem
Schreiben an alle Abgeordneten des
Bundestags seine Sicht der Dinge
dargelegt. In dem Papier, das »nd«
vorliegt, werden die geforderten Kür-
zungen als Maßnahmen bezeichnet,
die »das griechische Sozialsystem
leistungsfähiger und gerechter« ma-
chen sollen. In Wirklichkeit hatte die-
se »Reformpolitik« dazu geführt, dass
die Armut in Griechenland zunimmt.
Darüber verlor Schäuble jedoch kein
Wort. Zudem versuchte er, die Aus-
wirkungen auf den Bundeshaushalt

herunterzuspielen, wenn es zu Zah-
lungsausfällen kommen sollte. We-
gen der langen Streckung der Rück-
zahlungsverpflichtungen Griechen-
lands sei »die Leitlinie ausgegliche-
ner Bundeshaushalte« auf absehbare
Zeit nicht gefährdet. Die geliehenen
Milliarden werden nämlich erst ab
2020 fällig. Dann ist Schäuble wo-
möglich längst im Ruhestand.
Linksparteichef Bernd Riexinger

forderte die Bundesregierung dazu
auf, die deutschen Steuerzahler da-
rüber aufzuklären, dass der Austritt
Griechenlands aus der Eurozone auch
für sie die teuerste Variante sei. Da-
bei könnten 84 Milliarden Euro ver-
brannt werden. Riexinger verwies
zudem darauf, dass die griechische
Regierung der EU-Kommission, dem
Internationalen Währungsfonds und
der Europäischen Zentralbank ent-
gegengekommen sei, aber diese nun

»Institutionen« genannte Troika zu-
sätzliche Forderungen erhoben und
beispielsweise eine Sondersteuer für
Vermögende abgelehnt habe. Letzt-
lich war das Kürzungspaket, das auch
weitere Einschnitte bei den Renten
beinhaltete, für die griechische Seite
nicht hinnehmbar. Riexinger be-
grüßte die geplante Volksabstim-
mung der Griechen. Zugleich warnte
der Linksparteichef vor einer Vorlage
für rechtspopulistische und europa-
feindliche Parteien, wenn die Gläu-
biger die Entscheidungen der demo-
kratisch gewählten Regierung in
Athen weiterhin nicht akzeptieren
sollten.
Der politische Streit über die Krise

in Griechenland soll am Mittwoch
auch im Bundestag ausgetragen wer-
den. Dabei wollen Merkel, Gabriel
und Schäuble für die Bundesregie-
rung sprechen.

In Verzug,
nicht pleite
Fragen und Antworten zur
aktuellen Finanzlage

Ist Griechenland pleite?
Von Staatspleite ist oft die Rede,
wenn ein Staat Zinsen und Til-
gungen oder Rechnungen und Ge-
hälter nicht mehr bezahlt. Dies ist
aber ein umgangssprachlicher Be-
griff, für den es keine objektiven
Kriterien gibt. So ist weder die ab-
solute noch die relative Höhe der
Staatsschulden aussagekräftig.
Auch kann es die unterschied-
lichsten Ursachen für ein Nicht-
zahlen geben: finanzielle, wirt-
schaftliche oder politische. Es gibt
auch keine juristische Festlegung
– anders als bei Unternehmen und
Privatleuten existiert keine Insol-
venzordnung für Staaten. Was
aber auch sinnvoll ist: Nur der
Staat kann sein Zahlungsproblem
durch Gelddrucken selbst lösen.
Meist erklärt die Regierung den ei-
genen Staat für pleite (um mit
Gläubigern über Schuldenerlass zu
verhandeln). Oder aber Rating-
agenturen erklären Staaten nach
umstrittenen Kriterien für zah-
lungsunfähig. Beides ist in Grie-
chenland bisher nicht der Fall.

Was passiert am 30. Juni?
An diesem Tag endet das laufende
Kreditprogramm – von den Gläu-
bigern nicht ausgezahlte Darlehen
im Umfang von 15,5 Milliarden
Euro verfallen. Gleichzeitig wird
am 30. Juni ein Kredit des Inter-
nationalen Währungsfonds (IWF)
im Umfang von 1,7 Milliarden Eu-
ro fällig, den Athen wohl nicht zu-
rückzahlen wird. Laut den IWF-
Statuten wird die Zahlung als »im
Verzug« gewertet, wodurch der
Staat nicht weiter auf IWF-Mittel
zugreifen kann, sonst aber keine
Sanktionen zu befürchten hat. Ra-
tingagenturen werden ihre Boni-
tätsbewertungen für Athen nicht
ändern, da sie bei öffentlichen
Gläubigern andere Maßstäbe he-
ranziehen als bei privaten. Aller-
dings könnten sie Ende Juli einen
»selective default« (teilweisen
Zahlungsausfall) feststellen – spä-
testens bis dahin muss Athen kurz-
fristige Anleihen (T-Bills) privater
Gläubiger bedienen. Griechenland
wäre von den Kapitalmärkten ab-
geschnitten – was es aber ohnehin
seit Monaten ist.

Und was sind Kapitalverkehrs-
kontrollen?
Staatliche Maßnahmen, die
schädliche Wirkungen eines freien
Kapitalflusses einschränken sol-
len. Dabei kann es sich um Steu-
ern, Genehmigungspflichten oder
wie jetzt in Griechenland Men-
genbeschränkungen handeln. Um
ein panikartiges Leeräumen von
Bankkonten und den Transfer ins
Ausland zu vermeiden, dürfen
griechische Kunden – anders als
Touristen – nur noch 60 Euro pro
Tag abheben und kein Geld ins
Ausland überweisen. Da in Grie-
chenland bargeldloses Zahlen un-
üblich ist, schafft dies mit der Zeit
erhebliche Probleme. Bankfilialen
bleiben bis 6. Juli geschlossen, die
Börse in Athen noch einen Tag län-
ger. Die Maßnahmen sollen die
Zahlungsunfähigkeit der griechi-
schen Banken vermeiden.

Welche Rolle spielt die Euro-
päische Zentralbank (EZB)?
Auch sie versucht, die unter Kapi-
talabzug leidenden griechischen
Banken flüssig zu halten – mit Hil-
fe der Notkreditlinie ELA für ei-
gentlich gesunde Geldhäuser. In-
nerhalb der EZB ist die weitere
Auszahlung umstritten, vor allem
der deutsche Bundesbankchef ist
dagegen. Am Sonntag wurde der
ELA-Umfang bei rund 90 Milliar-
den Euro eingefroren. KSte

Der Athener Zentralmarkt hatte am Montag normal geöffnet. Foto: AFP/Louisa Gouliamaki

Das Ausbleiben einer
Einigung der internatio-
nalen Gläubiger mit der
Regierung in Athen
müssen vor allem die
griechischen Bürger
ausbaden. Ein Gefühl
der Besorgnis und
Ungewissheit hat sich
breitgemacht. Derweil
wiederholt die deutsche
Regierung zum x-ten Mal
ihre alten Parolen.
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Der Demos betritt die Bühne
Volksabstimmung und Demokratie: Costas Douzinas über Griechenland, die Krisenpolitik und das Referendum
Das Referendum trägt die Lehren
der Platzbesetzungen in das Herz
der Politik. Die Bevölkerung wird
aufgefordert, unmittelbar über ih-
re Zukunft zu entscheiden.

Von Costas Douzinas

Ein Mann sucht das australische Kon-
sulat in Athen auf, um ein Arbeitsvi-
sum zu beantragen. »Warum wollen
Sie Griechenland verlassen?«, fragt
der Konsul. »Ich fürchte, Griechen-
land könnte den Euro verlassen«, ant-
wortet der Mann. »Keine Sorge«, ant-
wortet der Konsul, »gestern habe ich
mit meinem deutschen Kollegen da-
rüber gesprochen, der mir versichert
hat, dass Griechenland in der Euro-
zone bleibt.« »Das ist der zweite
Grund, warum ich auswandern
möchte.«
Diese Geschichte ist Ausdruck des

unlösbaren Dilemmas, mit dem die
Griechen konfrontiert sind: auf der
einen Seite die Fortsetzung der ka-
tastrophalen Sparpolitik, die das Land
zerstört hat, auf der anderen Seite der
Grexit, der auf unabsehbar lange Zeit
Druck auf den Lebensstandard einer
Bevölkerung ausüben wird, deren
Einkommen bereits halbiert ist.
Wenn Ministerpräsident Alexis Tsi-

pras ankündigt, dass er der Bevölke-
rung die letzten Vorschläge der Eu-
ropäer und des IWF zur Abstimmung
vorlegen will, geht es darum, diese ty-
pische Aporie (Ausweglosigkeit) in ei-
ne besser handhabbare Frage zu ver-
wandeln: Steht die Bevölkerung hin-
ter der Regierung und deren Ableh-
nung der schlimmsten Auswirkungen
der Sparpolitik, und wird sie sich
gleichzeitig zu dem Verbleib in der
Eurozone bekennen? Viel steht auf
dem Spiel: Neben dem Schicksal Grie-
chenlands geht es auch um die Euro-
päische Union und die Demokratie.
Der Kontext für dieses Referendum

ist das Verhalten der europäischen
Partner in den vergangenen Mona-
ten. Die SYRIZA-Regierung wurde mit
einem eindeutigen Auftrag gewählt,
nämlich die Sparpolitik zu beenden.
Diese Politik wurde an zwei Fronten
umgesetzt, der haushaltspolitischen
Sparsamkeit und der Abwertung des
griechischen Euro. (...)
Die interne Währungsabwertung

wurde erzielt durch die wiederholte
Senkung der Löhne im Privatsektor
und die Abschaffung eines Großteils
der Arbeitsschutzgesetze wie das
Recht auf Tarifverhandlungen.
Gleichzeitig hat die wiederholte An-
hebung der Steuern, einschließlich
der regressiven Steuern auf Immobi-
lien, dazu geführt, dass die Ökono-
mie beispiellos ausgeblutet ist. Die
Verelendung der arbeitenden Men-
schen, so lautet das Argument des
IWF, soll zur Erhöhung der Konkur-
renzfähigkeit beitragen und das Wirt-
schaftswachstum anregen.
Stattdessen ist das Projekt er-

bärmlich gescheitert. Die Wirt-
schaftsleistung ist um 26 Prozent ge-
sunken, die Arbeitslosigkeit auf 27
Prozent gestiegen, die Jugendar-
beitslosigkeit stieg auf 60 Prozent und
über 3 Millionen Menschen leben an
oder unterhalb der Armutsgrenze.
Vor ein paar Jahren gab der IWF zu,
dass er die nachteiligen Effekte der
Sparpolitik auf die Wirtschaft unter-
schätzt habe, er habe den so ge-
nannten fiskalischen Multiplikator
nur auf ein Drittel so hoch einge-
schätzt, wie er dann tatsächlich war.
Vor diesem Hintergrund haben die

Griechen im Januar 2015 die SYRI-
ZA-Regierung gewählt und ihr den
Auftrag mitgegeben, eine politische
Umkehr einzuleiten. Es folgte eine
Zeit der Verhandlungen. Es waren
aber keine echten Verhandlungen.
Angesichts des großen Machtgefälles
zwischen den beiden Parteien und der
Kluft zwischen den jeweiligen Ideo-
logien waren diese Gespräche ext-
rem asymmetrisch.
Ich habe diese »Verhandlungen«

als europäischen Coup bezeichnet,
den Versuch, einen »Regimewechsel«
mit Hilfe von Banken statt Panzern zu
erzwingen. Wirtschaftlich gesehen
geht es für die Kreditgeber um nicht
sehr viel, weil die griechische Öko-
nomie nur zwei Prozent des euro-
päischen Bruttoinlandsprodukts aus-
macht, was den Zusammenbruch der
Beziehungen nicht wirklich rechtfer-
tigt. Das Vorbeugeprinzip der Risi-
kotheorie, wie sie in die europäische

DNA eingeschrieben ist, fordert, dass
die unabsehbaren Folgen eines Gre-
xits für die europäische und die Welt-
wirtschaft vermieden werden sollten.
Die Bedrohung, die angeblich von

einem Erfolg SYRIZAs und einem laut
IWF wirtschaftlich unrentablen Hair-
cut für die griechischen Schulden
ausgeht, ist eine politische, keine
ökonomische. Die europäischen Eli-

ten fürchten, dass die Ablehnung der
Sparpolitik vonseiten der griechi-
schen Bevölkerung und der Regie-
rung auf ganz Südeuropa übergrei-
fen könnte.
Die Furcht vor der politischen An-

steckung ist die einzig plausible Er-
klärung für das Vorgehen der Euro-
päer und des IWF. Das Ziel ist klar:
entweder Sturz der Regierung, wenn
sie die harten Bedingungen nicht ak-
zeptiert, oder eine so schwere De-
mütigung, dass Partei und Regierung
auseinanderbrechen.
Es gibt viele Anzeichen für diesen

Versuch des »Regimewechsels«. Je-
des Mal, wenn die griechische Re-
gierung den Führungspersonen Eu-
ropas einen politischen Vorschlag
vorlegt, um das langfristige Problem
der tragfähigen Schuldenbelastung
zu lösen, wurde sie aufgefordert, zu
den Technokraten zu gehen und die
Kosten kalkulieren zu lassen. Kamen
die Griechen mit einem detaillierten

Kostenplan zurück, griffen die Gläu-
biger den politischen Rahmen an.
Der IWF besteht auf der internen

Währungsabwertung und fordert da-
bei einen Schuldenschnitt, um ihn zu
realisieren. Die Europäer sind hin-
sichtlich des demokratischen Man-
dats etwas sensibler, aber keinesfalls
bereit, über eine Schuldenerleichte-
rung zu verhandeln. Gefangen zwi-
schen der Scylla beständig wachsen-
der Verschuldung, bei der alte mit
neuen Krediten abbezahlt werden,
und der Charybdis eskalierender
Sparpolitik, blieb SYRIZA nichts mehr
zu verhandeln.
Die letzten Züge dieses Spiels sind

charakteristisch für eine Sackgasse.
Am 25. Juni legte Griechenland er-
neut gründlich kalkulierte Vorschlä-
ge vor. Zum ersten Mal wurden die
Vorschläge von den Gläubigern be-
grüßt, die diese für eine gute Aus-
gangsposition hielten. Unmittelbar
danach jedoch wiesen die Gläubiger
zurück, was sie nur wenige Stunden
zuvor als Grundlage für ein Abkom-
men bezeichnet hatten. Vier Tage vor
Auslaufen des derzeitigen Finanzie-
rungsprogramms erhöhten die Gläu-
biger die Summe, mit der die Öko-
nomie weiter ausgeblutet werden
soll, auf über elf Milliarden Euro und
sie forderten, dass der Löwenanteil
der neuen Forderungen den Ärmeren
aufgebürdet werden sollte.
Präsentiert wurde dieser ab-

schließende Vorschlag nach dem
Motto »Friss oder stirb!« Angela Mer-
kel nannte ihn »großzügig«, während
Donald Tusk, Präsident des Europa-
rats, sagte: »Das Spiel ist aus.« Es
zeichnete sich ab, dass die »Ver-
handlungen« nur dann zu einem Er-
gebnis kommen würden, wenn die
griechische Regierung die Erpres-
sung akzeptiert und ihre Ideologie,
ihre Versprechungen an die Bevöl-
kerung und die Hoffnungen, die sie

den Griechen wie den Europäern gab,
aufgibt. In diesem Kontext ruft Tsi-
pras das Referendum aus und fordert
die Bevölkerung auf, darüber zu ent-
scheiden, ob sie die Position der
Gläubiger akzeptieren will oder nicht.
Der Nachkriegskompromiss zwi-

schen Kapitalismus und Demokratie
äußerte sich auf höchst autoritäre
Weise in der Gründung der Europäi-
schen Union. Kapitalismus und De-
mokratie verfolgen unterschiedliche
Prinzipien bei der Verteilung des So-
zialprodukts. Wolfgang Streeck
schrieb in seinem Buch »Gekaufte
Zeit«, dass auf dem Markt und im
bürgerlichen Recht die Verteilung
nach Marktentscheidungen und Ei-
gentumstiteln erfolgt, einschließlich
Schuldverschreibungen, und sich in
Preisen ausdrückt. Wer auf dem
Markt scheitert, wird das Ziel von
Philanthropie oder – bei dem Ver-
such des Widerstands – von polizei-
licher Unterdrückung.
Soziale Gerechtigkeit ist auf der

anderen Seite bestimmt von Kultur-
normen und Kollektivvorstellungen
von Gerechtigkeit, Anständigkeit und
Solidarität. Sie sorgt dafür, dass jede
und jeder einen Mindestlebensstan-
dard genießen kann und Bürger- wie
Menschenrechte unabhängig von in-
dividueller Wirtschaftsleistung oder
Produktivität gelten. Soziale Ge-
rechtigkeit äußert sich in Entschei-
dungen formeller und informeller
Institutionen wie auch in Wahlen. Sie
ist das Korrektiv zum marktgesteu-
erten Verteilungssystem.
SYRIZA hat deutlich gemacht, dass

die Zukunft Griechenlands in der Eu-
rozone und in der EU liegt. Die Ver-
handlungsposition der Regierung, die
mit dem Mandat ihrer Wählerschaft
bewaffnet war, stellt einen verzwei-
felten Versuch dar, die Kohabitation
von Demokratie und Kapitalismus
trotz der Feindseligkeit des Neolibe-

ralismus gegenüber Wahlen beizu-
behalten. Der Spätkapitalismus be-
ruht auf der Neutralisierung der De-
mokratie. Technokraten fällen alle
wesentlichen politischen Entschei-
dungen, während die Bankiers und
das Finanzkapital als Wählerblock er-
scheinen, dermit der Bevölkerung um
die knappen Ressourcen konkurriert.
Der griechische Vorschlag könnte

die politische Landschaft grundle-
gend verändern. »Volksabstimmung«
gilt auf den Fluren der Brüsseler Bü-
rokratie als ein schmutzigesWort. Die
Eliten wurden traumatisiert durch
Niederlagen gegen die Bevölkerun-
gen in Frankreich, den Niederlan-
den, Irland und Polen, unter ande-
ren, und sie kippten 2012 Papand-
reous Vorschlag für ein Referendum.
Die europäischen Eliten, die sich

seit 1989 für unangreifbar hielten,
spüren die Wut der Bevölkerung und
können sie nicht begreifen. Der Vor-
schlag von Tsipras versetzt sie erneut
in Furcht, weil jetzt das Volk die po-
litische Bühne betritt. Das Referen-
dum wird zu einer Begegnung mit
dem Widerstand der griechischen Be-
völkerung gegen die Sparpolitik und
der Bewegung, die im Jahr 2011 mit
der Besetzung des Syntagmaplatzes
in Athen begann. Es rückt die Bevöl-
kerung in den Mittelpunkt der Politik
und es kündigt einen institutionellen
Rahmen an, in dem direkte Demo-
kratie zu einem ständigen Begleiter
ihres repräsentativen Teils wird.
Auf dem Syntagma und auf vielen

anderen Plätzen der Welt fand ein er-
staunliches Experiment statt. Die
Syntagma-Multitude imitierte und
unterlief zugleich das Prinzip der Re-
präsentation und der Staatsorgani-
sation. Auf täglichen Versammlun-
gen und mit einem ausgefeilten Netz-
werk von Arbeitsgruppen bot Syn-
tagma einen Mikrokosmos des zu-
künftigen demokratischen Staats, der
strikt dem Axiom der Gleichheit un-
terstellt ist. Die Syntagma-Multitude
stellte keine leidende und unter-
drückte Bevölkerung dar. Es handel-
te sich um aktive und kreative Leute,
die sich in radikaler Demokratie üb-
ten und das Schicksal in die eigene
Hand nahmen. Der Sieg SYRIZAs und
der radikale Wandel in der griechi-
schen Politik ging von Syntagma aus.
Das Referendum trägt die Lehren

der Platzbesetzungen in das Herz der
Politik. Die Bevölkerung wird aufge-
fordert, unmittelbar über ihre Zu-
kunft zu entscheiden. Über SYRIZA
und die griechische Opposition wird
in den nächsten Tagen das Urteil ge-
fällt werden.
In einer Diskussion mit dem briti-

schen »Guardian« und in verschie-
denen Interviews wurde ich gefragt,
ob »Griechenland gerettet werden
kann«. Die Kurzatmigkeit der Be-
richterstattung erweckt den Eindruck
einer nahenden Apokalypse. Für die
Medienmag das nützlich sein, mit der
Realität hat das nichts zu tun.
Die Sonne wird auch morgen wie-

der über der Akropolis scheinen, die
Eule von Athen wird mit der einbre-
chenden Dämmerung ihren Flug be-
ginnen, wie Hegel schrieb. Trotz all
der Schwarzseher bleibt die Bevölke-
rung ruhig, stoisch, sich der Bedeu-
tung des historischen Moments be-
wusst. Die Hellenen sind sehr viel aus-
dauernder als die meisten Zweifler.
Das Referendum stellt aber auch

die europäischen Eliten vor ein gro-
ßes Dilemma: Respektieren sie die
Entscheidungen der Bürger oder sind
die Forderungen der Bankiers, Fi-
nanziers und ihrer Freunde in Politik
und Medien die Bibel des neuen Eu-
ropas? Das griechische Volk gibt der
Europäischen Union die Gelegenheit,
ihre Verpflichtung auf die Werte der
Aufklärung – Gleichheit, Freiheit, So-
lidarität – und die Prinzipien der ei-
genen Gründung zu bekräftigen. Auf
wundersame Weise gibt uns der Ge-
burtsort der Demokratie die Gele-
genheit, sich neu auf ihre Ideale im
21. Jahrhundert zu verpflichten.

Costas Douzinas ist griechischer Philo-
soph, Rechtswissenschaftler und Autor
von »Philosophy and Resistance in the
Crisis«. Er lehrt an der Birkbeck Univer-
sity of London und ist Direktor des Birk-
beck Institute for the Humanities. Die
Übersetzung seines hier leicht gekürzten
Textes stammt von Rosemarie Nünning.
Die vollständige Version finden Sie un-
ter dasND.de/Douzinas

Proteste auf dem Athener Syntagmaplatz gegen die Kürzungspolitik im Jahr 2012 Foto: AFP/Aris Messinis

Die Kurzatmigkeit der
Berichterstattung
erweckt den Eindruck
einer nahenden Apo-
kalypse. Für die Medien
mag das nützlich sein,
mit der Realität hat das
nichts zu tun.

KOMMENTAR

Politischer
Grexit
Tom Strohschneider über den
Rauswurf des griechischen Finanz-
ministers aus der Eurogruppe

Der Satz steht im Protokoll Num-
mer 14, einem Anhang zum Ver-
trag über die Arbeitsweise der
Europäischen Union »betreffend
die Eurogruppe«: »Die Minister
der Mitgliedstaaten, deren Wäh-
rung der Euro ist, treten zu infor-
mellen Sitzungen zusammen.«
Da steht nicht: einige Minister.

Oder: eine Gruppe von Ministern,
aber nicht alle aus den Eurostaa-
ten. Da steht: »Die Minister der
Mitgliedstaaten, deren Währung
der Euro ist.« Griechenland ist ein
Mitgliedstaat und die Währung
dort ist der Euro. Yanis Varoufakis
ist der Finanzminister dieses Lan-
des. Am Samstag haben die ande-
ren ihn aus der Eurogruppe raus-
geworfen, man kann das nicht
anders formulieren. So etwas ist
noch nie passiert, seit es das Gre-
mium gibt. Ein politischer Grexit.
Zuvor haben Finanzminister

den griechischen Antrag auf vo-
rübergehende Verlängerung des
Kreditprogramms um einen Mo-
nat abgelehnt – natürlich ohne
Zustimmung aus Athen. Die sonst
übliche Einstimmigkeit ist gebro-
chen. Danach, so heißt es auch im
österreichischen »Standard«, hät-
ten 18 Minister beschlossen,
»nach dem offiziellen Ende der
Sitzung informell weiterzureden,
was nach einer Insolvenz Grie-
chenlands zu tun wäre, um den
Euro zu stabilisieren«. Ohne Va-
roufakis. Und »unter uns«, wie
Berlins Ressortchef Wolfgang
Schäuble später gesagt haben soll.
Aber was heißt hier »informell

weiterreden«? »Unter uns«? »Die
Minister der Mitgliedstaaten, de-
ren Währung der Euro ist, treten
zu informellen Sitzungen zusam-
men.« So steht es in Protokoll 14.
Die Runde ist schon informell, der
Rauswurf eines Ministers aus dem
Kreis der 19 lässt sich nicht mit
dem »informellen« Beratungsbe-
darf von anderen begründen.
Im Internet machen kurze

Kommentare die Runde, in denen
daran erinnert wird, dass Angela
Merkel 2010 noch mit dem Plan
gescheitert war, Griechenland
wegen der Schuldenprobleme das
Stimmrecht zu entziehen. Hat sie
es nun quasi doch geschafft?
Eurogruppen-Chef Jereon

Dijsselbloem, so berichtet es Va-
roufakis, habe bei der Sitzung erst
den Antrag Griechenlands auf
kurze Verlängerung des Kredit-
programms abgelehnt und dann
vorgeschlagen, dass man ohne die
griechische Seite weiterdiskutie-
ren wolle: über Fragen des Schut-
zes vor möglichen Folgen einer
Pleite Griechenlands. Als sie spä-
ter eine Erklärung darüber veröf-
fentlichen, wird nur noch von ei-
ner »ministeriellen Erklärung« die
Rede sein. Gibt es die Eurogruppe
überhaupt noch?
Varoufakis, als er merkt, man

will ihn nicht mehr dabei haben,
fragt den Rechtsdienst des Euro-
päisches Rates, ob der Chef der
Eurogruppe ein Treffen einberu-
fen kann – bei dem ausdrücklich
ein einzelnes Mitglied nicht ge-
wünscht ist. Die Antwort: Ja, denn
die Eurogruppe ist »eine infor-
melle Gruppe«. Weder für die bis-
her übliche Einstimmigkeit, die im
ersten Teil des Treffens gebrochen
wurde, als es um die Ablehnung
des Wunsches der griechischen
Seite nach Verlängerung ging,
noch für die Frage, wer wann mit
wem zusammensitzt, gibt es Fest-
legungen oder Verträge.
Man hat der Eurogruppe, die

keine Regeln kennt, die Zukunft
der gemeinsamen Währung an-
vertraut. Man lässt dort faktisch
Entscheidungen treffen, die von
enormer Tragweite sind. Und
wenn es der Mehrheit opportun
erscheint, begeht diese Eurogrup-
pe einen politischen Grexit.
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Diese Ausgabe ist weitergebens-
und aufhebenswert

Zu »Der Ausverkauf«, Wochenend-
beilage vom 27./28.6.
Ein großer Wurf ist (wieder) ge-
lungen! Eine solche Zusammenfas-
sung des Ausverkaufs der DDR kann
man garantiert in keinem anderen
Printmedium lesen – Glückwunsch
der Redaktion, aber auch jedem, der
sich die Zeit nimmt zum Lesen! Vor
allem auch wegen des äußerst klu-
gen und ausgewogenen Verhält-
nisses zwischen Worten und Grafi-
ken gilt hier nicht, dass nichts so
überholt ist wie die Zeitung von
gestern. Nein, diese Nummer ist
weitergebens- und aufhebenswert!
Hans-Ulrich Schneider, Weimar

Die Wochenendbeilage zur Wäh-
rungsunion vor 25 Jahren war die
absolute Spitze! Es wurden viele
Fakten dargelegt, die weder ich
noch mein unmittelbares Umfeld
kannten bzw. nach so langer Zeit
vergessen hatten. Wäre es nicht ei-
ne Idee, diese Beilage als Broschüre
anzubieten?
Reiner Zimmermann, Berlin

Es wird gelogen und manipuliert

Zu »EU flüchtet aus Verantwortung«,
27./28.6., S. 1
Ich sehe kein Griechen-Drama! Aber
eine dramatische Entwicklung in
Europa und darüber hinaus! Mer-
ken die Regierenden überhaupt
noch, was gegenwärtig auf dieser
vom Großkapital diktierten Welt
passiert? Ökonomische Gesetze (Er-
weiterte Reproduktion!) werden be-
wusst weltweit ausgehebelt. Nicht
von Tsipras’ neuer Regierung!
Die Werte schaffende Produkti-

on nimmt zunehmend ab. Der ma-
nipulierte Geldmarkt boomt weiter
– trotz Lehman Brothers! Der stra-
tegische Kampf um die Neuauftei-
lung der Welt tobt wieder mit ge-
fährlich zugespitztem Militärgeras-
sel! Dazu wird gelogen und mani-
puliert. Was schrieb einst Bertolt

Brecht: »Die Bürger werden eines
Tages nicht nur die Worte und Ta-
ten der Politiker zu bereuen haben,
sondern auch das furchtbare
Schweigen der Menschheit!« Wie
endete einst das »große Römische
Reich«? Quo vadis, Europa?
Michael Röber, Berlin

Es geht doch nur darum, das grie-
chische Volk dafür zu bestrafen,
dass es in den Augen der »Instituti-
onen« (vormals Troika) die »fal-
sche« Regierung gewählt hat. Als
nützlichen Nebeneffekt erhofft man
sich eine Schwächung linker Be-
wegungen in anderen EU-Ländern
(Beispiel Spanien mit Podemos),
indem man ihnen das dann ge-
scheiterte Griechenland als ab-
schreckendes Beispiel vor Augen
führen kann.
Gertrude Fernekes, Worms

Ach gäbe es doch nur einen einzi-
gen Politiker, der die Griechenland-
Misere als Chance begreift. Als
Chance, sich zusammenzusetzen
und das gemeinsame Haus Europa
so umzubauen, dass sich alle darin
wohl fühlen. Mit gemeinsamen so-
zialen Standards und selbstver-
ständlichen Transferleistungen als
Soli von Nord nach Süd. Es gibt ihn
nicht. Europa ist ohne Visionäre.
Michael Maresch, München

Wo kämen wir denn da hin?

Zu »Griechenland entscheidet«,
29.6., S. 1
Aber hallo! Da kommt doch die
griechische Regierung tatsächlich
auf die Idee, dass Wahlversprechen
zu halten sind! Und alle die leuch-
tenden Demokratievorbilder des
Westens sind unisono entsetzt! Wo
kämen wir denn da hin, wenn das
alle machen würden!
Annette Mittenzwei, Zeitz

Beiträge in dieser Rubrik sind keine
redaktionellen Meinungsäußerungen.
Die Redaktion behält sich das Recht
Sinn wahrender Kürzungen vor.

KOMMENTIERT

Fatale Logik
Olaf Standke über die NATO-Forderung nach höheren Militärausgaben

Auch in diesem Punkt erweist sich Jens Stoltenberg als Wiedergänger des
letzten NATO-Generalsekretärs: Wie Anders Fogh Rasmussen lässt er keine
Gelegenheit aus, die Pakt-Staaten zu mehr Militärausgaben zu drängen. 60
Jahre deutsche NATO-Mitgliedschaft sind da ein guter Anlass. Zwei Pro-
zent des Bruttoinlandsprodukts sollen jährlich verpulvert werden, noch tun
das die wenigsten Länder. Dabei falle eine große Volkswirtschaft wie
Deutschland besonders stark ins Gewicht, kritisiert Stoltenberg.
Das mächtigste Militärbündnis hat sich mit seiner vor allem gegen Russ-

land gerichteten Strategie in eine Rüstungsspirale begeben – mit dem Ar-
gument, dass Moskau wie auch Peking ihre Militärausgaben deutlich er-
höht hätten. Nur kommt die NATO zur Zeit z.B. auf das Dreizehnfache des
russischen Etats. Auch in Berlin wuchs das Budget in den letzten Jahren
um knapp 13 Prozent, und bis 2019 sollen es erneut 6,2 Prozent sein. Zu-
sätzliche Milliarden für teure Rüstungsprojekte wie das Raketenabwehr-
system MEADS verhindern dabei die dringend notwendige Entwicklungs-
dividende im Kampf gegen Armut . Doch der angestrebte 35-Milliarden-
Euro-Etat ist Brüssel und Washington noch immer zu wenig. Selbst der
Wehrbeauftragte des Bundestages will zusätzliche Steuereinnahmen lieber
in Aufrüstung fließen lassen. Ein fatale Logik des Militarismus.

Planungssoftware-Klimbim
Simon Poelchau über Verkehrsminister Dobrindts Pläne für Großprojekte

Verkehrsminister Alexander Dobrindt will Deutschlands Großprojekte retten.
Ein »Zehn-Punkte-Aktionsplan« soll sicherstellen, dass Vorhaben wie der Flug-
hafen BER künftig nicht mehr viel zu teuer und viel zu spät fertig werden.
Als erstes müsste Dobrindt jedoch seinem Amtsvorgänger und CSU-Partei-

genossen Peter Ramsauer danken, dass er ihm die Reformkommission Groß-
projekte hinterlassen hat. Ihr Abschlussbericht auf dem Dobrindts Aktions-
plan fußt, kommt gerade rechtzeitig, um von der Verschiebung der Einfüh-
rung der Pkw-Maut, Dobrindts ganz persönlichem Großprojekt-Debakel, ab-
zulenken. Da bietet sich ein versprochener Kulturwandel bei der Realisierung
von Großprojekten gut an. Schließlich sind BER, Stuttgart 21 und Elbphil-
harmonie zu wahren Reizwörtern in der Öffentlichkeit geworden, weil sie
Unsummen an Steuergeldern verschlingen und trotzdem nicht fertig werden.
Doch wie will Dobrindt sein Versprechen Realität werden lassen? Wie soll
etwa der wirtschaftlichste vom billigsten Anbieter unterschieden werden?
Wie soll verhindert werden, dass die Kosten bei Großprojekten – die häufig
Prestigeobjekte sind – explodieren, weil die öffentlichen Bauherren immer
wieder mit Extrawünschen ankommen?
Überzeugend ist Dobrindts Plan nicht. Ein bisschen Planungssoftware-

Klimbim, wie er ihn einführen will, reicht da einfach nicht aus.

Schlechte Karten für Patienten
Silvia Ottow über die Gefahr einer »abhängigen« Beratung

Seit fast zehn Jahren gibt es unabhängige Patientenberatung in Deutsch-
land – mühsam erkämpft von den Vertretern der Krankenversicherten und
den Sozialverbänden. Es zeichnete sich ja bereits vor Jahren ab, dass mit
jedem neuen Gesetz die Sachverhalte im Gesundheitsbereich komplizier-
ter werden und selbst Fachleute nicht durchsehen. Ganz zu schweigen
von Streit- oder gar Klagefällen. Die unabhängige Beratung wird von Ver-
braucherzentrale und Sozialverband VdK getragen, ca. 80 000 Mal im
Jahr wird ihre Hilfe gesucht. Ein Glück, dass es sie gibt, dachte vermutlich
noch jeder Beobachter, als die Gesetzesepidemie aus dem Gesundheits-
ministerium in diesem Jahr ausbrach. Jede neue Regel beschwor den
Ausbau der Beratungsnotwendigkeit der Versicherten aufs Neue.
Wenn die gesetzlich vorgeschriebene neue Ausschreibung in diesem

Jahr tatsächlich ein privater Gesundheitsdienstleister gewinnen sollte,
haben die Patienten schlechte Karten. Wer wie dieser im Auftrag der
Krankenkassen arbeitet, wird kaum der Richtige sein, wenn es gegen die
Kassen geht. Warum Sozialverband und Verbraucherorganisation als Trä-
ger der Beratung plötzlich nicht mehr gewollt sind, kann nur wissen, wer
die Gesetze gemacht hat: das Bundesgesundheitsministerium. Das sollte
auch mal neu ausgeschrieben werden.

FLATTERSATZ

Die Kunst des Abschiednehmens
Bernd Zeller über Stefan Raab, Karl-Eduard von Schnitzler und die Ära der Aufhörparolen

In unserem heutigen Bericht widmen
wir uns dem als beispielgebend an-
gesehenen Abschied des Fernsehun-
terhalters Stefan Raab als ein sol-
cher. Irgendetwas macht er natürlich
weiter, er hört nur damit auf, es im
Fernsehen zu tun.
Hier wünschen manche wahr-

scheinlich eine Erklärung, was Ste-
fan Raab eigentlich genau gemacht
hat. Er war im Fernsehen. Für die
jüngere Generation ist das entschei-
dend, Älteren kommt es noch darauf
an, womit. Er hat in seiner Sendung
»TV total« im Privatsender Pro7 ein
Konzept aus dem DDR-Fernsehen
adaptiert und wie im damaligen
Format namens »Der schwarze Ka-
nal« Ausschnitte aus dem bundes-
deutschen Fernsehen mit bissigen
Kommentaren versehen. Um noch
billiger Sendeminuten zu füllen, hat
er manches davon musikalisch auf-
bereitet oder die Leute aus den
Fernsehschnipseln ins Studio zum
Gespräch geholt. Ähnlich wie beim
»Schwarzen Kanal« wurden die Sen-
dungen anschließend in den sozialen
Gruppen ausgewertet, ebenfalls
häufig mit großer Zustimmung. Den
Abschied allerdings hat Karl-Eduard
von Schnitzler etwas perfekter hin-
gekriegt; zu sagen: »Dies ist die kür-
zeste Sendung, nämlich die letzte«,
ist kraftvoller als die Ankündigung,
bis zum Jahresende weiterzuma-
chen, auch wenn man Verständnis
für die aus dem Quotendruck ent-
stehende Rücksicht auf Sender und
Zuschauer aufbringt.
Die Branche reagiert auf den Aus-

stieg des Fernsehens aus Stefan Raab
mit Schock und Respekt. Alle ge-
fühlten Prominenten und Stars, die
gehofft hatten, es doch noch oder
wieder zu schaffen, bei »TV total« zu
Gast zu sein, hoffen nun, wenigstens
während der Restlaufzeit zu den
Auserwählten zu gehören. Es könnte

zu harten Ausleseaktionen mit Ver-
dünnung der Prominentenschicht
kommen.
Zugleich zollen alle Respekt für

die Entscheidung aufzuhören, bevor
sie einem abgenommen wird. Tho-
mas Gottschalk, der gerne wieder
einmal mit »Wetten dass« aufhören
würde, schrieb in einem Zeitungs-
beitrag, er frage sich, ob er nicht den
passenden Zeitpunkt verpasst habe,
etwa bei der Show zu seinem 65.
Geburtstag. Die ist noch nicht so
lange her, deshalb fragen sich viele
verwundert, ob das bedeuten soll,
dass Thomas Gottschalk noch gar
nicht aufgehört hat.
Dass heute nicht mehr Durchhal-

ten als respektabel angesehen wird,
sondern rechtzeitiges Aufhören, fin-
den manche bezeichnend, ohne aber

genau sagen zu können, wofür. Zu-
mindest kann man erfreut zur
Kenntnis nehmen, dass man kaum
mehr mit Durchhalteparolen behel-
ligt wird. Womöglich kommt eine
Zeit der Aufhörparolen. Jedes Auf-
hören aber hat auch irgendwo ein
Weitermachen in sich; Pro7 macht
weiter, auch in der schweren Zeit
ohne Stefan Raab – dem sollte man
ebenso Respekt zollen. Die Queen
hat bisher auch immer weiterge-
macht, was man ihr hoch anrechnet,
nicht nur, weil man ihren potenziel-
len Nachfolger kannte und wenig
überrascht gewesen wäre, auch, weil
sie nach einer Abdankung trotzdem
da gewesen wäre und keinerlei Ein-
sparungen bewirkt hätte. Darin un-
terscheidet sie sich von anderen
Staatsoberhäuptern wie etwa den
Bundespräsidenten, die nicht nur
nichts einsparen nach ihrem Aus-
scheiden aus dem Amt, sondern neue
Kosten verursachen, da das Amt mit
einem neuen Kostenfaktor besetzt
werden muss. Es wäre zu überlegen,
ob das Ausfertigen von Bundesge-
setzen und das Abhalten von Weih-
nachtsansprachen zu Weihnachten
und sonstigen Anlässen nicht auch
von der Queen gleich mit erledigt
werden könnte. Durch eine europäi-
sche Richtlinie könnten die rechtli-
chen Grundlagen leicht geschaffen
werden.
Die mit dem Ausscheiden von

Günther Jauch aus dem Talk »Gün-
ther Jauch« verbundenen Hoffnun-
gen haben sich indes nicht erfüllt;
diese waren darauf gerichtet, dass
damit auch die bei ihm ansässigen
Politiker entlassen würden. Die wer-
den aber von Anne Will übernom-
men und können gleich sitzenblei-
ben. »Wer wird Millionär?« macht
Günther Jauch weiter; da sind die
Antworten auch vorgegeben, aber er
kann die härteren Fragen stellen.

Bernd Zeller
ist Satiriker und Karikaturist und
lebt in Jena.
Foto: privat

PERSONALIE

Zweite Chefin
Von Andreas Knudsen, Kopenhagen

Mette Frederiksen galt als Kron-
prinzessin der dänischen Sozial-
demokratischen Partei. Als selbst-
verständliche Krönung ihrer poli-
tischen Laufbahn wurde die Wahl
der Parteivize am Wochenende
angesehen. Die bisherige Partei-
vorsitzende und Ministerpräsi-
dentin Helle Thorning Schmidt
war nach der Wahlniederlage vom
18. Juni zurückgetreten und gab
auf dem Sonderkongress die Sta-
fette weiter: »Ich war die erste
weibliche sozialdemokratische
Parteivorsitzende und Minister-
präsidentin in Dänemark, aber ich
werde nicht die letzte sein.«
Die Erwartungen an Mette Fre-

deriksen sind damit hochgesteckt.
Aber in ihren Funktionen als Par-
teisprecherin verschiedener Poli-
tikgebiete sowie als Arbeits- und
Justizminister hat sie bewiesen,
dass sie schwierige Ressorts und
Posten ausfüllen und mit fester
Hand steuern kann.
In ihrer Antrittsrede auf dem

Sonderkongress der Sozialdemo-
kratischen Partei kündigte Frede-
riksen an, dass die Partei auch
weiterhin ergebnisorientiert im
Parlament arbeiten werde. Damit
streckt sie dem neuen Minister-
präsidenten Lars Lökke Rasmus-
sen auf so wichtigen Gebieten wie
EU-, Ausländer- und Sozialpolitik
die Hand entgegen.
Ihr wichtigstes politisches Ziel

wird es sein, die Sozialdemokra-
ten gegenüber den Wählern als ei-
ne Partei zu positionieren, die Re-

gierungsverantwortung überneh-
men und »fair, aber fest« agieren
kann. Mit dieser Formulierung
charakterisierte sie als Justizmi-
nisterin, wie Integrationspolitik zu
führen sei. Als Arbeits- und Sozi-
alministerin sprach Mette Frede-
riksen davon, dass (Arbeits-
)Pflichten erfüllt werden müssen,
um soziale Rechte zu sichern. Po-
litisch bewegte sie sich in den letz-
ten Jahren von linken Manifesta-
tionen zur Mitte-Rechts-Realpoli-
tik im Rahmen sozialdemokrati-
scher Werte.
Mette Frederiksen stammt aus

einer Familie mit langer sozialde-
mokratischer Tradition und gilt in
weiten Teilen der Partei als In-
karnation ihrer traditionellen
Werte. Die 37-Jährige ist verhei-
ratet, Mutter zweier Kinder und
Bachelor in öffentlicher Verwal-
tung.

Mette Frederiksen ist neue Chefin
der dänischen Sozialdemokraten
Foto: Steen Brogaard
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Diestel löst mit Dank an
Volkspolizei Debatte aus
Schwerin. Der letzte Innenminis-
ter der DDR, Peter-Michael Dies-
tel, hat der Volkspolizei einen ent-
scheidenden Anteil am friedlichen
Verlauf der deutschen Wiederver-
einigung beigemessen und damit
eine Debatte ausgelöst. Diestel
dankte der Polizei für das »um-
sichtige und kluge Verhalten«. Die
gewaltfreie Wende habe im We-
sentlichen ihre Ursache darin,
»dass diejenigen, die Maschinen-
gewehre und Maschinenpistolen
hatten, diese zu keinem Zeitpunkt
eingesetzt haben und die Macht
der gefalteten Hände und der Ker-
zen akzeptierten«, schrieb Diestel
im ISOR-Magazin, dem Mittei-
lungsblatt für ehemalige Angehö-
rige der Nationalen Volksarmee,
Volkspolizisten und Mitarbeiter
des Ministeriums für Staatssicher-
heit. Die Abgeordnete im Landtag
von Mecklenburg-Vorpommern,
Silke Gajek (Grüne), warf Diestel
deshalb »unglaubliche Ignoranz«
vor. Und der SPD-Fraktionsvorsit-
zende in Schwerin, Norbert Nies-
zery, warnte vor einer Heroisie-
rung der Volkspolizei. dpa/nd

Privatunternehmen soll
Patienten beraten
Bielefeld. Das private Unterneh-
men Sanvartis soll nach einem Be-
richt ab nächstem Jahr die Bera-
tung von Patienten in Deutsch-
land übernehmen. Das Unter-
nehmen, das dafür neun Millio-
nen Euro pro Jahr erhalten soll,
unterhalte in Duisburg ein Call-
Center und sei nach eigener Dar-
stellung bereits für einzelne ge-
setzliche Krankenkassen tätig,
schreibt die »Neue Westfälische«.
Die unabhängige Beratung von
Patienten war von den gesetzli-
chen Krankenkassen und vom Pa-
tientenbeauftragten der Bundes-
regierung, Karl-Josef Laumann
(CDU) neu ausgeschrieben wor-
den. Bislang war für die Patien-
teninformation die »Unabhängige
Patientenberatung Deutschland«
zuständig. epd/nd
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G36-Hersteller will keinen
Schadenersatz leisten
Oberndorf. In der Affäre um das
Sturmgewehr G36 hat der Waf-
fenhersteller Heckler & Koch
mögliche Schadenersatzforde-
rungen zurückgewiesen. Das Ver-
teidigungsministerium hat, wie
am Wochenende bekanntwurde,
die Staatsanwaltschaft einge-
schaltet. Dazu erwiderte die Fir-
ma am Montag: »Vom Bundesamt
für Ausrüstung, Informations-
technik und Nutzung der Bun-
deswehr geltend gemachte For-
derungen wegen behaupteter
Sachmängel sind offensichtlich
unbegründet.« Die Feststellungen
über das Verhalten der Waffe bei
Hitze beträfen keine Sachmängel.
An der Treffsicherheit des G36 bei
großer Hitze und Dauerfeuer gibt
es Zweifel. dpa/nd

Meyer-Betriebsrat über
Werftentwicklung besorgt
Papenburg. Der Betriebsrat der
Meyer Werft hat besorgt auf die
Ankündigung der Schiffbauers re-
agiert, den Firmensitz nach Lu-
xemburg zu verlagern. Er habe ein
Fragenkatalog an die Geschäfts-
führung übergeben, sagte am
Montag ihr Vorsitzender Ibrahim
Ergin. Unter anderem wollen die
Beschäftigten wissen, ob sie auch
künftig über die wirtschaftliche
Entwicklung des Unternehmens
informiert werden oder ob Be-
triebsteile ausgelagert werden
sollen. Am Wochenende war be-
kanntgeworden, dass Meyer sei-
nen Firmensitz von Rostock in das
Großherzogtum verlagern und
dort den zentralen Einkauf für die
Standorte in Papenburg, Rostock
und dem finnischen Turku bün-
deln will. dpa/nd

Lebenslang als Option
Experten empfehlen Änderungen am Mordparagrafen, aber keine grundlegende Reform
Wer einen Mord begeht, bekommt
lebenslänglich. Dieses »Muss« soll
fallen, rät eine Expertenkommissi-
on Justizminister Maas. Der berei-
tet jetzt eine Reform vor. Die Union
rührt bereits Beton an.

Von Ines Wallrodt

Mord soll nicht mehr automatisch zu
lebenslanger Freiheitsstrafe führen,
Richter sollen auch mildernde Ge-
sichtspunkte berücksichtigen dürfen –
das sieht der Abschlussbericht einer
Expertenkommission vor, die Vor-
schläge zur Reform des Mordpara-
grafen erarbeitet hat. Auf der ande-
ren Seite plädieren die Juristen für
Verschärfungen, beispielsweise eine
höhere Mindeststrafe für Fälle von
Totschlag, die vom Gericht als »min-
der schwer« eingestuft werden.
Justizminister Heiko Maas (SPD)

hatte die 16-köpfige Runde aus Wis-
senschaftlern, Richtern und Staats-
anwälten vor einem Jahr mit der Ar-
beit beauftragt. Die Ergebnisse sollen
noch in dieser Legislatur in ein Gesetz
münden. Gelingt das, wäre diese Re-
form eine der schnellsten und zu-
gleich überfälligsten: Das Vorhaben
steht nicht im Koalitionsvertrag, al-
lerdings fordern Fachleute seit Jahr-
zehnten vergeblich Änderungen. Die
derzeit gültige Fassung stammt noch
aus der Nazizeit.
Was an der Rechtslage problema-

tisch ist, verdeutlicht am besten der
klassische »Haustyrannenfall«: Da
verprügelt ein Mann seit Jahren seine
Frau und einmal ist sie am Ende tot.
Totschlag. Da ist die Ehefrau, die von
ihrem Gatten seit Jahren misshandelt
wird und ihm eines Tages Gift ins Es-
sen mischt. Sie ist eine Mörderin, die
heimtückisch ihr wehrloses Opfer ins
Jenseits beförderte. Bei demMann hat
das Gericht beim Strafmaß Spiel-
raum, bei der Frau nicht: Sie be-

kommt lebenslänglich.
In der Praxis versuchen Richter in

solchen Fällen dennoch mit einigen
Verrenkungen, Recht und Gerechtig-
keit einander anzunähern. »Es ist das
Verdienst der Gerichte, dass sie die-
ses schlechte Gesetz überhaupt an-
wendbar gemacht haben«, meinte
Justizminister Maas einmal. Die Kre-
ativität bleibt dennoch Willkür.
Ins Rollen gebracht hat die aktuel-

le Debatte der Deutsche Anwaltverein
(DAV) im Jahr 2013 mit einem Vor-
schlag, die Unterscheidung zwischen
Mord und Totschlag aufzuheben. Statt
dessen sollte ein neuer Paragraf
»höchststrafwürdige und nicht
höchststrafwürdige Tötungsdelikte«
definieren und Strafen von mindes-
tens fünf Jahren bis lebenslänglich
differenzieren. Die Expertenkommis-
sion wollte sich dem in der Mehrheit
nicht anschließen, empfiehlt aber in
ihrem 900 Seiten starken Bericht, die
Begriffe »Mörder« und »Totschläger«
aus dem Strafgesetzbuch zu strei-
chen. Ganz beseitigt würden die Spu-
ren der »Tätertypenlehre« der Nazi-
zeit damit allerdings nicht.
So soll es die Unterscheidung von

Mord und Totschlag weiter geben,
ebenso umstrittene sogenannte
Mordmerkmale wie »Heimtücke« oder
»niedrige Beweggründe«, worunter im
Zweifel alles gefasstwerden kann,was
gesellschaftlich gerade als »verwerf-
lich« gilt. Bestraft würde also noch im-
mer nach Gesinnung und nicht, wie
bei anderen Straftaten üblich, das ob-
jektive Tatgeschehen. Die Kommissi-
on rät vielmehr, den Kriterienkatalog
zu modernisieren, und künftig auch
Tötungen wegen des Geschlechts, der
ethnischen Herkunft, des Glaubens
oder aus rassistischen Beweggründen
als Mord zu ahnden.
Der DAV ist dennoch zufrieden.

Durch die Flexibilisierung bei den
Freiheitsstrafen könnten die Gerichte

zu gerechteren Urteilen kommen,
»ohne das Recht überdehnen zu müs-
sen, um ungerechte Urteile zu fällen«,
erklärte Rechtsanwalt Rüdiger De-
ckers für den Verband.
In der Fachwelt erntet der Justiz-

minister Anerkennung für sein Vor-
haben, in der breiten Öffentlichkeit
macht er sich damit keine Freunde. In
den Kommentaren im Internet kochte
die Empörung am Montag bereits
hoch. Unionspolitiker reagierten er-
wartungsgemäß ablehnend. »Völlig
sinnlos und gefährlich« sei die Re-
form, war von Hessens Justizministe-
rin Eva Kühne-Hörmann (CDU) zu
hören, im Bundestag kündigte Elisa-
beth Winkelmeier-Becker, Sprecherin
für Recht und Verbraucherschutz, an,
nichts zu unterstützen, was darauf hi-
nausläuft, »die von den Menschen in
diesem Lande in ihrer übergroßen
Mehrheit als gerecht erachteten Be-
strafungen von schlimmen Tötungs-
verbrechen mit der lebenslangen Frei-

heitsstrafe aufzuweichen«. Die Ab-
weichung müsse die Ausnahme blei-
ben, so Winkelmeier-Becker.
Dass die Regel zur Ausnahme wer-

den könnte – was die Union befürch-
tet, würden andere begrüßen. »Jede
Einschränkung der lebenslänglichen
Freiheitsstrafe ist richtig«, sagt der
Bremer Strafverteidiger Hartmut Pol-
lähne vom Republikanischen Anwäl-
tinnen- und Anwälte Verein (RAV).
Aus Sicht des RAV löst das die Prob-
leme mit dem Mordparagrafen aber
nicht, dafür müsste man die lebens-
lange Freiheitsstrafe vollständig ab-
schaffen. »Sie ist eine absolute Straf-
androhung, für die es keinen ver-
nünftigen, sondern nur irrationale
Gründe gibt«, so Pollähne. Die De-
batte um Mordmerkmale hält er für
zweitrangig. Auch LINKE und Grüne
hätten nichts dagegen, wenn der Jus-
tizminister mit seinem Gesetzentwurf
über die Vorschläge der Kommission
hinausginge.

Mord oder Totschlag? Foto: imago/Stefan M Prager

Mörder ist ...
§ 211 Mord
(1) Der Mörder wird mit lebenslanger
Freiheitsstrafe bestraft.
(2) Mörder ist, wer aus Mordlust, zur
Befriedigung des Geschlechtstriebs, aus
Habgier oder sonst aus niedrigen Be-
weggründen, heimtückisch oder grau-
sam oder mit gemeingefährlichen Mit-
teln oder um eine andere Straftat zu
ermöglichen oder zu verdecken, einen
Menschen tötet.
§ 212 Totschlag
(1) Wer einen Menschen tötet, ohne
Mörder zu sein, wird als Totschläger

mit Freiheitsstrafe nicht unter fünf
Jahren bestraft.
(2) In besonders schweren Fällen ist
auf lebenslange Freiheitsstrafe zu er-
kennen.

Die Polizei registrierte 1995 mehr als
1200 Morde, heute sind es nur noch
630. Eine Entlassung aus dem Ge-
fängnis ist frühestens nach 15 Jahren
möglich. Wegen Mordes Verurteilte
sitzen im Durschnitt 20 Jahre im Ge-
fängnis. Die Hälfte noch deutlich län-
ger. nd

CDU feiert ihren
70. mit viel
Parteiprominenz
Berlin. Bundeskanzlerin Angela
Merkel hat ihre Partei zu Verände-
rungsbereitschaft und Selbstkritik
aufgerufen. »Wir haben die Weis-
heit nicht gepachtet«, sagte die
CDU-Vorsitzende am Montag in
Berlin bei einem Festakt zum 70.
Geburtstag ihrer Partei vor rund600
Gästen. Die CDU habe sich zu einer
erfolgreichen Volkspartei entwi-
ckelt, weil sie alle Bevölkerungs-
schichten integriere und »das Ge-
meinsame über das Trennende« ge-
stellt habe. Unter den Veranstal-
tungsgästen waren auch die Par-
teichefs von SPD, Sigmar Gabriel,
und Grünen, Cem Özdemir und Si-
mone Peter.
Die Partei entstand aus mehre-

ren unabhängig voneinander ge-
gründeten christlich-demokratisch
orientierten Gruppen. Anlässlich
des Jubiläums haben die Christde-
mokraten eine »Woche der CDU«
mit weiteren Veranstaltungen ge-
plant. Agenturen/nd Foto: dpa/Kumm

Heilsam oder
nicht
vertretbar?
Bundestagsanhörung zu
Hartz-IV-Sanktionen

Von Fabian Lambeck

Der Bundestagsausschuss für Ar-
beit und Soziales beschäftigte sich
am Montag in einer öffentlichen
Anhörung mit gleich drei Anträ-
gen zum Thema Hartz IV. Zwei da-
von kamen von der LINKEN. Im
ersten Papier fordert die Fraktion
eine »sanktionsfreie Mindestsi-
cherung von 1050 Euro netto im
Monat«, weil unterhalb dieser
Summe Armut drohe. Antrag
Nummer zwei drängt auf eine Ab-
schaffungder Sanktionen beiHartz
IV und Sozialhilfe. Ganz so weit
wollen die Grünen nicht gehen.
Aber immerhin: In ihrem Antrag
plädiert die Fraktion für einen
»vorläufigen Stopp von Sanktio-
nen«. Also eine kurze Unterbre-
chung, die genutzt werden soll, um
zu prüfen, welche Sanktionen man
beibehalten will. Demnach dürf-
ten höchstens zehn Prozent des
Regelsatzes gekürzt werden und
für unter 25-Jährige sollten die
verschärften Sanktionen abge-
schafft werden, heißt es im Papier
der Grünen.
Die drei Anträge wurden vor

dem Hintergrund der heiß disku-
tierten »Rechtsvereinfachungen im
Hartz-IV-System« gestellt. Eine
Bund-Länder-Arbeitsgruppe hatte
entsprechende Reformvorschläge
erarbeitet. Vor allem Bayern wehr-
te sich gegen die darin vorgese-
henen Sanktionserleichterungen
für unter 25-Jährige. Momentan
werden jüngere Leistungsbezieher
für Verfehlungen deutlich härter
bestraft als ältere. Wer etwa eine
angebotene Arbeit oder Ausbil-
dung ablehnt, dem wird der Re-
gelsatz gleich beim ersten Mal um
100 Prozent gekürzt, bei älteren
sind es 30 Prozent.
In der gestrigen Anhörung zeig-

te sich, dass es bei allen Akteuren
Konsens ist, die Sanktionen für
Unter-25-Jährige zu entschärfen
und anzugleichen. Lediglich die
Vertreter der Arbeitgeberverbände
verwiesen auf die »Anreizwir-
kung« und den »heilsamen Druck«
von Sanktionen. Ivor Paranov von
der Vereinigung der Bayerischen
Wirtschaft lobte das Druckmittel,
um so junge Leistungsempfänger
zu »gesellschaftlich gewünschten
Verhaltensweisen« zu animieren.
Etwas kleinlaut musste Christina
Ramb von der Bundesvereinigung
der Deutschen Arbeitgeberver-
bände einräumen, dass bezüglich
der tatsächlichen Erfolge von
Sanktionen die Datenlage sehr
dünn sei. Die Vertreterin des Deut-
schen Städtetags wurde da deut-
licher: Es gebe »keinen Beleg«, der
den hohen Verwaltungsaufwand
für die Extrasanktionen für Unter-
25-Jährige rechtfertigen würde.
Kommunen und Jobcenter wollen
die schärferen Sanktionen für ju-
gendliche vor allem aus Kosten-
gründen abschaffen. Die Expertin
des Caritasverbandes bezeichnete
die Strafen als »nicht vertretbar«,
weil sie teilweise »kontraproduk-
tiv« seien. So seien einige der Be-
troffenen, kriminell und/oder
wohnungslos geworden. Zudem
bestehe die Gefahr, dass die Ju-
gendlichen den Kontakt zu Amt
und Helfern abbrächen. Rund
21 000 junge Menschen habe man
so verloren.
In der Expertenrunde wurde

klar, dass es schwer wird, dass
Sanktionsregime ganz abzuschaf-
fen. So forderte der DGB-Vertreter
zwar einen »grundlegenden Um-
bau des Sanktionsrechts«, aber
nicht dessen Abschaffung. Die Ca-
ritas plädierte dafür, zumindest die
Kosten der Unterkunft nicht zum
Gegenstand von Sanktionen zu
machen. Lediglich der Diakonie-
Vertreter forderte ein Ende der
Strafmaßnahmen und erhielt da-
für Applaus von der Zuschauertri-
büne.



6 Politik
*

Dienstag, 30. Juni 2015 uneues deutschland

NACHRICHTEN

Erfurt erwägt Klage gegen
Landerfinanzausgleich
Berlin. Die ostdeutschen Bundes-
länder werden bei der Neuord-
nung der Bund-Länder-Finanzen
keine gravierenden Abstriche zum
Status quo hinnehmen. »Wir als
Ostländer werden keiner Lösung
zustimmen, die den heutigen Zu-
stand deutlich verschlechtert«,
sagte Brandenburgs Ministerprä-
sident Dietmar Woidke (SPD) am
Montag nach einer Ministerpräsi-
dentenkonferenz der sechs Ost-
länder in Berlin. Thüringens Mi-
nisterpräsident Bodo Ramelow
(LINKE) ergänzte, der Freistaat
könne sich eine Klage in Karlsru-
he vorstellen, wenn am Ende nicht
eine auskömmliche Finanzierung
aller 16 Bundesländer dabei he-
rauskomme. Für Donnerstag ist
eine Sonderkonferenz mit den Re-
gierungschefs aller Bundesländer
angesetzt. dpa/nd

Zahl der Einbürgerungen
ist 2014 gesunken
Wiesbaden. Im vergangenen Jahr
sind in Deutschland rund 108 000
Ausländer eingebürgert worden.
Das waren etwa 3,5 Prozent we-
niger als im Jahr zuvor und zwei
Prozent weniger als im Durch-
schnitt der vergangenen zehn Jah-
re, wie das Statistische Bundesamt
am Montag in Wiesbaden mitteil-
te. Die meisten Eingebürgerten
stammten 2014 aus der Türkei
(22 500) und Polen (5900). Den
größten Zuwachs an Einbürge-
rungen verzeichnete Baden-Würt-
temberg: Dort erhielten 740 Mig-
ranten mehr einen deutschen Pass
als 2013. In Nordrhein-Westfalen
sank die Zahl der Einbürgerungen
dagegen am deutlichsten, nämlich
um 2000. epd/nd

Vierter Verteidiger für
Zschäpe im Gespräch
München. Die Hauptangeklagte im
NSU-Prozess, Beate Zschäpe, er-
hält möglicherweise einen vierten
Pflichtverteidiger. Dabei handelt es
sich voraussichtlich um den
Rechtsanwalt Mathias Grasel, der
Kontakte mit dem zuständigen
Strafsenat des Münchner Ober-
landesgerichts bestätigte. Zschäpe
muss sich in dem Verfahren we-
gen Mittäterschaft bei den zehn
Morden des »Nationalsozialisti-
schen Untergrundes« (NSU) ver-
antworten. Das Verhältnis zu ih-
ren drei bisherigen Pflichtvertei-
digern Anja Sturm, Wolfgang Heer
und Wolfgang Stahl gilt schon seit
längerer Zeit als belastet. dpa/nd

BGH entscheidet
über Kohls Tonbänder
Köln. Der Bundesgerichtshof
(BGH) verhandelt am 10. Juli da-
rüber, wem 200 Tonbänder mit
den Lebenserinnerungen von
Helmut Kohl gehören. Der ehe-
malige Bundeskanzler streitet
darüber mit seinem Ghostwriter
Heribert Schwan. Schwan hat auf
den Bändern lange Gespräche mit
Kohl aufgezeichnet. Auf der
Grundlage dieser Gespräche ver-
fasste der Publizist drei Memoi-
renbände, in denen jedoch nur
Kohl als Autor genannt wird.
Während der Arbeiten zum vier-
ten und letzten Band kam es zum
Zerwürfnis und Kohl beendete die
Zusammenarbeit. Der Altkanzler
klagte auf Herausgabe der Bän-
der und bekam in den Vorins-
tanzen recht. Der Autor legte da-
gegen Revision ein. dpa/nd

So viele freie Stellen wie
noch nie in Deutschland
Nürnberg. In Deutschland gibt es
derzeit so viele freie Stellen wie
nie zuvor. Nach Angaben der
Bundesagentur für Arbeit (BA)
vom Montag kletterte die Ar-
beitskräftenachfrage im Juni sai-
sonbereinigt auf ein neues All-
zeithoch. Die BA misst dies an-
hand des monatlich ermittelten
Stellenindexes BA-X; dieser stieg
im Juni um zwei Zähler auf 191
Punkte. Die absolute Zahl der
freien Stellen will die Bundes-
agentur am Dienstag zusammen
mit den Juni-Arbeitslosenzahlen
veröffentlichen. dpa/nd

Prämienspirale dreht sich weiter
Hebammen beklagen Verhandlungstaktik der Krankenkassen und teure Versicherungen
Am 1. Juli 2015 steigt die Haft-
pflichtprämie für freiberufliche
Hebammen um weitere 23 Prozent
auf 6274 Euro. Das vergrößert die
Sorge der Expertinnen um die Ent-
wicklung der Geburtshilfe.

Von Ulrike Henning

Alle bisherigen Proteste und vage Un-
terstützungszusagen von Bundesge-
sundheitsministers Hermann Gröhe
(CDU) konnten die Entwicklung nicht
aufhalten: Die Haftpflichtprämien für
freie Hebammen steigen weiter.
Die Verhandlungen der Hebam-

menverbände mit dem Spitzenver-
band der gesetzlichen Krankenkas-
sen (GKV) über einen Ausgleich der
Prämiensteigerung sind gescheitert.
Weitere Hilfemaßnahmen wie der Si-
cherstellungszuschlag sind in der
Schwebe. »Aktuell sind im Juli noch
2348 freiberufliche Hebammen über
eine Versicherung des Deutschen
Hebammen-Verbandes geschützt, das
sind 150 weniger als noch im Vor-
monat«, so Katharina Jeschke, Ver-

handlungsführerin des Deutschen
Hebammenverbandes e. V. (DHV) in
den Gesprächen mit dem GKV-Spit-
zenverband, gestern in Berlin. Sie er-
wartet eine Welle weiterer Rücktritte
von der Tätigkeit in der freiberufli-
chen Geburtshilfe durch ihre Kolle-
ginnen und damit eine weitere Ver-
ringerung des Angebotes.
Der Vorwurf der Kassen, die letzte

Woche die Schiedsstelle anriefen,
lautet: Die Berufsverbände hätten im
gesamten Monat Juni nicht für Ver-
handlungen zur Verfügung gestan-
den. Eine nahtlose Anschlussrege-
lung sei damit verhindert. Jeschke
hingegen wirft den den Kassen eine
seit dem vorigem Jahr andauernde
Hinhaltetaktik vor. Zunächst sei nur
mit einem kleinen Hebammenver-
band verhandelt worden. Die
schließlich erfolgreiche Klage dage-
gen habe ein Dreiviertel Jahr gekos-
tet. Im Januar 2015 wurden den Heb-
ammen – bei Vorliegen abschlussrei-
fer Verträge – vorgeworfen, dass sie
quasi eine »gefährliche Geburtshilfe«
wollten, weil sie bestimmte Aus-
schlusskritierien für Entbindungen zu
Hause ablehnten. Diese Kriterien, wie
Blutungen in der Spätschwanger-
schaft oder Terminüberschreitungen,
sollten künftig immer zur Einbezie-
hung eines Arztes und zu dessen Ent-
scheidung über den Geburtsort füh-
ren. Allerdings treten die Kriterien
sehr häufig auf, die Hebammen spre-
chen sich für ein individuelles Ab-
wägen aus. Die Entscheidung über

den Geburtsort sollte auch in diesen
Fällen gemeinsam mit ihren Berufs-
kolleginnen getroffen werden. Zu-
dem gebe es keinen wissenschaftli-
chen Nachweis, dass die Kriterien tat-
sächlich ein Risiko für die Geburt dar-
stellten.
Setzen sich die Kassen mit ihrer

Position durch, müssten Schwange-
re, die sich gegen den ärztlichen Rat
entscheiden, ihre Hausgeburt selbst
zahlen. Die Krankenkassen gleichen
die steigenden Versicherungskosten
der Hebammen seit 2010 aus, und
zwar über pauschale Zuschläge auf
einzelne Leistungen der Geburtshil-
fe. Aus Sicht des GKV-Spitzenver-
bandes hätten nur Hebammen mit
wenigen Geburten Probleme, die
Haftpflichtprämien von über 6000
Euro pro Jahr zu finanzieren. Sie

schlagen vor, die Zuschläge sollten
ab Juli vor allem an diese Frauen flie-
ßen, wenn sie die Qualität ihrer Ar-
beit nachweisen. Diese Sicherstel-
lungszuschläge, erklärt Jeschke, be-
deuteten für alle Hebammen Nach-
teile. Sie müssten grundsätzlich ein-
zeln beantragt werden. Der büro-
kratische Aufwand sei hoch, norma-
le gesetzliche Verjährungsfristen
würden gekürzt. »Zugrunde gelegt
wird nicht der Betrag, der zur Zeit
noch billigsten Gruppenhaftplicht
von nun über 6000 Euro, sondern ei-
ne Pauschale von 3000 Euro.« Über
dieses Thema werde allerdings noch
verhandelt, die Schiedsstelle sei nur
zu den Ausschlussregelungen ange-
rufen.
Inzwischen steigen immer mehr

Hebammen aus der Geburtshilfe aus.

An der Spitze der unterversorgten
Gebiete stehen Frankfurt am Main
und Bremen, erklärte DHV-Präsi-
dentin Martina Klenk. Immer mehr
Frauen müssten auch auf Leistungen
der Schwangerenvorsorge und der
Betreuung im Wochenbett verzich-
ten. Im angestellten Bereich sei jede
fünfte Hebammenstelle auf den Ent-
bindungsstationen nicht besetzt.
2011 hatten noch 781 deutsche Kli-
niken Geburtshilfeabteilungen, 2013
waren es nur noch 739. Alternativ
werde den Hochschwangeren in grö-
ßerer Entfernung von den Kranken-
häusern – wie jetzt auf Sylt – ein bis
zu fünf Wochen dauernder Aufent-
halt in einem sogenannten Boar-
dinghaus angeboten, wo sie – ge-
trennt von ihren Familien – auf die
Geburt warten könnten.

Ein Berufsstand in der Schwebe Foto: dpa/Caroline Seidel

Inzwischen steigen
immer mehr
Hebammen aus der
Geburtshilfe aus.

Streik bei
Lufthansa
auf der Kippe
Airline und Flugbegleiter
sondieren neuen Vorschlag

Frankfurt am Main. Bei der Luft-
hansa kann der für Mittwoch an-
gekündigte Streik der Flugbe-
gleiter vielleicht noch verhindert
werden. Das Unternehmen und
die Kabinengewerkschaft Ufo be-
stätigten am Montag Sondie-
rungsgespräche, um zu einer
neuen Verhandlungsgrundlage zu
kommen. Er stehe für Gespräche
bis in die Nacht zur Verfügung,
betonte Lufthansa-Chef Carsten
Spohr. Die Verhandlungen führe
aber weiterhin Personalvorstand
Bettina Volkens.
Vor einerWoche hatte Ufo dem

Konzern ein Ultimatum gesetzt.
Demnach hat die Lufthansa bis
Dienstagmorgen Zeit, gewisse
Vorbedingungen zu erfüllen. Ge-
schieht dies nicht, will die Ge-
werkschaft ab dem 1. Juli die Ar-
beit niederlegen. »Ich bin vor-
sichtig optimistisch«, erklärte
Ufo-Chef Nicoley Baublies nach
Gesprächen vom Wochenende.
Zur strittigen Frage der Betriebs-
und Übergangsrenten war bereits
eine Schlichtung gescheitert.
Ufo hatte in der vergangenen

Woche mit immer wieder auf-
flammenden Streiks vom 1. Juli
bis in den September gedroht. Die
Gewerkschaft verlangt bei der
Reform der Betriebs- und Über-
gangsrenten für rund 19 000
Flugbegleiter höhere Beiträge des
Arbeitgebers. Lufthansa soll zu-
dem anerkennen, dass die zum
Jahresende 2013 gekündigten
Rententarifverträge bis zu einer
Neuregelung nachwirken und
damit vorerst gültig bleiben.
Die Fluggesellschaft will drei

Prozent der »versorgungsfähigen
Vergütung« einzahlen und um ein
weiteres Prozent aufstocken, falls
die Mitarbeiter selbst ebenfalls
mit einem Prozent vorsorgen.
Wegen der geringen Grundge-
hälter für die Stewardessen wür-
de das nach Auffassung der Ge-
werkschaft aber zu sehr niedri-
gen Renten führen. Ufo pocht da-
her auf eine Zusage der Lufthan-
sa aus dem Vorjahr, dass bei rea-
listischen Zinssätzen ein zur al-
ten Regelung vergleichbares Ni-
veau herauskommen müsse. Eine
genaue Höhe des geforderten Ar-
beitgeberanteils hat Ufo noch
nicht genannt.
Die Fluggesellschaft verhan-

delt derzeit mit mehreren Ge-
werkschaften für unterschiedli-
che Beschäftigungsgruppen. Ein
Knackpunkt ist in allen Verhand-
lungen die betriebliche Alters-
vorsorge. Während die Piloten im
laufenden Tarifkonflikt bereits
mehrfach gestreikt haben, ver-
zichteten die Flugbegleiter bis-
lang darauf. Agenturen/nd

Der Schritt aus dem Internet
Die extrem rechte »Identitäre Bewegung« besetzte kurzfristig die SPD-Zentralen in Berlin und Hamburg

Die sogenannte Identitäre Bewe-
gung war bisher vor allem im In-
ternet aktiv. Nun sucht sie die Öf-
fentlichkeit. Zielgruppe sind junge
Leute, die die traditionelle extrem
rechte Szene nicht erreicht.

Von Peter Nowak

»Stoppt den großen Austausch, Ge-
burtenrückgang, Masseneinwande-
rung«, stand auf den in den Farben
gelb, schwarz und weiß gehaltenen
Transparent, das am Sonntagabend
für einige Minuten auf einem Balkon
der Bundeszentrale der SPD im Ber-
liner Willy-Brand-Hauses hing. Was
war da passiert bei den Sozialdemo-
kraten?
»Fünf Personen haben am frühen

Sonntagabend einen Balkon besetzt,
der sich an der Spitze des Willy-
Brandt-Hauses im ersten Stock be-
findet. Sie sind nicht in das Haus ge-
langt, sondernmittels einer Leiter von
außen auf den Balkon gestiegen«, er-
läutert der stellvertretende Sprecher
des SPD-Parteivorstands, Steffen He-

bestreit, gegenüber dieser Zeitung.
Bevor die Polizei eintraf, seien die
Personen bereits verschwunden ge-
wesen. Inzwischen ermittelt auch der
Staatsschutz ermittelt.
Offenbar war es die extrem rechte

»Identitäre Bewegung« (IDB), die
nicht nur in Berlin, sondern fast zeit-
gleich auch die Hamburger SPD-Lan-
deszentrale symbolisch »besetzte«. In
einer Erklärung, die zurzeit im In-
ternet verbreitet wird, heißt es: »In
öffentlichen Verlautbarungen der po-
litischen Eliten aus dem SPD-Umfeld
kann immer wieder festgestellt wer-
den, wie wenig sie für das eigene Volk
noch übrig haben, welches sie ledig-
lich als billiges Stimmvieh« betrach-
teten. Zugleich habe die SPD, »in ih-
ren Mitregierungsverantwortungen
klar die Politik des Großen Austau-
sches forciert« und trage damit eine
»Verantwortung dafür (...), dass wir
als Deutsche in nur wenigen Jahr-
zehnten zur Minderheit im eigenen
Land« würden.
Eine Mitarbeiterin des Antifa-

schistischen Pressearchivs und Bild-

zentrums e. V. (Apabiz) erklärte ge-
genüber »nd«, dass die Identitäre Be-
wegung bisher in Berlin kaum in Er-
scheinung getreten sei. Auch bun-
desweit war es zuletzt ruhig um die

»Bewegung« geworden, die sich in
Deutschland im Oktober 2012 als
Facebook-Gruppe mit dem Ziel ge-
gründet hatte, nach dem Vorbild des
französischen »Bloc Identitaire« mit
Flashmobs, Besetzungen und ande-
ren jugendgemäßen Aktionsformen
den Kampf der Kulturen zu führen.
Es müsse nun beobachtet werden,

meint man beim Apabiz, ob die Kurz-

zeitbesetzung der Auftakt für eine
verstärke Aktivität der »Identitären«
werde. Auf einem Treffen vor einem
Jahr wurde ein Verein »Identitäre Be-
wegung e. V.« mit Sitz in Paderborn
gegründet. Statt einer losen Face-
book-Vernetzung existieren jetzt
bundesweit 16 lokale Gruppen. Seit-
dem sind die »Identitären« in einigen
Städten verstärkt mit Plakaten und
Aufklebern in Erscheinung getreten,
die sich inhaltlich um Schlagwörter
wie Heimat, Patriotismus und Tradi-
tion drehen.
Die IDB, die sich selbst als Nicht-

regierungsorganisation bezeichnet,
hat sich bisher aus der vielfach zer-
strittenen extrem rechten Szene he-
rausgehalten. Allerdings existiert
auch kein Abgrenzungsbeschluss
nach rechts. So können Mitglieder
unterschiedlicher zerstrittener Sze-
nen und Gruppierungen der Szene in
der IDB kooperieren. Zudem sollen
gezielt junge Menschen angespro-
chen werden, die sich nicht den tra-
ditionellen rechten Gruppierungen
anschließen würden.

»Sie sind nicht in das
Haus gelangt, sondern
mittels einer Leiter von
außen auf den Balkon
gestiegen.«
Steffen Hebestreit, Sprecher
des SPD-Vorstands

Höheres
Wehrbudget?
NATO drängt Deutschland
zu mehr Militärausgaben

Berlin. NATO-Generalsekretär
Jens Stoltenberg hat die Bundes-
republik zu einer Erhöhung seiner
Verteidigungsausgaben aufgeru-
fen. »Ich spreche alle Verbündeten
an, aber als große Volkswirtschaft
fällt Deutschland stärker ins Ge-
wicht als andere«, sagte Stolten-
berg der »Süddeutschen Zeitung«.
Niemand erwarte, dass die Bun-
desregierung das innerhalb eines
Jahres macht. »Wir erwarten, dass
Deutschland die Kürzungen stoppt
und stufenweise erhöht«, so Stol-
tenberg weiter.
Das Militärbündnis hatte sich

bei ihrem Gipfeltreffen in Wales
im vergangenen Jahr vorgenom-
men, das Zwei-Prozent-Ziel in-
nerhalb eines Jahrzehnts zu er-
reichen. Bisher geben nur fünf der
27 NATO-Staaten so viel für die
Verteidigung aus: Die USA, Groß-
britannien, Griechenland, Polen
und Estland. Agenturen/nd
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Die Blockade, die es angeblich nicht gibt
Erneut wurde eine Gaza-Hilfsflotte von der israelischen Kriegsmarine an der Übergabe von Gütern gehindert
Propalästinensische Aktivisten ha-
ben versucht, per Schiff den Gaza-
Streifen zu erreichen. Sonntag-
nacht wurden sie von der israeli-
schenMarine gestoppt. Es gebe kei-
ne Blockade, sagt die Regierung.

Von Oliver Eberhardt

Die Schiffe befanden sich noch mehr
als zwölf Kilometer von der Küste des
Gaza-Streifens entfernt, als die
Kämpfer der Schajetet 13 in der Nacht
zum Montag zuschlugen. Normaler-
weise ist diese Einheit der israeli-
schen Marine, von der auch inner-
halb des Militärs nur wenige wissen,
wer ihr angehört, für Einsätze hinter
feindlichen Linien zuständig. Doch
diesmal waren es keine Ziele der His-
bollah, Hamas oder des syrischen Mi-
litärs, sondern ein Schiffskonvoi, mit
dem insgesamt 47 propalästinensi-
sche Aktivisten die Blockade des Ga-
za-Streifens durchbrechen wollten.
Die genauen Umstände des Auf-

bringens sind unklar: Gestürmt wor-
den sei die »Marianne av Göteborg«,
ein schwedisches Schiff; sie wurde
dann später in den israelischen Ha-
fen Aschdod geschleppt; die 18 Pas-
sagiere sollen umgehend abgescho-
ben werden. Zwei weitere Schiffe ha-
ben nach Angaben des israelischen
Militärs ihren Kurs auf Gaza abge-
brochen. Was mit dem vierten Schiff
geschehen ist, wurde nicht bekannt.
Nach Angaben der Organisatoren
hatten die Schiffe unter anderem So-
larkollektoren, Medikamente und
Fußbälle geladen. Auch Israels Re-
gierung bezweifelt nicht, dass sich
ausschließlich zivile Güter an Bord
befinden. Doch den Aktivisten ging es
vor allem darum, der Welt zu zeigen,
dass die Blockade des Gaza-Streifens
nach wie vor existiert.
Eine Blockade, die es nach Ansicht

der israelischen Regierung nicht gibt.
Jedem stehe es frei, Hilfsgüter über
die offiziellen Kanäle, also über die
Grenzübergänge von Israel und
Ägypten aus einzuführen, heißt es aus
dem Büro von Regierungschef Ben-
jamin Netanjahu, der die Angele-
genheit zur Chefsache erklärt hatte.
Tagelang hatte die Kommandoein-
heit für die Stürmung trainiert; unter

demGrollen des Generalstabs, wo der
Einsatz der hoch spezialisierten
Truppe als Verschwendung von Zeit
und Ressourcen kritisiert wird.
Doch der Marschbefehl war eine

politische Entscheidung. Man wolle
den Aktivisten keinesfalls einen Sieg
erlauben, sagte der Premier in einer
Kabinettssitzung vor einer Woche –
ein Sieg, den die Freiheitsflotte nun
aber trotzdem davonträgt: Man hat
auf die Blockade aufmerksam ge-
macht. Und kann der Welt dazu noch
einen sarkastischen Brief Netanjahus
liefern, der den Aktivisten bei der
Stürmung überreicht wurde: »Es sieht
so aus, als wäret ihr falsch abgebo-
gen. Vielleicht wolltet ihr zu einem
Ort nicht weit von hier segeln – Syri-
en, wo Assad mit der Hilfe des mör-
derischen iranischen Regimes sein
Volk abschlachtet.« Es war das dritte

Mal, dass die Organisatoren der
»Freedom Flotilla« (Freiheitsflotte)
einen Konvoi auf die Reise nach Ga-
za schickten. 2010 hatte es dabei zehn
Tote gegeben, nachdem israelische
Soldaten das Schiff »Mavi Marmara«
gestürmt und das Feuer eröffnet hat-
ten. Die Folge war eine diplomati-
sche Krise mit der Türkei, die bis heu-
te nachwirkt. Die strategische Zu-
sammenarbeit zwischen beiden Län-
dern wurde auf ein Minimum redu-
ziert; das Verhältnis zwischen den
Regierungen ist eiseskalt.
Auch beim zweiten Konvoi kam es

bei der Stürmung zu Auseinander-
setzungen: Einige der Passagiere
wurden mit Schlagstöcken attackiert
oder mit Elektroschockern außer Ge-
fecht gesetzt. Israels Militär sagt, die
Betroffenen hätten versucht, die Sol-
daten anzugreifen. Dieses Mal hatten

Regierung und Militär indes alles da-
ran gesetzt, Zwischenfälle zu ver-
hindern. Denn an Bord befanden sich
auch der ehemalige tunesische Prä-
sident Moncef Marzouki und der is-
raelische Parlamentsabgeordnete
Basel Ghattas von der Vereinigten
Arabischen Liste.
Ghattas’ Teilnahme hatte in seiner

Fraktion für erhebliche Verstimmung
gesorgt, auch wenn sich die Liste of-
fiziell hinter die Aktion stellte. »Mir
wäre es lieb gewesen, wenn ich da-
von nicht aus der Zeitung erfahren
hätte«, sagt der Abgeordnete Masud
Ganaim. Und Ahmed Tibi kritisiert, es
sei unverantwortlich von Ghattas, ei-
nen Sitzungstag im Parlament zu ver-
passen. Denn Netanjahu regiert nur
mit einer Stimme Mehrheit; die Op-
position versucht deshalb, stets voll-
zählig anwesend zu sein. Doch für die

Parteien, die die Vereinte Liste bil-
den, geht es auch um die Wähler-
gunst. Viele Araber mit israelischer
Staatsbürgerschaft werfen der Frak-
tion vor, mehr für die Rechte der Pa-
lästinenser als für die Interessen der
eigenen Wählerschaft einzutreten –
was ein Grund dafür ist, warum die
Abgeordnete Haneen Zoabi, die be-
reits zwei Mal teilnahm, dieses Mal
nicht dabei war: »Normalerweise wä-
re ich dabei gewesen. Doch ich bin vor
allem dem Mandat verpflichtet, dass
mir meine Wähler gegeben haben.«
Doch auch die Stürmung ist um-

stritten. Es wäre besser, die Schiffe
durchzulassen, wurde in Kabinetts-
sitzungen gefordert. »Würden wir die
Schiffe einfach fahren lassen, dann
bekäme es kaum jemand mit,« sagt
Bauminister Joav Gallant. »So haben
die Organisatoren ihr Ziel erreicht.«

Eines der Begleitboote mit Unterstützern kurz vorm Auslaufen am Freitag aus dem Hafen von Elounda auf der griechischen Insel Kreta Foto: AFP/Iason Tav
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Palästinensischer
Gefangener beendet
Hungerstreik
Ramallah. Nach 56 Tagen Hun-
gerstreik ist dem Palästinenser
Chader Adnan seine Freilassung
aus israelischer Haft zugesagt
worden. Ein Vertreter der israeli-
schen Justizbehörden bestätigte
am Montag, dass der in Lebens-
gefahr schwebende 37-Jährige am
12. Juli freigelassen werde. Zuvor
habe er seine Forderung zurück-
gezogen, dass Israel ihn nie wie-
der in Verwaltungshaft nehmen
dürfe. Adnan war vor einem Jahr
im Zuge einer gegen die Hamas
gerichteten Verhaftungswelle
festgenommenworden, die sich an
die Entführung und Ermordung
von drei israelischen Jugendli-
chen im besetzten Westjordan-
land anschloss. Rechtskräftig ver-
urteilt oder auch nur angeklagt
wurde Adnan jedoch nie. Wie
mehrere hundert weitere Palästi-
nenser sitzt er in israelischer »Ver-
waltungshaft«, die unbegrenzt al-
le sechs Monate durch Richterbe-
schluss verlängert werden kann.
Ein israelische Behördenvertreter
erklärte, der rapide gesundheitli-
che Verfall sowie Appelle des in-
ternationalen Roten Kreuzes und
der Palästinensischen Autono-
miebehörde hätten zu der Ent-
scheidung geführt, ihn freizulas-
sen. AFP/nd

Neue Linkspartei
in Polen gegründet
Warschau.WenigeMonate vor der
Parlamentswahl in Polen hat sich
in dem EU-Staat eine neue Links-
partei mit Namen »Bialo-Czerwo-
ni« (Die Weiß-Roten) gegründet.
Man sei offen für die Zusammen-
arbeit mit anderen Gruppen, sag-
te am Montag Mitbegründer
Grzegorz Napieralski, der erst am
Wochenende das Linksbündnis
SLD verlassen hatte. Napieralski
trat zusammen mit Andrzej Ro-
zenek auf, einem ehemaligen Po-
litiker der Linkspartei »Twoj
Ruch«. Das Programm soll in den
kommenden Wochen vorgestellt
werden. Die Partei will nach den
Worten Napieralskis eine linke Al-
ternative sein in einer Parteien-
landschaft, die geprägt ist vom
Dauerkonflikt zwischen den re-
gierenden Liberalkonservativen
und den oppositionellen Natio-
nalkonservativen. dpa/nd

Weitere 2900 Migranten
übers Meer nach Italien
Rom. In Italien sind innerhalb ei-
nes Tages weitere 2900 Migran-
ten eingetroffen, die auf Booten
über das Mittelmeer nach Europa
gelangen wollten. Wie die italie-
nische Küstenwache am Montag
mitteilte, wurden die Menschen
von Schiffen aus Italien, Malta,
Großbritannien, Irland und Spa-
nien an Land gebracht. Die Mig-
ranten wurden demnach am
Sonntag von 21 Booten vor der li-
byschen Küste gerettet. Die Halb-
jahresbilanz zur Zahl der in Itali-
en eintreffenden Flüchtlinge stieg
damit auf fast 68 000. Im Vorjahr
waren in der Zeit bis zum 30. Ju-
ni laut den italienischen Behör-
den 63 885 Migranten registriert
worden. AFP/nd

Amtsinhaber siegte bei
Kommunalwahl in Moldau
Chisinau. Sieg für die prowestli-
chen Kräfte in der Ex-Sowjetre-
publik Moldau: Bei der Bürger-
meisterwahl in der Hauptstadt
Chisinau setzte sich Amtsinhaber
Dorin Chirtoaca (36) knapp ge-
gen die prorussische Kandidatin
Zinaida Greceanii (59) von den
Sozialisten durch. Chirtoaca er-
hielt 53,54 Prozent der Stimmen,
seine Kontrahentin 46,46 Pro-
zent, wie die Wahlleitung am
Montag mitteilte. Moldau ist als
Nachbar von EU-Mitglied Rumä-
nien hin- und hergerissen zwi-
schen prowestlichen und prorus-
sischen Kräften. Die Sozialisten
erkannten das Ergebnis nicht an.
Sie sprachen von Wahlfälschung
und wollen gerichtlich gegen die
Stichwahl vorgehen. Die Beteili-
gung war 48,73 Prozent. dpa/nd

Nicht nur Opfer der Hitze
In Pakistan kostet auch die Unfähigkeit Menschenleben

Mehr als 1100 Tote forderte bisher
die Hitzewelle in Pakistan. Doch
nicht allein die Temperaturen for-
dern Opfer.

Von Gilbert Kolonko, Lahore

»Die ständigen Stromausfälle machen
mich noch wahnsinnig«, murmelt ein
Bekannter aus Karatschi müde zu mir
durchs Telefon. Er verzichtet von
morgens um drei bis abends kurz nach
sieben auf Nahrung und Wasser – es
ist der Fastenmonat Ramadan. Selbst
hier in Lahore wacht man bei bei nur
schwülen 36 Grad schweißgebadet
auf, wenn wieder einmal der Ventila-
tor wegen ständiger Stromsperren
ausfällt.
Die Verantwortlichen des Landes

tun, was sie am besten können – sie
schieben sich gegenseitig die Schuld
zu. Imran Khan schimpft aus seiner
Region Khyber Pakhtunkhwa, die
mehr Strom produziert als sie ver-
braucht, über Ministerpräsident Na-
waz Scharif, dass er und seine »Pun-
jabis« den ganzen Strom klauen. Die
Sharif-Regierung droht den Verant-
wortlichen in Karatschi, die Strom-
versorgung dort in ihre Hand zu neh-
men – sie ignorieren, dass in Islama-
bad der Strom bis zu zehn Stunden
am Tag ausfällt. Ein Minister erklärt
sogar, es gebe keine Stromausfälle.
Die Megametropole Karatschi

wächst täglich. Flüchtlinge kommen
aus den umkämpften Regionen Be-
lutschistan und den paschtunischen
Stammesgebieten nahe Afghanistan.
Viele der neuen Siedlungen werden
illegal gebaut, nicht ohne dass sich die
politischen Verantwortlichen daran
bereichern.
Das Stromnetz der Metropole – ge-

nannt K-Strom – wurde im Jahr 2009

privatisiert. Die neuen Besitzer mit
Sitz in Dubai investierten eine Milli-
arde Dollar. Anfänglich sahen die Bür-
ger Fortschritte, dann geriet alles ins
Stocken. Dafür verzeichnete K-Kara-
chi neben erstenGewinnen, Erfolge im
Verkauf von Anteilsscheinen. Ein Be-
kannter aus Karatschi, dessen erste ei-
gene Klimaanlage letztes Jahr wegen
plötzlicher Spannungsschwankungen
in Flammen aufging, fasst zusam-
men: »Investoren investieren, um ihr
Geld zu vermehren und nicht um so-
ziale Wohltaten zu vollbringen. Aber
die neuen Betreiber leisten immer
noch weitaus bessere Arbeit als unse-
re lokalen Politiker. Unter ihnen hat-
ten wir im Sommer manchmal tage-
lang keinen Strom.«
Die neuen Investorenmachen auch

über Facebook und Co. für die Strom-
ausfälle Stromdiebe verantwortlich.
Das mit den Stromdieben in Karat-
schi ist jedoch verzwickt. Denn bei
den »Dieben« handelt es sich nicht um

einzelne Slumbewohner, die mal ein
wenig Strom abzwacken. Es geht vor
allem um jene, die es sich eigentlich
leisten können: Geschäftsleute und
einflussreiche Menschen die glau-
ben, Kontakte und Einfluss schützen
vor Strafe.
Es gibt noch einen Grund für die

Katastrophe. Ein Liter H-Milch kostet
in Pakistan etwa 25 Prozent mehr als
in einem deutschen Lebensmittel-
Discounter. Ein Kilogramm Bananen
30 Prozent mehr. Ein Kilogram Huhn
mit Knochen ist 20 Prozent teurer. Ein
Arbeiter mit dem Tageseinkommen
von 4,50 Euro kann seine Familie
nicht anständig ernähren.
Doch bald kommt der Monsun mit

seinen Überschwemmungen. Dann
stehen ganze Stadtteile von Lahore
knietief unter Wasser wegen ver-
stopfter Gullys. Im Vorjahr starben
dabei allein in Lahore fast 30 Men-
schen – als Stromleitungen vor ihnen
ins Wasser klatschten.

Vor dem Krankenhaus in Karatschi Foto: AFP/Asif Hassan

Burundi: Gewalt
begleitete Urnengang
Nkurunzizas Regierung längst ohne Glaubwürdigkeit

Knapp fünf Millionen Burundier
waren amMontag aufgerufen, ein
neues Parlament zu wählen. Eine
hohe Beteiligung in dem Bürger-
kriegsland wurde nicht erwartet,
denn der Sieger stand bereits fest.

Von Markus Schönherr, Kapstadt

Burundis Oppositionsparteien hat-
ten ihren Boykott angekündigt, da
der Urnengang weder frei noch fair
sei. Die Partei des umstrittenen Prä-
sidenten Pierre Nkurunziza besitzt
nicht nur Geld und Einfluss. Ihre
Parteijugend, die sich aus Schlä-
gertrupps zusammensetzt, schürte
in den vergangenen Wochen zu-
dem ein Klima der Angst, in dem
zahlreiche Demonstranten ums Le-
ben kamen. Mehr als 127 000 Bu-
rundier sind bereits geflohen, da-
runter 50 Journalisten, ein Verfas-
sungsrichter, der Vizepräsident –
und jetzt auch der Parlamentsvor-
sitzende.
In New York hatte UNO-Gene-

ralsekretär Ban Ki Moon Burundis
politische Führer aufgerufen, den
Weg für friedliche und glaubwür-
dige Wahlen zu ebnen sowie Ver-
antwortung im Wahlauftakt zu
übernehmen. Nkurunzizas CNDD-
FDD, eine ehemalige Hutu-Rebel-
lengruppe, ist daran gescheitert.
Immer noch bestimme Gewalt den
Alltag in der Hauptstadt Bujumbu-
ra, berichtet Pierre Dushimirimana
vom Internationalen Roten Kreuz in
Burundi. »Neben der zusätzlichen
Arbeit, ist unsere größte Sorge die
Sicherheitslage. Wir müssen stän-
dig die richtige Balance finden zwi-

schen der bestmöglichen Erfüllung
unserer Mission und der Unver-
sehrtheit unserer Mitarbeiter.«
Ende April hatte Präsident Nku-

runziza gegen die Regeln der Ver-
fassung angekündigt, für eine drit-
te Amtszeit zu kandidieren. Als er
zu einem Krisengipfel in das be-
nachbarte Tansania reiste, unter-
nahmen mehrere Generale einen
Putschversuch. Zwar scheiterte der
Regierungssturz und Nkurunziza
konnte dank regierungstreuer Po-
lizei- und Militärkräfte in sein Amt
zurückkehren. Doch die Straßen-
proteste gegen den ungeliebten
Führer rissen nicht ab. Medienbe-
richten zufolge verging keine Nacht
ohne Schusswechsel. Montag vori-
ger Woche tötete eine Granate vier
Menschen und hinterließ 30 ver-
letzt; erst am Wochenende tötete
die Polizei Berichten nach mindes-
tens drei Menschen. Zufolge der bu-
rundischen Menschenrechtsorga-
nisation Aprodeh starben seit Be-
ginn der Gewalt über 70 Men-
schen, unter ihnen ein Oppositi-
onsführer und sein Leibwächter.
Mindestens 500 Demonstranten
wurden verletzt und über 1000 ver-
haftet. Das Rote Kreuz kümmert sich
nicht nur um die Versorgung der
Verletzten und um die Bestattung
der Leichen, auch die politischen
Gefangenen hätten oberste Priori-
tät. »Wir besuchen sie im Gefäng-
nis, um sicherzustellen, dass ihre
Behandlung und ihre Lebensbe-
dingungen internationalem Stan-
dard entsprechen und dass der ge-
setzliche Prozess eingehalten wird«,
so Dushimirimana.
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Generalstaatsanwalt nach
Anschlag gestorben
Kairo. Nach dem Bombenan-
schlag auf den ägyptischen Ge-
neralstaatsanwalt Hischam Bar-
akat ist der Jurist seinen schwe-
ren Verletzungen erlegen. Vor ei-
ner Militärakademie in einem
Vorort von Kairo war eine Bombe
explodiert, die Barakats Konvoi
traf. Der ägyptische Ableger der
Dschihadistengruppe Islamischer
Staat (IS) hatte im Mai zu An-
schlägen auf Vertreter der ägyp-
tischen Justiz aufgerufen, nach-
dem sechs mutmaßliche IS-Kämp-
fer hingerichtet worden waren.
Generalstaatsanwalt Barakat hat-
te Tausende Islamisten vor Ge-
richt gestellt, seit Präsident Mo-
hammed Mursi 2013 vom Militär
gestürzt worden war. AFP/nd

Mindestens elf Tote bei
Anschlag in Tschad
N’Djamena. Bei einem Selbst-
mordanschlag in der Hauptstadt
Tschads sind mindestens elf Men-
schen ums Leben gekommen. Ein
Terrorist sprengte sich am Mon-
tag in N'Djamena an einem Kon-
trollpunkt der Sicherheitskräfte in
die Luft, wie ein Polizist erklärte.
Unter den Opfern waren auch fünf
Polizisten. Ein zweiter Angreifer
habe überwältigt werden können.
Die Regierung des zentralafrika-
nischen Landes geht davon aus,
dass die aus Nigeria stammende
Terrormiliz Boko Haram für den
Anschlag verantwortlich ist.
Tschadische Streitkräfte sind seit
einigen Monaten gegen die sun-
nitischen Fundamentalisten der
Boko Haram in Nigeria und
Tschad aktiv. dpa/nd

Brände in mehreren
Kirchen in US-Südstaaten
Washington. Seit den tödlichen
Schüssen eines Weißen auf
Schwarze in einer Kirche in North
Carolina vor knapp zwei Wochen
hat es in südlichen US-Staaten
mehrere Brände in Gotteshäusern
gegeben. Betroffen waren haupt-
sächlich von Afroamerikanern be-
suchte Kirchen in North und South
Carolina, Florida, Georgia und
Tennessee. Die Bundespolizei FBI
habe Ermittlungen aufgenommen
und gehe in drei Fällen von
Brandstiftung aus. Geprüft wer-
den rassistische Motive. dpa/nd

Palästinenserin stach
auf Polizistin ein
Jerusalem. Eine Palästinenserin
hat am Montag an einem Kont-
rollpunkt auf eine israelische Sol-
datin eingestochen. Wie die Poli-
zei berichtete, zückte die Angrei-
ferin am Grenzübergang zwi-
schen Jerusalem und der im be-
setzten Westjordanland gelege-
nen Nachbarstadt Bethlehem
plötzlich ein Messer und fügte ei-
ner Militärpolizistin Stichwunden
am Hals zu. AFP/nd

Die »falschen Erfolge« des Militärs
Kolumbiens Armee ermordete unschuldige Zivilisten, um im Anti-Guerillakampf zu glänzen
In rund 3000 Fällen sollen Militärs
in Kolumbien Zivilisten entführt
und hingerichtet haben, umdie Sta-
tistiken im Kampf gegen die Gue-
rillas zu schönen.

Von David Graaff, Bogotá

»Es handelt sich um eine der unheil-
vollsten Gräueltaten der vergangenen
Jahre in der westlichen Hemisphäre.«
José Miguel Vivanco, Direktor der
Amerika-Sektion der Menschen-
rechtsorganisation »Human Rights
Watch« (HRW) sagte in aller Deut-
lichkeit, wie seine Organisation die
Tötung von rund3000Zivilisten durch
Angehörige der kolumbianischen
Streitkräfte bewertet, mit denen die
Statistiken im Anti-Guerilla-Kampf
aufgebessert wurden. Zwischen 2002
und 2008, heißt es in einem jetzt von
HRW vorgelegten Bericht, seien die
»falschen Erfolge« (falsos positivos)
eine in nahezu allen Militärbrigaden
übliche und systematische Praxis ge-
wesen. Seit Bekanntwerden des Skan-
dals 2009 hat die Justiz rund 800 Ur-
teile gesprochen, allerdings nur sel-
ten gegen hochrangige Angehörige
der Streitkräfte. Gegen 22 Generäle
wird ermittelt; angeklagt wurde bis-
her keiner von ihnen.
Das könnte sich nun ändern. HRW

kommt nach der Untersuchung bis-
lang unveröffentlichten Beweismate-
rials zu dem Schluss, dass Mitglieder
der oberste Führungsriege der Streit-
kräfte von den Hinrichtungen min-
destens gewusst haben müssen oder
diese sogar direkt angeordnet oder er-
möglicht haben könnten. Besonders
neue Aussagen beteiligter Soldaten
belastenmehrere Generäle schwer. Im
Fokus der Ermittler stehen unter an-
derem der derzeitige Oberkomman-

dierende der Streitkräfte, Juan Pablo
Rodríguez, sowie General a.D. Mario
Montoya. Als Kommandierender der
in Medellin angesiedelten Vierten Bri-
gade soll er laut Zeugenaussagen von
untergebenen Soldaten »Flüsse von
Blut« gefordert haben. Während sei-
ner Amtszeit gab es in der Region mit
Abstand die meisten Tötungen. In der
kommende Woche müssen Montoya
und drei weitere Generäle a.D. erst-
mals zur Vernehmung vor der Staats-
anwaltschaft erscheinen.
Zahlreiche Opferverbände hoffen,

dass es nun zu weiterer Aufklärung
und einer Anklage kommt. William
Rozo, Experte für Menschenrechte
beim Forschungsinstitut CINEP sagte
gegenüber »nd«, es sei ohnehin ver-
wunderlich, warum dies nicht schon
längst geschehen sei. In anderen Fäl-
len habe eine geringere Beweislast be-
reits zu Verurteilungen geführt. Ein
großes Defizit sei nach wie vor, dass
die Staatsanwaltschaft die Fälle ein-
zeln bearbeite, was den Blick auf da-
hinterstehende Machstrukturen beim
Militär verstelle, so Rozo.
Ungeklärt bleibt zudem immer

noch die politische Verantwortung.
Die Praxis der »falschen Erfolge« fällt
in die Regierungszeit des heutigen Se-
natsabgeordneten und ehemaligen
Präsidenten Álvaro Uribe (2002-
2010), dessen Ziel es war, die Gue-
rillas des Landes militärisch zu besie-
gen. Als Gegenleistung für eine gute
Statistik winkten den Soldaten Be-
förderung, Sonderurlaub und militä-
rische Verdienstorden. Belohnungen,
die laut HRW die Praxis der Hinrich-
tungen meist jugendlicher Zivilisten
noch beförderte. Die Soldaten hatten
sie zuvor aus ländlichen Regionen
oder den Armenvierteln der Groß-
städte unter falschen Versprechungen

in abgelegene Gebiete gelockt, um sie
dort zu ermorden und dann als getö-
tete Guerilleros zu melden. Im Jahr
2007 waren laut Behördenangaben
ein Drittel der im Kampf Getöteten
»falsos positivos«. Verteidigungsmi-
nister war zu dieser Zeit kein gerin-

gerer als der heutige Staatschef Ko-
lumbiens, Juan Manuel Santos.
Santos stellte sich in einer ersten

Stellungnahme Ende vergangener
Woche vor die Streitkräfte: Er werde
deren Legitimität verteidigen, »bis
man mich zu Grabe trägt«. Der Ver-

gangenheit gehört die Praxis der »fal-
sos positivos« indes nicht an. Auch für
2014 würden 32 Fälle von der Gene-
ralstaatsanwaltschaft untersucht,
schreibt das US-Außenministerium in
einem aktuellen Menschenrechtsbe-
richt.

Die Leiche im Sack als Erfolgsbeweis Foto: AFP/Felipe Caicedo

Liberales Minderheitskabinett regiert Dänemark
Andere bürgerliche Parteien wollten keine Verantwortung übernehmen / Volksabstimmung zu EU-Rechtsvorbehalt noch in diesem Jahr

Dänemarks neue Minderheitsre-
gierung will noch in dieser Woche
einen Vorschlag für strengere Asyl-
regelungen machen.

Von Andreas Knudsen, Kopenhagen

Selten in der dänischen Geschichte ist
eine Regierungsbildung paradoxer
gewesen ist die jüngste. Trotz starker
Stimmenverluste wird die liberale
Venstre-Partei, die nur drittstärkste
Kraft bei der Wahl, jetzt die alleinige
Regierungsverantwortung überneh-
men, während die sozialdemokrati-
sche als größte Partei im Parlament in
die Opposition geht. Der Gründe da-
für sind die Stimmenverluste für Mit-
te-Links-Parteien und die offensicht-
liche Unlust im bürgerlichen Lager,
Regierungsverantwortung zu über-
nehmen und dafür tief greifende Dif-
ferenzen zu überwinden.

Auch die nationalkonservative
Dänische Volkspartei, nunmehr
zweitstärkste Kraft mit den größten
Stimmengewinnen, will von außen
Einfluss auf die Regierungspolitik
nehmen. Diese Taktik scheint vor-
läufig aufzugehen, denn Minister-
präsident Lars Løkke Rasmussen
kündigte bereits an, in den nächsten
Tagen einen Gesetzesvorschlag ein-
zubringen, der Asylbewerbern öko-
nomische Anreize nehmen soll, nach
Dänemark zu kommen. Einzelheiten
nannte er bislang nicht. Mit Inger
Støjberg wird eine Integrationsmi-
nisterin die Zügel in die Hand neh-
men, die für einen harten Kurs be-
kannt ist. Der neue Justizminister
Søren Pind hat sich bereits öffentlich
als der neue Sheriff vorgestellt, der
mit harter für Ordnung sorgen will.
In Sachen Arbeitsmarkt wird mit

Jørn Neergaard Larsen ein früherer

Direktor des Arbeitgeberverbandes
Minister. Neergard hat sich in der
Vergangenheit mehrfach für Kür-
zungen bei Arbeitslosengeld und So-
zialleistungen ausgesprochen. Seine
Ernennung entspricht nicht nur den
ökonomischen Vorstellungen der
Venstre-Partei, sondern auch jenen
der Liberalen Allianz, die neolibera-

le Ziele verficht. Im Regierungspro-
gramm werden Steuererleichterun-
gen für Kleinverdiener angekündigt
und, falls finanziell möglich, auch für
Spitzenverdiener.
Mit diesen Ministerernennungen

und dem generellen ökonomischen
Kurs hat Rasmussen es zunächst ge-
schafft, sich der Unterstützung der
wichtigsten Allianzpartner zu versi-
chern. Für die parlamentarische
Mehrheitsbeschaffung wird er aller-
dings kräftig navigieren und darauf
bauen müssen, für wichtige Be-
schlüsse auch die Sozialdemokraten
bzw. andere Parteien zu gewinnen.
Rasmussen machte selbst darauf

aufmerksam, dass diese Aufgabe sehr
schwierig sein werde. Dementspre-
chend sind die Erwartungen in den
Medien an die Durchschlagskraft der
Minderheitenregierung auch gering.
Historisch gesehen haben solche Re-

gierungen nur kurze Lebenszeiten in
Dänemark, aber Rasmussen setzt of-
fensichtlich darauf, durch Kompro-
miss- und Verhandlungsbereitschaft
über unmittelbaren Koalitionspart-
ner hinaus eine effektive Regierung
ausüben zu können.
Die erste große Bewährungsprobe

wird es noch in diesem Herbst ge-
ben, wenn die Bürger an die Wahl-
urnen gerufen werden sollen, um
über den dänischen Vorbehalt zur
EU-Rechtspolitik abzustimmen. Die-
ser war 1992 notwendig geworden,
um über eine zweite Abstimmung
den Beitritt zum Maastricht-Vertrag
zu sichern. Ob sich die Dänische
Volkspartei mit ihrem Vorschlag für
Grenzkontrollen ähnlich den briti-
schen und irischen Ausnahmen von
den Schengen-Regeln durchsetzen
kann, ist gegenwärtig aber noch un-
klar.

Premier Rasmussen Foto: dpa/Keld Navntoft

Solidarität und Härte
Europäische Minister zu Besuch in Tunesien

Nach dem Massaker an Touristen
in der tunesischen Stadt Sousse
haben Politiker der betroffenen
europäischen Länder Solidarität
und Härte angekündigt.

Sousse. Drei Tage nach dem Ter-
roranschlag mit 38 Toten in Tune-
sien ist Bundesinnenminister Tho-
mas de Maizière zu einem Solida-
ritätsbesuch in das nordafrikani-
sche Land gereist. Am Montag be-
suchte er gemeinsam mit Regie-
rungsvertretern aus Belgien, Frank-
reich und Großbritannien das
Strandhotel »Imperial Marhaba« in
Sousse, den Ort der Attacke.
Dort hatte am Freitag ein tune-

sischer Student 38 Menschen er-
schossen, bevor er selbst getötet
wurde. Unter den Opfern sind min-
destens zwei Deutsche. Die meisten
Toten stammen aus Großbritanni-
en. Am Wochenende hatte Kanzle-
rin Angela Merkel dem Präsidenten

Beji Caid Essebsi weitere Unter-
stützung im Anti-Terror-Kampf zu-
gesichert. Deutschland hilft Tune-
sien bereits bei der Weiterbildung
von Polizisten. Tunesien meldete
unterdessen erste Festnahmen.
Großbritanniens Premierminis-

ter David Cameron hat die Extre-
misten der Terrormiliz Islamischer
Staat als »existenzielle Gefahr« be-
zeichnet. »Es wird der Kampf un-
serer Generation sein, und wir müs-
sen ihn kämpfen mit all unseren
Mitteln«, sagte Cameron am Mon-
tag dem BBC-Hörfunk. Cameron re-
agierte damit auf den Anschlag auf
in Tunesien. Dabei kamen mindes-
tens 15 Briten ums Leben. Cameron
kündigte an, Innenministerin The-
resa May werde nach Tunesien rei-
sen, um sich ein Bild von der Situ-
ation vor Ort zu machen. Großbri-
tannien schickt ein Flugzeug der
Luftstreitkräfte nach Tunesien, um
die Leichen heimzuholen. dpa/nd

Moskau verspricht
Syrien Hilfe
Putin nennt Haltung zu Damaskus »unverändert«

Damaskus entsandte seinen Au-
ßenminister nach Moskau. Dort
versicherte sich der Chefdiplo-
mat weiterer Unterstützung.

Moskau. Der syrische Außenminis-
ter Walid Muallem hat nach eige-
nen Angaben vom russischen Prä-
sidenten Wladimir Putin die Zusi-
cherung erhalten, dieser werde Sy-
rien »politisch, wirtschaftlich und
militärisch« unterstützen. Muallem
äußerte sich nach einem Treffen mit
Putin in Moskau auf einer gemein-
samen Pressekonferenz mit dem
russischen Außenminister Sergej
Lawrow.
Putin erklärte seinerseits, Russ-

land werde weiterhin an der Seite
Syriens stehen. »Wir sind über-
zeugt, dass am Ende das syrische
Volk siegen wird«, fügte er hinzu.

»Unsere Politik der Unterstüt-
zung Syriens, der syrischen Füh-
rung und des syrischen Volks bleibt
unverändert«, so Putin. Er brachte
eine Antiterrorkoalition zum Kampf
gegen die in Syrien und Irak aktive
Dschihadistenorganisation Islami-
scher Staat ins Spiel. Dabei sollten
alle Länder der Region zusammen-
wirken, darunter Türkei, Jordanien
und Saudi-Arabien.
Muallem dazu: »Ich weiß, dass

Putin ein Mann ist, der Wunder be-
wirkt, aber eine Allianz mit Saudi-
Arabien, der Türkei, Katar oder den
USA bedarf eines sehr großen Wun-
ders.« Diese Staaten hätten selbst
den »Terrorismus ermutigt und fi-
nanziert«. Eine US-geführte Allianz
geht derzeit mit Luftangriffen ge-
gen mutmaßliche IS-Kämpfer in Sy-
rien und Irak vor. AFP/nd
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SOZIALISTISCHE TAGESZEITUNG

 12.08. – 16.08.2015  

Programm: 1. Tag Bad Homburg. 2. Tag Hessenpark & Saalburg 3. Tag Frankfurt (M.) mit Goe-

the-Museum, Römerberg und Mainschiff fahrt. 4. Tag Mainz & Bad Homburg. 5. Tag Heimreise.

Leistungen:
� Fahrt im komfortablen Reisebus ab/bis Berlin � 3 x Ü/F im Maritim Hotel Bad Hom-
burg � Apfelwein-Empfang � 1 x Hessisches Buff et im Hotelrestaurant � 1 x Abend-
essen in römischer Taberna � Spaziergang Bad Homburg und Landgrafenschloss 
� Besuch Hessenpark mit Mundart-Führung � Führung durch das Römerkastell 
Saalburg mit Aperitif � Tagesausfl ug nach Frankfurt (M.) mit Auff ahrt Main-Tower, 
Führung Goethe-Haus, Spaziergang Römerberg und Schiff fahrt � Tagesausfl ug nach 
Mainz mit Stadtrundgang � Kutschfahr durch die Weinberge und »Weck, Worscht 
un Woi« � Besuch/Führung in Spielbank Bad Homburg � nd-Reisebegleitung 
Irene Kohlmetz � Nutzung von Schwimmbad, Sauna und Dampfbad im Hotel

 Goethe, Römer, Mainz & Hessen 

p. P. im DZ € 584,–/EZZ € 78,–
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Deutscher Bank drohen
weiter Konsequenzen
Frankfurt am Main. Im Libor-
Skandal um manipulierte Zins-
sätze drohen der Deutschen Bank
auch nach dem Rücktritt von Co-
Chef Anshu Jain Konsequenzen
der Finanzaufsicht BaFin. Ein Be-
hördensprecher sagte am Mon-
tag, dass sogenannte aufsichts-
rechtliche Maßnahmen möglich
seien. Das könnte bedeuten, dass
das Geldhaus zu Umstrukturie-
rungen verpflichtet wird, damit
sich früheres Fehlverhalten nicht
wiederholen kann. Die »Financial
Times« hatte am Samstag aus ei-
nem Schreiben der BaFin-Kont-
rolleurin Frauke Menke an die
Bank zitiert. »Ich sehe die Ver-
fehlungen, wegen derer Herr Jain
beschuldigt wird, als schwerwie-
gend an«, schrieb Menke dem-
nach. Jain habe etwa durch eine
Veränderung der Sitzordnung im
Handelssaal ein Umfeld geschaf-
fen, »das eine Ausnutzung von In-
teressenskonflikten förderte«. Zu-
dem verdächtige die BaFin Jain,
bei der Aufklärung der Vorwürfe
getäuscht zu haben. Jain hatte sei-
nen Rücktritt zum 30. Juni er-
klärt. Nach Bankangaben hat der
Schritt nichts mit den Ermittlun-
gen zu tun. dpa/nd

Puerto Rico kann
Schulden nicht bedienen
Washington. Das US-amerikani-
sche Karibikgebiet Puerto Rico
kann seine rund 72Milliarden Dol-
lar (knapp 65 Milliarden Euro)
schweren Außenstände nicht mehr
bedienen. »Die Schulden sind nicht
mehr bezahlbar«, erklärte Gou-
verneur AlejandroGarcía Padilla in
der »New York Times«. Der Zei-
tung zufolgewill die Regierungmit
ihren Gläubigern nach Wegen aus
der Krise suchen. Dabei gehe es et-
wa um einen Aufschub von Rück-
zahlungsfristen für die Verbind-
lichkeiten, die sich im vergange-
nen Jahrzehnt verdoppelt hatten.
Den Angaben zufolge sind die
Schulden pro Kopf in Puerto Rico
inzwischen die höchsten in den
USA. AFP/nd

EU will Verkehr mit
Milliarden fördern
Brüssel. Für den Ausbau wichtiger
Verkehrswege will die EU-Kom-
mission in den nächsten Jahren
13,1 Milliarden Euro Fördermittel
bereitstellen. Insgesamt 276 Pro-
jekte sollen mit Zuschüssen un-
terstützt werden, davon 24 in
Deutschland. Die EU deckt jeweils
zwischen 20 und 85 Prozent der
Kosten. Mit weiteren öffentlichen
und privaten Mitteln sollen 28,8
Milliarden Euro zur Verfügung ste-
hen. Das Paket braucht noch die
Zustimmung der EU-Staaten und
des Europaparlaments. Diese soll
bei einer Sitzung am 10. Juli er-
teilt werden. dpa/nd

Steigende Zinsen
auf Staatsanleihen
Paris. Wegen der Griechenland-
krise sind am Montag die Zinsen
für spanische und italienische
Staatsanleihen angestiegen. Die
Rendite für zehnjährige Anleihen
Spaniens stieg amMorgen auf 2,72
Prozent nach 2,15 Prozent am
Freitag. Für Italien stieg der Satz
auf 2,598 Prozent nach 2,11 Pro-
zent am Freitagabend. Südeuro-
päische Länder wie Spanien wa-
ren vor wenigen Jahren unter der
Last hoher Zinsen von über sechs
Prozent in eine schwere Krise ge-
rutscht. AFP/nd

China beginnt mit
Bau von Gaspipeline
Peking. China hat nach russi-
schen Angaben offiziell mit dem
Bau seines Teils einer Pipeline für
Gaslieferungen aus Russland be-
gonnen. Über diese östliche Rou-
te sollen jährlich 38 Milliarden
Kubikmeter Gas von Produkti-
onsstätten in den sibirischen Ge-
bieten Jakutien und Irkutsk in die
Volksrepublik geliefert werden.
Die Pipeline mit dem russischen
Namen Sila Sibirii (deutsch: Kraft
Sibiriens) soll 2018 in Betrieb ge-
hen. dpa/nd

Der Plan vom Kohleausstieg
Sachverständigenrat für Umweltfragen macht sich für Gabriels CO2-Abgabe stark
Ein wichtiges Beratergremium der
Bundesregierung hat sich für einen
planvollen Umbau des deutschen
Kraftwerksparks ausgesprochen.

Von Kurt Stenger

Der Sachverständigenrat für Um-
weltfragen (SRU) hat die Bundesre-
gierung aufgefordert, einen Kohle-
konsens auf denWeg zu bringen. »Wir
müssen jetzt einen Fahrplan für den
schrittweisen Ausstieg aus der Kohle-
verstromung bis 2040 entwickeln«,
erklärte der SRU-Vorsitzende Martin
Faulstich, Professor für Umwelt- und
Energietechnik an der Technischen
Universität Clausthal, bei der Vor-
stellung einer Studie zum Thema am
Montag in Berlin. Das würde auch zei-
gen, dass die Bundesregierung die Be-
schlüsse des G7-Gipfels und die neue
Enzyklika des Papstes ernst nimmt.
Der SRU war 1971 vom Innenmi-

nisterium ins Leben gerufen werden.
um die Bundesregierung in Umwelt-
fragen zu beraten – ein Umweltmi-
nisteriumgab es seinerzeit nochnicht.
Immer wieder hat das aus siebenWis-
senschaftlern bestehende Gremium
durch kritische Stellungnahmen zur
Energiepolitik der Bundesregierung
von sich reden gemacht. 2011 schei-
terte ein Versuch der schwarz-gelben
Koalition, den Sachverständigenrat
durch Benennung eines ihr geneh-
men Direktors auf Linie zu bringen.
Auch in seinem neuesten Kom-

mentar übt der SRU Kritik an der Re-
gierung. Sie solle aus den Fehlern
beim Atomausstieg lernen und
schnellstmöglich mit Wirtschaft, Wis-
senschaft und Umweltverbänden über
einen Fahrplan für den Abbau der
Kohleverstromung beraten. »Ein lang-
fristig angelegter Kohlekonsens för-
dert das Vertrauen in die Energie-
wende als glaubwürdigen Prozess und
schafft Planungssicherheit für alle Ak-
teure«, heißt es in den »10 Thesen zur
Zukunft der Kohle bis 2040«. »Ein
Kohlekonsens ermöglicht das früh-
zeitige Abfedern sozialer Folgen für
Arbeitnehmer und Verbraucher und

leistet einen wichtigen Beitrag zu ei-
ner zielgerichteten Ausgestaltung des
Strommarktes.« Notwendige regio-
nalpolitische Maßnahmen müssten
durch ein »Bundesprogramm Kohle-
wende« flankiert werden.
In der Frage der CO2-Abgabe be-

ziehen die Umweltexperten klar Stel-
lung für den ursprünglichen Plan von
Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel,
der beim bevorstehenden Treffen des
Koalitionsausschusses am Mittwoch
offenbar fallen gelassen werden soll.
Der Vorschlag sei »wegweisend und
innovativ, weil er auf dem europäi-
schen Emissionshandel aufbaut und
den Strukturwandel im Kraftwerks-
park fördert«, schreibt der SRU. Vi-
zevorsitzende Karin Holm-Müller von
der Universität Bonn hält die vorge-
brachten Einwände für überzogen:

»Soziale und wirtschaftliche Verwer-
fungen haben diejenigen zu verant-
worten, die den unvermeidbaren
Strukturwandel hinauszögern und
damit Strukturbrüche riskieren.«
Allerdings sei die geplante Emissi-

onsminderung mit 22 Millionen Ton-
nen CO2 nicht ausreichend, um die
Klimaschutzziele zu erreichen. Bishe-
rige Alternativvorschläge etwa der
Gewerkschaft IG BCE seien schlech-
ter, weil sie für eine noch geringere
CO2-Einsparung sorgen würden. Au-
ßerdemseimit zusätzlichenKosten für
den Staatshaushalt zu rechnen.
Das gilt auch für den gerade heiß

gehandelten Plan B. Demnach sollen
acht Kohlekraftwerksblöcke, darun-
ter zwei in Jänschwalde (Branden-
burg), in Reserve gehen und nach vier
Jahren stillgelegt werden. Deren Be-

treiber RWE, Vattenfall und Mibrag
sollen eine Entschädigung von 300
Euro je Kilowatt Leistung bekom-
men. Nach »nd«-Informationen kä-
men insgesamt gut 3,1 Milliarden Eu-
ro zusammen, welche die Strom-
kunden aufbringen müssten.
Umweltschützer lobten die Forde-

rungen des SRU. Die Weichen für ei-
nen Strukturwandel in der Lausitz, im
Rheinland und in Mitteldeutschland
müssten bereits heute gestellt wer-
den, so der Geschäftsführer der Deut-
schen Umwelthilfe, Sascha Müller-
Kraenner. »Wer Bürgern vorgaukelt,
Kohle in Deutschland habe eine Zu-
kunft, der handelt unverantwortlich
und verspielt wertvolle Zeit, die nötig
ist, um den betroffenen Regionen ei-
ne wirtschaftliche und soziale Per-
spektive zu geben.«

RWE-Braunkohlekraftwerk Neurath bei Grevenbroich (Nordrhein-Westfalen) Foto: dpa/Oliver Berg

Privatleute
ächzen unter
Schuldenlast
Schuldnerhaushalte mit
34 500 Euro in der Kreide

Wiesbaden. Die Situation über-
schuldeter Privathaushalte hat sich
2014 verschlechtert. Durch-
schnittlich standen die Menschen,
die sich an eine Schuldnerbera-
tung gewandt hatten, mit 34 504
Euro in der Kreide, wie das Sta-
tistische Bundesamt am Montag
mitteilte. Das war etwas mehr als
im Jahr zuvor (32 996 Euro), aber
weniger als beispielsweise 2008
(35 967 Euro).
Bei einem durchschnittlichen

Monatseinkommen von 1020 Eu-
ro bräuchten die Schuldner rech-
nerisch 34 Monate zur Rückzah-
lung, wenn sie ihr komplettes Ein-
kommen für den Schuldendienst
einsetzen könnten. Diese soge-
nannte Überschuldungsintensität
ist bei Männern (39 Monate) hö-
her als bei Frauen (28). Und noch
einen Zusammenhang entdeckten
die Statistiker: Je älter ein Schuld-
ner ist, desto höher ist sein Ver-
schuldungsgrad. Haben unter 25-
Jährige zehnmal so hohe Schul-
den wie Monatseinkünfte, sind die
Schulden bei über 65-Jährigen 53-
mal so hoch wie das Einkommen.
Hauptursache der Überschul-

dung war der Verlust des Arbeits-
platzes (19 Prozent). Auch Tren-
nung, Scheidung und der Tod des
Partners (zusammen zwölf Pro-
zent) sowie Krankheit, Sucht oder
Unfall (ebenfalls zwölf Prozent)
führten häufig zu kritischen fi-
nanziellen Situationen. Unwirt-
schaftliche Haushaltsführung (elf
Prozent) und gescheiterte Selbst-
ständigkeit (acht Prozent) waren
nach den Angaben weitere be-
deutende Faktoren.
Nach Einschätzung der Ar-

beitsgemeinschaft Schuldnerbe-
ratung der Verbände sind bun-
desweit 3,1 Millionen Haushalte
überschuldet, in denen insgesamt
sechs bis sieben Millionen Men-
schen leben. Agenturen/nd

Kredite für Asien
Neue Entwicklungsbank soll die Investitionen in der Region vorantreiben

Boom war gestern. Bis zum Jahr
2020müssen schätzungsweise acht
Billionen Dollar in die Infrastruk-
tur Asiens investiert werden. An der
neuen Entwicklungsbank ist auch
Deutschland beteiligt.

Von Hermannus Pfeiffer

In der »Großen Halle des Volkes« in
Peking unterzeichneten Vertreter von
57 Staaten am Montag die Grün-
dungsakte für die Asiatische Infra-
struktur Investmentbank (AIIB). Die
Förderbank wird Kredite in Entwick-
lungs- und Schwellenländer verge-
ben. Finanziert werden sollen damit
Infrastrukturprojekte wie Straßen
und Häfen, Wasserversorgung und
Telekommunikationsnetze. Nach
Schätzungen der Weltbank sollten al-
lein die ärmeren Länder jährlich 1,5
Billionen Dollar zusätzlich in die In-
frastruktur investieren, um den Be-
dürfnissen der wachsenden Einwoh-
nerzahlen nachzukommen. Die neue
AIIB startet mit einem üppigen
Grundkapital von 100 Milliarden
Dollar. Auf den Weg gebracht hat das
Projekt die chinesische Regierung von
Li Keqiang.
China hält mit gut 26 Prozent denn

auch weitaus die meisten Anteile an
der AIIB, was der zweitgrößten Wirt-
schaftsnation außerdem ein Veto-
recht beschert. Indien ist mit 7,5 Pro-
zent und Russland mit 5,9 Prozent
dabei. Für asiatische Mitglieder sind
insgesamt drei Viertel der Stimm-
rechte reserviert. Deutschland zahlt
900 Millionen US-Dollar ins Grün-
dungskapital ein und vergibt bis 2019
Kreditgarantien in Höhe von 3,6 Mil-
liarden US-Dollar. Damit ist die Bun-
desregierung mit 4,1 Prozent der
viertgrößte Geldgeber und das wich-
tigste Mitgliedsland außerhalb Asi-
ens.
In Peking fehlen allerdings die

Vereinigten Staaten und Japan. Sie

sehen das neue Kreditinstitut als Kon-
kurrentin zur westlich dominierten
Weltbank und dem Internationalen
Währungsfonds (IWF). So halten al-
lein die USA vier Mal so viele Stimm-
rechte an der Weltbank in Washing-
ton wie China. Die bereits 1966 ge-
gründete japanisch-amerikanisch ge-
führte Asiatische Entwicklungsbank
(ADB) dürfte versuchen, die neue
Konkurrentin AIIB im Zaume zu hal-
ten.
Doch trotz monatelanger Streitig-

keiten mit Washington und Tokio be-
teiligen sich Frankreich, Italien und
sogar der engste US-amerikanische
Alliierte Großbritannien an der AIIB.
China ist inzwischen nach den Ver-
einigten Staaten der zweitgrößte
Handelspartner der EU.
Entwicklungsökonom Jörg Gold-

berg sieht einen Trend. In seinem
neuen Buch »Die Emanzipation des
Südens« beschreibt er die »zuneh-
mende Funktionsunfähigkeit globa-
ler Einrichtungen« wie IWF oder
Weltbank. An deren Stelle oder als

Partner treten regionale Institutio-
nen des Südens. So ist die AIIB längst
nicht die einzige neue Förderbank.
Indiens Ministerpräsident Modi lieb-
äugelt mit der Gründung einer »Süd-
ostasiatischen Entwicklungsbank«,
zusammen mit Afghanistan, Pakistan
und Sri Lanka. Weiter sind schon die
fünf großen Schwellenländer China,
Brasilien, Russland, Indien und Süd-
afrika mit ihrer BRICS-Ent-
wicklungsbank. Kritiker befürchten,
dass die neuen Akteure riskantere
Kredite mit weniger Auflagen verge-
ben als etwa der IWF.
Ein Investitionsboom in Asien

könnte auch China nützen. Die Zen-
tralbank in Peking betätigte am Wo-
chenende erstmals seit der Finanz-
krise zwei Hebel gleichzeitig, um die
Wirtschaft anzukurbeln. Zweistellige
Wachstumsraten wie in der Vergan-
genheit sind heute in weite Ferne ge-
rückt. Mittlerweile ist die Verschul-
dung von Privaten und Unternehmen
in China sogar höher als in Grie-
chenland.

Foto: dpa/Wang Zhao

Dobrindt verspricht
Kulturwandel
CSU-Minister will Großprojekte kontrollierbar machen

Öffentliche Großprojekte wie der
Flughafen BER sind im Schnitt 73
Prozent teurer als geplant. Ver-
kehrsminister Dobrindt will da
gegensteuern.

Von Simon Poelchau

Bundesverkehrsminister Alexander
Dobrindt (CSU) hat viel vor. Er ge-
lobte am Montag in Berlin, einen
»Kulturwandel« beim Bau von
Großprojekten einzuleiten. »Bonus-
Malus-Regelungen und klare Ver-
einbarungen zur Konfliktbeilegung
und modernste digitale Systeme
können dazu beitragen, Kosten- und
Zeitpläne besser einzuhalten«, sag-
te er bei der Vorstellung des Ab-
schlussberichts »Bau von Großpro-
jekten«. Ein knackiger Zehn-Punk-
te-Aktionsplan und Pilotprojekte
sollen helfen.
Denn Megabauprojekte laufen

regelmäßig aus dem Ruder. Stutt-
gart 21, der Flughafen BER und die
Elbphilharmonie sind dabei nur be-
sonders krasse und bekannte Bei-
spiele, die die Gemüter der Bevöl-
kerung erhitzen. Einer aktuellen
Studie der Hertie School of Gover-
nance zufolge sind öffentliche Groß-
projekte im Schnitt 73 Prozent teu-
rer als geplant. Dabei untersuchte
die private Berliner Hochschule 170
in Deutschland seit 1960 realisierte
Großprojekt. Insgesamt hätten die-
se ursprünglich 141 Milliarden Euro
kosten sollen. Tatsächlich waren es
glatte 200 Milliarden Euro. Grund
für diese Debakel seien häufig früh-
zeitige Planungsfehler, zu viel Op-
timismus und die Überschätzung der
eigenen Fähigkeiten durch die öf-
fentlichen Auftraggeber gewesen.
Im April 2013 initiierte Do-

brindts Amtsvorgänger Peter Ram-

sauer (CSU) nun die Reformkom-
mission. Seitdem berieten 35 Ex-
perten aus Wirtschaft, Wissenschaft,
Verbänden und öffentlicher Hand,
wie man Pannen und Kostensteige-
rungen – beim BER etwa mindes-
tens 3,4 Milliarden Euro – künftig
verhindern kann.
Deswegen will Dobrindt künftig

nicht nur anhand eines Bonus-Ma-
lus-Systems frühzeitig vollendete
Projekte prämieren und bei aus dem
Ruder geratenen die beteiligten Fir-
men mit Strafzahlungen belegen.
Auch setzt er etwa auf stärkere
Transparenz und Kontrolle sowie ei-
ne frühzeitige Erfassung von Risi-
ken im Haushalt. Zudem soll künf-
tig erst geplant und dann mit dem
Bau begonnen werden.
Vor allem gehört aber zu Do-

brindts Zehn-Punkte-Plan, das die
Aufträge für Megabauprojekte
künftig nicht mehr an den billigs-
ten, sondern an den wirtschaft-
lichsten Anbieter vergeben werden
sollen. Oft versuchen sich die An-
bieter nämlich preismäßig bei der
Ausschreibung zu unterbieten.Wird
der billigste genommen, explodie-
ren dann quasi automatisch die
Kosten, weil das Angebot nicht re-
alistisch kalkuliert war.
Dobrindt muss allerdings noch

seine Kabinettskollegen mit ins Boot
holen, um auch die notwendigen ge-
setzlichen Änderungen auf den Weg
zu bringen. So hören sich die Vor-
schläge des CSU-Manns für den Prä-
sidenten des Hauptverbandes der
Deutschen Bauindustrie, Thomas
Bauer, erst mal ganz gut an. Mit der
Vorlage dieser Empfehlungen sei je-
doch erst »die halbe Strecke« zu-
rückgelegt. Es komme jetzt darauf
an, sie in Taten umzusetzen, so Bau-
er. Kommentar Seite 4
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Auf Kosten der
Indigenen
Martin Ling über dubiose Kredite
deutscher Entwicklungsbanken

Der Anspruch der Deutschen In-
vestitions- und Entwicklungsge-
sellschaft (DEG) ist groß: Ihr Auf-
trag ist es, eine Grundlage zu
schaffen »für nachhaltiges Wirt-
schaftswachstum und eine dauer-
hafte Verbesserung der Lebensbe-
dingungen der Menschen vor
Ort«. Ein Anspruch, der sich der
Tatsache verdankt, dass es sich
bei der DEG um eine staatliche
Entwicklungsbank handelt, um
eine Tochter der Kreditanstalt für
Wiederaufbau (KfW), die nach
dem Wiederaufbau Westdeutsch-
lands ihren Geschäftsbereich
längst global ausgeweitet hat.
An den selbst gesetzten Stan-

dards scheitert der Anspruch der
KfW und der DEG nicht. In ihnen
ist die ILO-Konvention 169 integ-
riert, die dem Schutz der Rechte
indigener Völker gewidmet ist
und unter anderem zwingend die
Befragung der indigenen Bevöl-
kerung bei Projektvorhaben auf
deren Territorium vorsieht. Gesi-
chert ist, dass sich die DEG im
Falle des Staudammes »Barro
Blanco« in Panama nicht daran
gehalten hat. Das sagt nicht ir-
gendwer, sondern eine von der
DEG eingesetzte unabhängige
Untersuchungskommission, die
der Beschwerde der Indigenen
vom Volk der Ngöbe-Buglé nach-
ging. »Keine adäquaten Konsulta-
tionen« heißt es in dem Bericht.
Die DEG verließ sich bei ihrem 25-
Millionen-Darlehen profitwillig
auf eine lokale Untersuchung, die
alles paletti einstufte. Eine peinli-
che Vernachlässigung der Sorg-
faltspflicht.
Weniger Probleme hat die DEG

damit, sich in die inneren Angele-
genheiten Panamas einzu-
mischen: Nachdem die neue Re-
gierung im Februar den Stau-
dammbau auf Eis legte, reagierte
die DEG postwendend mit der
impliziten Drohung, dass die Sus-
pendierung zukünftige Investitio-
nen gefährde. Eine Parteinahme
für die Indigenen steht hingegen
weiter aus. Rechnet sich nicht.

ACTION

Migration – »USA/Mexiko – Mili-
tarisierung und Abschiebungen«,
Kathrin Zeiske (freie Journalistin)
berichtet über die Militarisierung
der regionalen Migrationspolitik.
Jan Hennies (Lateinamerika
Nachrichten) wird das Abschiebe-
system und die USA-Migrations-
reform, aber auch transnationale
Solidarität thematisieren. 2. Juli,
19.30 Uhr, Galerie Olga Benario,
Richardstraße 104, 12043 Berlin.

Mexiko – »Wie Deutschland vom
Krieg in Mexiko profitiert« Mili-
tarisierung, Rüstungsdeals und
Sicherheitsabkommen. Mit Carlos
A. Pérez Ricart, FU Berlin, 3. Juli,
19.30 Uhr, EineWeltHaus Mün-
chen, »Weltraum«, Schwantha-
lerstr. 80, 80336 München.

Zum Lesen – »ila 386«, Juni 2015,
Schwerpunkt: Sicherheit, Unsi-
cherheit; 5 Euro, Bezug: Informa-
tionsstelle Lateinamerika e.V.,
Heerstr. 205, 53111 Bonn, Tel.
(0228) 65 68 13, www.ila-web.de

Sozialpolitik ignoriert Hautfarbe
Esteban Morales über rassistische Muster in Kuba und den politischen Umgang damit

Die moderne Geschichte Kubas
weist afrokubanische Persönlich-
keiten auf, die sich zeitlebens ge-
gen ihre rassistische Diskriminie-
rung einsetzten, sei es über Waffen
oder das Wort, die Literatur. Wie
kommt es, dass das Thema erst vor
einigen Jahren wieder intensiv auf-
gegriffen wurde?
In der Tat gab es eine solche Traditi-
on, die seit Anfang des 20. Jahrhun-
derts in unserer Geschichte einging.
Aber mit der Revolution von 1959
setzte sich die Tendenz durch, zu sa-
gen, dass dieses Thema gelöst sei.
Grund dafür war die Haltung der Re-
volutionsführer, die angesichts der
Kombination zwischen möglicher so-
zialer Teilung und der Attacken des
Imperialismus auf Kuba (insbeson-
dere die aggressive Politik der USA ab
1962), Geschlossenheit einforderte,
um der Konterrevolution die Stirn zu
bieten. Bis in die 80er Jahre herrsch-
te die humanistische Sozialpolitik des
Egalitarismus vor. In diesem Kontext
wurde das Thema Rassismus aus der
Sichtweise verbannt.

Dann kamen die 90er Jahre, die Sie
als Moment für das Aufkommen ei-
nes neuen Rassismus ansehen ...
Als die wirtschaftliche Krise Ende der
80er, Anfang der 90er Jahr ausbrach,
wurde uns klar: Wir waren Idealisten
gewesen. Denn die Krise zeigte uns,
dass die Schwarzen und die Mestizen
am meisten unter ihr litten. Mit der
Revitalisierung des Marktes, des Tou-
rismus, der Auslandsinvestitionen,
etc., wurden die Arbeitsplätze markt-
fähiger. Es stellte sich ein sozialer
Wettkampf um die Dollar-Wirtschaft
ein. Der Rassismus als Instrument zur
sozialen Unterscheidung trat wieder
zum Vorschein.

Was hatte man versäumt?
Die Sozialpolitik war zwar die Armut
angegangen, hatte aber das Problem
der Hautfarbe nicht einbezogen.
Heute wissen wir, Armut, Ungleich-
heit und Hautfarbe bilden ein
schreckliches Dreieck, indem die Far-
be eine Variante der sozialen Seg-
mentierung ist. Auch wenn sich die
Gesellschaft dessen immer bewusster
wird, ist sie in Kuba weiterhin prä-
sent. Bis heute haben wir es nicht ge-
schafft, unsere soziale Ideologie von

José Antonio Saco (1797 – 1879) zu
begraben, der Vater des Rassismus in
Kuba und der Konzeption, die »Ras-
se« zu verbessern, indem man sie
weiß macht.

Wie kann man sich dieser Wurzeln
des Rassismus entledigen?
Man muss sie herausreißen, wie eine
soziale Dysfunktionalität, dem
hauptsächlich ein kulturelles Prob-
lem innewohnt. Unsere Kultur ist
mestizisch, trotzdem haben wir wei-
terhin eine Erziehung, die uns zu
Weißen machen will. Selbst schwar-
ze Familien erziehen ihre Kinder mit
Vorurteilen gegenüber der Hautfar-
be. Das Thema ist kaum in den Me-
dien präsent und wird auch an Uni-
versitäten und in Schulen wenig be-
handelt. Immer noch verlangt unsere

Polizei auf der Straße eher von
Schwarzen als von Weißen sich aus-
zuweisen. Man muss bei der Bevöl-
kerung ein Bewusstsein für die ver-
schiedenen Ausdrucksformen von
Rassismus schaffen, andernfalls ver-
hält sich der Rassismus wie der Feind
im Schatten. Es muss mehr in der Bil-
dung getan werden, im Fernsehen, im
Radio und in den politischen Diskur-
sen. Die Verteilung der Machträume
muss kontrolliert und eine Bestra-
fung derer, die diese Strukturen als
Zeichen des gesellschaftlichen Ver-
haltens aufrechterhalten, intensiviert
werden. Unser Rassismus geht zwar
nicht so weit wie jener in den USA,
aber er ist hinterlistig, scheinheilig, er
ist in der Familie präsent.

A propos USA. Was sind die He-
rausforderungen für die kubanische
Regierung angesichts der wachsen-
den Präsenz der US-Amerikaner und
des zukünftigen »Einmarschs« des
»US-amerikanischen« in alle Berei-
che des kubanischen Lebens?
Vorher erfolgte der Krieg gegen die
USA von Schützengraben zu Schüt-
zengraben: sie dort, wir hier. Nun ha-
ben wir sie im Magen. Deswegen
müssen wir jetzt hart arbeiten, um sie
zu verdauen, bevor sie uns aufessen.
Die kubanische Gesellschaft muss ih-
re Kraft beweisen, die US-Einflüsse zu
assimilieren, zuerst in der Wirtschaft.
Das »neue Wirtschaftsmodell« muss
weiter entfaltet werden, es müssen
alle Gelegenheiten genutzt werden,
die auch das Ende der Blockade im-

plizieren, externe Investitionen in die
kubanische Wirtschaft und die Ent-
wicklung der wirtschaftlichen Integ-
ration Kubasmit der Hemisphäre.Wir
sollten aus allem, was uns starkma-
chen kann, Nutzen ziehen; aber alles
das verdauen und ausstoßen, was uns
schaden kann.

Das hört sich gut an, aber wie soll
Kuba das anstellen?
Die Schlüssel dafür werden neben
unserer wirtschaftlichen Stärke auch
die integrierte Kultur sein, unser Pat-
riotismus und unsere Fähigkeiten,mit
ihren Interessen zu verhandeln, aber
auch denen das zu geben, die in kul-
tureller, wissenschaftlicher und
menschlicher Hinsicht etwas in der
kubanischen Gesellschaft suchen. Die
USA konnten uns nicht isolieren, in-
ternational nicht und ebenso wenig
von der nordamerikanischen Gesell-
schaft. Kuba hat heute einen solchen
Einfluss in den USA, dass dies einer
der Faktoren war, der die politischen
Veränderungen anstieß. In ideologi-
scher Hinsicht lebten wir lange unter
dem Einfluss der USA.Wir sind es, die
in dieser Hemisphäre den Nordame-
rikanern am meisten ähneln. Außer-
dem: Nicht alle, die nach Kuba kom-
men, tun dies mit dem Gedanken ei-
nes Umsturzes. Wir haben die Waf-
fen unserer Kultur und eines sozialen
freundlichen Zusammenlebens, die
sie nicht kennen. Das heißt, sie kön-
nen auch Objekte unseres Einflusses
werden. Wir sollten also nicht para-
noid werden.

Esteban Morales wurde 1942 in
Matanzas auf Kuba geboren. Er ist
Professor am Zentrum für US-ame-
rikanische Studien an der Universität
in Havanna. Thematisch setzt er sich
vor allem mit den Beziehungen USA-
Kuba, Rassenproblemen in Kuba und
der kubanischen Wirtschaft ausei-
nander. Er ist Mitbegründer des
Zentrums für Hemisphärische Bezie-
hungen und über die USA, CEHSEU,
und Mitglied der Schriftsteller- und
Künstlervereinigung in Kuba. Mit
ihm sprach für »nd« Ute Evers.
Foto: Ute Evers

Die lukrativen Jobs haben die anderen: Schwarzer Straßenfriseur in Havanna Foto: Imago

Bürgerradio
gibt Bauern
eine Stimme
Von Stella Paul, Tikamgarh

In der Ortschaft Chitawar im Dist-
rikt Tikamgarh im zentralindi-
schen Bundesstaat Madhya Pra-
desh hat es sich die 80-jährige
Chenabai Kushwaha unter einem
Neembaum bequem gemacht.
Kaum hat die Reporterin Ekta Ka-
ri die Starttaste ihres Aufnahme-
geräts gedrückt, erhebt die Grei-
sin ihre Stimme und trägt ein Lied
über ein achtjähriges Mädchen
vor, das seinen Vater bittet, es
nicht zu verheiraten.
»Vielen Dank, dass Sie für Ra-

dio Bundelkhand gesungen ha-
ben«, sagt Kari. Das Stück wird
später in der gleichnamigen Ag-
rarregion ausgestrahlt. Mit einer
Zuhörerschaft von etwa 250 000
Menschen hat sich der Bürger-
sender zu einem wichtigen Kom-
munikationsmittel der kleinbäu-
erlichen Bevölkerung des zwi-
schen Madhya Pradesh und dem
Bundesstaat Uttar aufgeteilten
Bundelkhand entwickelt. Das Ra-
dio verleiht dem Anliegen der
Menschen Gehör.
In der weiträumigen Region le-

ben etwa 18,3 Millionen Men-
schen, deren Alltag entbehrungs-
reich ist. Laut der indischen Pla-
nungskommission hat der Klima-
wandel dazu geführt, dass die Bö-
den nicht mehr so viel hergeben
und die Grundwasserspiegel ge-
sunken sind. Zudem kam es wäh-
rend der vergangenen zehn Jah-
ren zu häufigenHitzewellen. 2014
verloren die Bauern zudem mehr
als die Hälfte ihrer Winterernte
durch unerwartet heftigen Regen.
Zwei Drittel aller von IPS be-

fragten Farmer erklärten, dass das
extremeWetter ihre ohnehin schon
harte Arbeit in einen Albtraum
verwandelt habe. Früher bauten
sie Hirse und Hülsenfrüchte in
Mischkultur an, doch inzwischen
mussten sie zu Monokulturen wie
Weizen wechseln. Unabhängige
Organisationen weisen zudem da-
rauf hin, dass die ungleiche Land-
verteilung Millionen von Bauern
dazu zwingt, ihr Dasein als Sub-
sistenzbauern mit besonders klei-
nen Parzellen zu fristen.
Viele Farmer sehen keinen an-

deren Ausweg als den Freitod, al-
lein in Bundelkhand in der ersten
Märzhälfte etwa ein Dutzend. Ins-
gesamt ist die Zahl der Selbst-
morde in den Agrarregionen des
Subkontinents inzwischen auf un-
gefähr 300 000 gestiegen.
Außenstehende können sich

wahrscheinlich kaum vorstellen,
dass ein Bürgersender wie Radio
Bundelkhand Veränderungen be-
wirken kann. Doch den Hörern ge-
ben die Radioprogramme neuen
Lebensmut. Mehr als 75 Prozent
der Sendungen handeln von An-
bautechniken, Schädlingsbe-
kämpfung, Marktpreisen und
Wettervorhersagen und geben da-
mit praktische Lebenshilfe. IPS

Gutes Leben für alle
Der ecuadorianische Ökonom Alberto Acosta gibt eine Einführung in das Buen vivir

Sumak kawsay (Spanisch Buen vi-
vir) ist ein zentrales Prinzip in der
Weltanschauung der Völker des An-
denraums. Alberto Acosta erklärt es
gut inseinemBuch»Buenvivir–Vom
Recht auf ein gutes Leben.«

Von Tobias Lambert

In den vergangenen Jahren sind die
Grenzen des Wachstums wieder ver-
stärkt in den Fokus gerückt. Der vom
globalen Norden vorgelebte, auf fort-
währendem Wirtschaftswachstum
basierende Kapitalismus ist struktu-
rell nicht dazu in der Lage, die viel-
fältigen Probleme, die er selbst er-
zeugt hat, zu lösen. Auf der Suche
nach Auswegen werden mit dem Su-
mak Kawsay oder Buen vivir (gutes
Leben) auch hierzulande häufig Be-
griffe aus Lateinamerika bemüht. Der
ecuadorianische Wirtschaftswissen-
schaftler Alberto Acosta gibt in sei-
nem kürzlich auf deutsch erschiene-

nen Essay »Buen vivir – Vom Recht
auf ein gutes Leben« eine gut lesbare
Einführung in einen Begriff, der in-
haltlich meist nur unscharf umrissen
und für unterschiedlichste Interessen
vereinnahmt wird.
Als Vorsitzender der Verfassung-

gebenden Versammlung in Ecuador
setzte sich Acosta vor einigen Jahren
erfolgreich dafür ein, dass Buen vi-
vir und die Rechte der Natur Ver-
fassungsrang erhielten. Auch Bolivi-
en nahmdas gute Leben in seine neue
Magna Charta auf. Heute beklagt
nicht nur Acosta eine Sinnentlee-
rung des Begriffes in der Regie-
rungspolitik der beiden Länder, die
zunächst weiter die Förderung von
Rohstoffen forcieren. Dieses extrak-
tivistische Wirtschaftsmodell sei mit
dem guten Leben unvereinbar.
Im Kern bedeutet Buen vivir, »hier

und jetzt gut zu leben, ohne das Le-
ben der nachfolgenden Generationen
zu gefährden«. Es geht also nicht um

ein Leben in materiellem Wohlstand,
von dem die Mehrheit der Weltbe-
völkerung bis heute ohnehin ausge-
schlossen ist. In klar definierter Ab-
grenzung vom westlichen Dogma ei-
ner linearen Entwicklung trägt der
Autor eine Reihe von Elementen zu-

sammen, die im Buen vivir eine Rolle
spielen. Dazu zählt etwa ein sorgsa-
mer Umgang mit der Natur, der Auf-
bau plurinationaler Staaten und ein
solidarisches, nicht-kapitalistisches
und nachhaltiges Wirtschaftssystem.
Auch nennt Acosta konkrete Beispiele

aus indigenen Gemeinschaften, an
denen deutlich wird, dass Prinzipien
des guten Lebens bereits in der Ge-
genwart existieren. Der bekannteste
Vorschlag, den Acosta als damaliger
Minister in Ecuador selbst von Um-
weltgruppen aufgegriffen hat, ist die
Yasuní-ITT-Initiative. Dafür, dass
Ecuador das Erdöl im ökologisch sen-
siblen Yasuní-Nationalpark im Ama-
zonas-Tiefland im Boden ließe, soll-
ten internationale GeldgeberInnen 3,6
Milliarden US-Dollar aufbringen. Ein
Erfolg der Yasuní-Initiative hätte nicht
nur die in dem Gebiet lebenden Indi-
genen, die enorme Biodiversität der
Region und das Klima geschützt, son-
dern auch die Logik des Extraktivis-
mus infrage gestellt. Im Jahr 2013
scheiterte die Initiative bekanntlich
aufgrund ausbleibender Gelder, lebt
als Idee jedoch weiter.
Wenngleich der schmale Band die

bisher umfangreichste Publikation zu
dem Thema in deutscher Sprache ist,

bleibt auch Acosta an vielen Stellen
schwammig. Das Buen vivir ist eben
kein festes Konzept und hält keine
Patentrezepte zur politischen Um-
setzung bereit. Es ist vielmehr »Teil
einer Suche nach alternativen Le-
bensmöglichkeiten«, die »von tradi-
tionell marginalisierten, ausge-
schlossenen, ausgebeuteten, ja sogar
dezimierten« indigenen Gruppen
ausgeht. Schlussendlich ist Alberto
Acostas Buch als ein Beitrag zu einer
Debatte zu verstehen, in der das Bu-
en vivir dem gängigen Entwick-
lungsdiskurs als Utopie entgegenge-
setzt wird und daher auch für den
Norden Anregungen bereit hält. Es
geht dabei um nicht weniger, als
Antworten auf die Zivilisationskrise
zu finden.

Alberto Acosta: Buen vivir. Vom Recht
auf ein gutes Leben, aus dem Spani-
schen von Birte Pedersen, oekom-verlag,
München 2015, 224 Seiten, 16,95 Euro.

»Hier und jetzt gut zu le-
ben, ohne das Leben der
nachfolgenden Genera-
tionen zu gefährden.«
Albert Acosta
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Das alte Berlin
Andreas Fritsche über den
Notstand in der Pflege

Das Image Berlins als aufregende,
bunte Stadt der Jugend ist nicht
völlig verkehrt. Aber dennoch
wird sich die Zahl der hochbe-
tagten Einwohner in den kom-
menden 15 Jahren verdoppeln.
Eine ähnliche Entwicklung läuft
im Umland ab. Zwar trifft der
demografische Wandel in Bran-
denburg vor allem die Randregi-
onen. Doch auch die Städte und
Gemeinden im Berliner Speck-
gürtel müssen darauf vorbereitet
sein, dass in Zukunft viel mehr
altersgerechte Wohnungen und
Pflegedienste benötigt werden,
ebenso wie ein leistungsfähiger
Öffentlicher Personennahverkehr.
Denn was ist aus den jungen El-
tern geworden, die in den 1990er
Jahren raus ins Eigenheim gezo-
gen sind? Die Kinder sind inzwi-
schen aus dem Haus, die Mütter
und Väter werden älter. Sie wer-
den alt und viele von ihnen müs-
sen irgendwann für die letzten
Lebensjahre ins Pflegeheim.
Es ist höchst fraglich, ob Berlin

und Brandenburg ausreichend
eingestellt sind auf die Bedürf-
nisse ihrer nicht mehr rüstigen
Einwohner, zumal es schon jah-
relang Beschwerden gibt über die
hausärztliche Versorgung in den
Pflegeheimen. Vor fast zehn Jah-
ren sorgte der Tod einer Patientin
in einem Cottbusser Senioren-
heim für Aufsehen. Zuvor hatten
sich 16 Hausärzte geweigert, die
70-Jährige zu behandeln. Des-
wegen ist die Frau damals zwar
nicht gestorben. Ein Notarzt hatte
alle Medikamente verschrieben,
die sie brauchte. Doch der Fall il-
lustrierte anschaulich die
Schwierigkeiten – Schwierigkei-
ten, wie es sie in Berlin offenbar
heute noch gibt. Immerhin hat
die Politik das Thema im Blick. So
bleibt wenigstens Hoffnung auf
Besserung.
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Es kommt kein Arzt ins Pflegeheim
Viele Beschwerden über die mangelnde medizinische Versorgung hochbetagter Menschen
Die Patientenbeauftragte Karin
Stötzner organisierte eine Diskus-
sion über die medizinische Ver-
sorgung in Seniorenheimen.

Von Andreas Fritsche

»Warten bis der Arzt kommt?« Unter
diesem Motto diskutieren Fachleute
und Betroffene am Montagnachmit-
tag Probleme der medizinischen Ver-
sorgung in Berliner Pflegeheimen.
Zunächst heißt es im Quadriga-Fo-
rum am Werderschen Markt aber:
»Warten bis der Czaja kommt.« Ge-
sundheitssenator Mario Czaja (CDU)
verspätet sich um siebenMinuten. Um
14.09 Uhr tritt er zur Begrüßung der
rund 100 Teilnehmer ans Pult.
2030 werde es in der Hauptstadt

doppelt so viele über 80-Jährige ge-
ben wie heute, sagt Czaja. Damit stei-
ge die Zahl der Pflegebedürftigen,
was eine Herausforderung sei. 291
Pflegeheime gebe es in Berlin und bei
70 Prozent von ihnen herrsche für die

Politik keine Klarheit über die haus-
ärztliche Betreuung. »Wir wissen,
dass die jahrelange Beziehung zum
Hausarzt beim Einzug in ein Pflege-
heim in der Regel verloren geht.« Der
Hausarzt praktiziere dreieinhalb bis
fünf Kilometer vom Wohnsitz ent-
fernt, aber so nah befinde sich in der
Regel kein Altenheim. 2008 gab es
Hilferufe von mehreren Pflegehei-
men, die über mangelnde ärztliche
Betreuung der Bewohner klagten, er-
innert Czaja. Mit Blick auf die aktu-
elle Lage sagt er: »Die medizinische
Versorgung funktioniert zwar, mehr
schlecht als recht, aber sie ist fragil.«
Gabriele Tamm-Parr kennt die

Schwierigkeiten in den Heimen. Sie
leitet die Beratungs- und Beschwer-
destelle »Pflege in Not«. Sie nennt ein
paar Fälle, in denen die Beschwer-
destelle um Hilfe gebeten wurde: Da
klagte eine Frauüber Schmerzen,weil
nach einem chirurgischen Eingriff die
Wundversorgung mit dem Hausarzt
nicht abgeklärt war. Da musste ein

Heim 44 Arztpraxen anrufen, bevor
sich eine Medizinerin bereit fand, mit
dem Heim zu kooperieren. Da klagte
eine Tochter, dass ihre alte Mutter
von verschiedenen Ärzten 15 ver-
schiedene, täglich einzunehmende
Tabletten verschrieben bekam, aber
unter den Medizinern keine Abspra-
che darüber erfolgte.
Auch bei der Patientenbeauftrag-

ten Karin Stötzner melden sich An-
gehörige. »Es kommt kein Arzt«, be-
klagen sie sich. Oder es kommt ein
Arzt, doch eine Patientin kommt mit
ihm nicht zurecht und es besteht kei-
neMöglichkeit, einen anderen Arzt zu
rufen. Eigentlich gilt auch in Pflege-
heimen das Prinzip der freien Arzt-
wahl. »Pflegeheime sind Orte, an de-
nen anscheinend fast durchgängig gut
ausgebildetes Fachpersonal fehlt«,
fasst Stötzner den Eindruck der Be-
völkerung zusammen. Um Sichtwei-
sen zu hören, die im politischen All-
tag sonst nicht gehört werden, orga-
nisierte Stötzner die Diskussion am

Werderschen Markt. An vier Tischen
wurden spezielle Themen bespro-
chen. Wie könnte verhindert werden,
dass Bagatellfälle ins Krankenhaus
eingewiesen werden, weil kein Haus-
arzt aufzutreiben ist? Wie kann über-
mäßiger und schädlicher Tabletten-
konsum eingeschränkt werden?
»Wieso eigentlich müssen ältere

und alte Menschen vor allem Medi-
kamente essen?«, frage Ingeborg Si-
mon vom Landesseniorenbeirat. Die
Pharmazeutin, die viele Jahre für die
LINKE im Abgeordnetenhaus saß, gab
gleich selbst eine Antwort. Wo die
psychosoziale Betreuung nicht läuft,
werde zu Psychopharmaka gegriffen.
Verantwortlich seien wirtschaftliche
Interessen, die Lobbyarbeit der Phar-
maindustrie. Dabei weiß Harald
Möhlmann, Geschäftsführer Versor-
gungsmanagement der Krankenkasse
AOK Nordost, bei besser kontrollier-
ter Tabletteneinnahme der Heimbe-
wohner sinkt die Zahl ihrer Klinik-
aufenthalte.

»Intensive« Gespräche an der Charité
Arbeitgeber und Gewerkschaft verhandeln weiter / Streik geht in zweite Woche

Der Ausstand der Pflegebeschäf-
tigten an Europas größter Uni-
versitätsklinik geht in die zweite
Woche. Am Montagvormittag
setzten sich Klinikvorstand und
ver.di erneut an einen Tisch.

Von Martin Kröger

Seit dem Vormittag saßen der Kli-
nikvorstand der Charité und die Ge-
werkschaft ver.di wieder zu Ver-
handlungen zusammen. Über den
Inhalt wurde zunächst nur wenig
bekannt. »Es gibt intensive Gesprä-
che«, erklärte der zuständige Ge-
werkschaftssekretär Kalle Kunkel
dem »nd«. »Die bisherigen Gesprä-
che waren schwierig aber konst-
ruktiv«, sagte er. Mehr könne man
nicht sagen. Eine Einigung zwi-
schen den beiden Tarifpartnern
wollte der Gewerkschaftssekretär
am Montag zwar nicht prinzipiell
ausschließen. »Es kann ganz schnell
gehen«, sagte er. Ob undwie sich der
Klinikvorstandsvorsitzende Karl
Max Einhäupl und die Verhand-
lungsführerin von ver.di, Meike Jä-
ger, beim Streitthema Personal nä-
her kamen, blieb bis Redaktions-
schluss dieser Seite aber unklar.
Trotz der »intensiven« Gespräche

der Tarifparteien ging der Arbeits-

kampf der Pflegebeschäftigten wei-
ter. Der Streik des Pflegepersonals
ging am Montag nunmehr in die
zweite Woche. Ver.di rechnete da-
mit, dass erneut mehr als 1000 von
insgesamt 3000 Betten des Univer-
sitätsklinikums nicht belegt werden
konnten. Täglich, sagte Gewerk-
schaftssekretär Kunkel, würden
weiterhin pro Tag 200 Operationen
gestrichen. Ein vereinbarter Not-

dienst sicherte auch am Montag die
Versorgung der Patienten ab.
Ver.di hatte das Pflegepersonal an

der Klinik vor einer Woche zu ei-
nem unbefristeten Streik aufgeru-
fen. Die Klinikleitung hatte zu-
nächst versucht, den Arbeitskampf
vor dem Arbeitsgericht Berlin und in
einem Berufungsverfahren vor dem
Landesarbeitsgericht Berlin-Bran-
denburg juristisch anzufechten. Mit
seinen Klagen blieb der Vorstand er-

folglos. Beide Gerichte bestätigten,
dass die Gewerkschaft auch fürmehr
Personal streiken dürfe.
Erst nach den Gerichtsentschei-

dungen entschloss sich der Charité-
Vorstand dazu, Gespräche mit ver.di
aufzunehmen. Die Gewerkschaft
fordert eine Aufstockung des Pfle-
gepersonals um zusätzliche 600
Stellen an den drei Standorten. Der
Charité-Vorstand lehnt das bisher
ab, weil das die Klinik im Jahr 36
Millionen Euro mehr kosten würde.
Gegenüber »Bild« hatte Einhäupl am
Wochenende erklärt: »Der Streik
kann zu keinem befriedigenden Er-
gebnis führen.« Der Hintergrund ist,
dass die Charité die Ursache für die
Pflegemisere bei den Personal-
schlüsseln sieht, die auf Bundes-
ebene mit den Krankenkassen ver-
einbart werden. Ohne eine Zustim-
mung des Senats sind der Charité
überdies die Hände gebunden. Die
rot-schwarze Senatsregierung be-
steht darauf, dass die Klinik Gewinn
macht. Nach verlustreichen Jahren
erzielte die Charité zuletzt ein leich-
tes Plus. An diesem Dienstag soll ein
Demonstrationszug zur Senatsver-
waltung für Wissenschaft führen,
dem Sitz der Charité-Aufsichtsrats-
vorsitzenden und Senatorin Sandra
Scheeres (SPD). (mit dpa)

»Die bisherigen
Gespräche waren
schwierig aber
konstruktiv.«
Kalle Kunkel, ver.di

Inhaftierte
traten in den
Hungerstreik
In Gefängnissen sind seit 2011 ge-
nau 43 Inhaftierte in einen Hun-
ger- und Durststreik getreten. Zu-
letzt verweigerte ein Gefangener
54 Tage lang bis Ende Mai dieses
Jahres feste Nahrung, geht aus der
Antwort der Justizverwaltung auf
eine Schriftliche Anfrage der Pi-
raten hervor. Der Straftäter hatte
dagegen protestiert, dass seine
Bedrohung durch Mitgefangene
von den Bediensteten nicht erst
genommen worden sei. In keinem
Fall mussten medizinische
Zwangsmaßnahmen eingeleitet
werden. Die Hungerstreikenden
konnten sich jederzeit mit aus-
reichend Trinkwasser versorgen.
Die Justizverwaltung bezeichnete
Hungerstreiks von mehr als sie-
ben Tagen und Durststreiks von
mehr als zwei Tagen als »außer-
ordentliche Vorkommnisse«. Im
Vorjahr wurden demnach 17 Fäl-
le registriert. Eine generelle
Richtlinie zum Umgang mit Hun-
gerstreikenden gebe es für die
Justizbediensteten nicht, sie seien
ohnehin geschult, erklärte die
Verwaltung von Senator Thomas
Heilmann (CDU). dpa/nd

In einem Berliner Seniorenpflegeheim Foto: dpa/Jens Kalaene

Umfrage:
Rot-Rot wäre
möglich
Nach dem Koalitionsstreit um die
Homo-Ehe hat die SPD in Berlin
leicht an Wählergunst verloren.
Mit 27 Prozent (minus 1 Punkt)
bleibt sie in der neuesten Forsa-
Umfrage im Auftrag der »Berliner
Zeitung« aber klar stärkste Kraft.
Die CDU kommt demnach unver-
ändert auf 24 Prozent. Profitieren
können die großen Oppositions-
parteien Grüne und Linkspartei,
die mit einem Plus von jeweils ei-
nem Punkt bei 17 beziehungswei-
se 16 Prozent landen. Sowohl Pi-
raten wie AfD kratzen an der Fünf-
Prozent-Hürde, wären aber nicht
im Abgeordnetenhaus vertreten.
Wäre an diesem Sonntag Abge-
ordnetenhauswahl wäre sowohl
ein rot-grünes als auch ein rot-ro-
tes sowie eine Neuauflage der Gro-
ßen Koalition möglich. dpa/nd

Exporte nach
Russland
brechen ein
Die Exporte Berliner Firmen nach
Russland gehen weiter drama-
tisch zurück. Im ersten Quartal
sanken sie um fast 30 Prozent, wie
die Berliner Industrie- und Han-
delskammer (IHK) mitteilte. Die
EU-Sanktionen gegenRussland als
Reaktion auf die Annexion der
Halbinsel Krim spielten aber kaum
eine Rolle. »Strukturelle Proble-
me der russischen Wirtschaft fal-
len zurzeit mit einer schwachen
konjunkturellen Entwicklung zu-
sammen«, sagte die stellvertre-
tende Hauptgeschäftsführerin der
IHK Berlin, Melanie Bähr.
Die wichtigsten Ausfuhrgüter

aus Berlin für Russland sind nach
Angaben der Kammer Pharma-
produkte, Maschinen sowie elekt-
rische Ausrüstungen. Die Han-
delsbeschränkungen, die die EU
gerade bis Januar 2016 verlän-
gert hat, betreffen Waffen, Aus-
rüstungen für den Energiesektor
und Güter, die sowohl zivil als
auch und militärisch genutzt wer-
den können. Bähr sagte, zuletzt
seien der Verfall des Rubels, die
damit einhergehende Verteue-
rung von Berliner Exportproduk-
ten sowie »protektionistische
Tendenzen in einigen russischen
Branchen« besorgniserregend ge-
wesen. Dennoch bleibe Russland
für Berliner Unternehmen ein
wichtiger Absatzmarkt. Die Ex-
porte aus Berlin sanken 2014 im
Vergleich zum Vorjahr um 31,6
Prozent auf 529 Millionen Euro.
Damit rutschte Russland auf Platz
7 der wichtigsten Auslandsmärkte
für Berlin ab. 2013 lag es noch auf
dem Rang 4 und 2012 sogar auf
dem zweiten Platz. dpa/nd
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Vattenfall weist Berichte
über Stilllegungen zurück
Cottbus. Der Vattenfall-Konzern
hat Medienberichte zurückge-
wiesen, wonach die Stilllegung
zweier Blöcke des Kraftwerks
Jänschwalde (Spree-Neiße) im
Gespräch sei. Auf Bundesebene
wird zurzeit ein Paket zum Kli-
maschutz diskutiert, bei dem alte
Braunkohle-Meiler in Reserve ge-
hen, dann schrittweise abge-
schaltet werden und Energieun-
ternehmen dafür einen finanziel-
len Ausgleich bekommen sollen.
Ein Sprecher des schwedischen
Staatskonzerns sagte am Montag:
»Ob und gegebenenfalls in wel-
cher Form sich das Unternehmen
an einer Reserve beteiligen wird,
kann erst entschieden werden,
wenn diese Maßnahme vom Par-
lament beschlossen ist und Klar-
heit über die Ausgestaltung be-
steht.« Zuerst hatte das Nach-
richtenmagazin »Der Spiegel« am
Wochenende berichtet, dass zwei
Blöcke des Kraftwerks Jänsch-
walde betroffen seien. dpa/nd

WHO-Titel »Sichere
Region« für Brandenburg
Potsdam. Die Weltgesundheitsor-
ganisation WHO hat das Engage-
ment Brandenburgs zur Vorbeu-
gung von Unfällen und Gewalt ge-
würdigt. Zum zweiten Mal nach
2009 zeichnete sie das Land als
»Sichere Region« aus, teilte am
Montag das Gesundheitsministe-
rium in Potsdam mit. Die Urkun-
de werde an diesem Dienstag auf
der Fachtagung »5 Jahre Sicheres
Brandenburg« übergeben. Ge-
sundheitsministerin Diana Golze
(LINKE) nannte die erneute Aus-
zeichnung durch die WHO einen
großen Erfolg. Das Land ist seit
fünf Jahren Mitglied im weltweit
von 350 Kommunen und Regio-
nen gebildeten WHO-Netzwerk
Safe Communities. Es will die
Bürger – vor allem Menschen mit
erhöhten Verletzungsrisiken, wie
Kindern, Jugendliche und Ältere –
durch Prävention vor Unfällen,
Gewalt und Selbstverletzung
schützen. Zu den Akteuren lim
Land zählen die Lokalen Bünd-
nisse für Familie, das Netzwerk
Gesunde Kinder und das Bündnis
Tolerantes Brandenburg. dpa/nd

Mehr als eine Milliarde
Euro für ländlichen Raum
Seddiner See. Mit 965 Millionen
Euro erhält Brandenburg nach
Bayern und Niedersachsen das
drittgrößte Budget aus dem Eu-
ropäischen Landwirtschaftsfonds
zur Entwicklung des ländlichen
Raumes (ELER). Werden die für
die Kofinanzierung notwendigen
Mittel von Bund und Land dazu-
gezählt, steigt die Summe auf fast
1,4 Milliarden Euro, sagte Minis-
terpräsident Dietmar Woidke
(SPD) amMontag in Seddiner See
auf einer Tagung zum sogenann-
ten ELER-Programm. Die Förde-
rung dauert bis 2020. Ein kleiner
Anteil des Geldes kommt auch
Berlin zugute. Zwar fehlten sie-
ben Prozent am Finanzvolumen
der zurückliegenden Förderperi-
ode, doch könne bei klugem Mit-
teleinsatz trotzdem viel bewegt
werden, so Woidke. dpa/nd

Weniger Nachwuchs bei
Störchen erwartet
Potsdam. Nach fast 2600 Stor-
chenjungen im vergangenen
Sommer sieht es in den Nestern
derzeit eher trübe aus. »Viele
Brutpaare haben keine Jungen«,
sagte Bernd Ludwig, Branden-
burgischer Storchenbeauftragter
des Naturschutzbundes Deutsch-
land (Nabu), am Montag. Es wer-
de kein gutes Storchenjahr wer-
den, weil es vergleichsweise we-
nig Junge gebe. Grund sei die spä-
te Ankunft der Vögel und das tro-
ckeneWetter. »Sie kamen nicht an
die Regenwürmer ran.« Zudem
werde auf den Feldern zu vielMais
undRaps angebaut. »Da finden die
Störche keine Nahrung.« Eine Bi-
lanz zum märkischen Storchen-
nachwuchs soll Ende des Som-
mers vorliegen. Brandenburg gilt
bundesweit als das Land mit den
meisten Störchen. dpa/nd

Lkw-Maut auch
auf neun
Bundesstraßen
Es sind zum Teil nur wenige
hundert Meter Fahrbahn. Trotz-
dem gilt ab Mittwoch auf neun
Bundesstraßen in Brandenburg
Mautpflicht für Lastwagen.

Von Christian Bark

Auf Streckenabschnitten von ins-
gesamt neun durch Brandenburg
führenden Bundesstraßen gilt ab
1. Juli Mautpflicht für Lastkraft-
wagen. Darüber informiert das
Bundesverkehrsministerium in
Berlin. »Das Bundesfernstraßen-
gesetz sieht eine Lkw-Maut für je-
ne Bundesstraßenabschnitte vor,
die mit zwei oder mehr Fahr-
streifen je Fahrtrichtung ausge-
baut sind«, erklärte eine Ministe-
riumssprecherin. Die Regelung
gelte für Lastwagen ab einem Ge-
wicht von zwölf Tonnen. Kont-
rolliert werde durch das Bundes-
amt für Güterverkehr (BAG).
»Nutzer, die keine oder eine fal-
sche Mautgebühr entrichten, be-
gehen eine Ordnungswidrigkeit«,
so die Sprecherin.
Deutschlandweit werden rund

240 Streckenabschnitte mit 1100
Kilometern Länge mautpflichtig,
sagte Manuel Helbig von der Stra-
ßenverkehrsbehörde der Stadt
Cottbus. Ab 1. Oktober würden
diese Streckenabschnitte auch für
Lkw ab einem Gesamtgewicht von
7,5 Tonnen mautpflichtig.
Bis diesen Dienstag waren die

notwendigen Verkehrszeichen auf
den betroffenen Straßenab-
schnitten anzubringen. Im Raum
Cottbus geht es um die B 168 zwi-
schen Ortsausgang Cottbus und
Ortseingang Peitz. Dafür fallen –
je nach Anzahl der Achsen und der
Schadstoffklasse – 0,125 und
0,214 Euro pro Kilometer an, so
Helbig. »Bei einer Strecke von
rund neun Kilometern bedeutet
dies Kosten von 1,125 bis zu 1,926
Euro pro Fahrt zwischen Cottbus
und Peitz.« Die Einnahmen aus der
Maut erhalte der Bund.
In der Landeshauptstadt Pots-

dam wird der 500 Meter lange
vierstreifige Abschnitt der B 273
zwischen der Anschlussstelle A 10
Potsdam-Nord und dem Abzweig
Höhe Marquardt/Friedrichspark
mautpflichtig sein, sagte ein
Stadtsprecher.
Im Landkreis Teltow-Fläming

sind nach Angaben der Kreisver-
waltung in Luckenwalde mehrere
Abschnitte betroffen, darunter ein
Abschnitt der B 96 zwischen
Rangsdorf und der A 10.
Mautpflichtige Fahrzeuge wür-

den mit sogenannten On-Board-
Units (OBU) ausgestattet, erklär-
te Kreissprecherin Heike Leh-
mann. Über diese erfolge eine In-
terneteinbuchung, bei der die
maßgeblichen Daten für die
Mauterhebung erfasst würden.
»Dies geschieht entweder direkt
über einen Internetzugang oder an
einem der Mautstellen-Termi-
nals«, so die Sprecherin. dpa/nd

Interesse an
Architektur
Potsdam. Zahlreiche Menschen
haben beim bundesweiten »Tag
der Architektur« die insgesamt 42
teilnehmenden Projekte in Bran-
denburg besucht. Ob Schüler-
wohnheim, Kita, Pfarrhaus oder
Schule, Gastronomie oder Einfa-
milienhaus – allen Objekten zwi-
schen Prignitz, Uckermark und
Lausitzwar gemein, dass sie in den
vergangenen drei Jahren ent-
standen sind. Zum Angebot ge-
hörten auch Landschafts- und In-
nenarchitektur. »Die Resonanz
war toll«, sagte ein Sprecher der
Architektenkammer am Sonntag.
600 Menschen ließen sich in Pots-
dam durch einzelne Objekte, wie
etwa ein Schweizerhaus in Klein
Glienicke, führen. Ein modernes
Wohnhaus in Wandlitz (Barnim)
zog laut Veranstalter rund 280
Besucher an. In Rheinsberg be-
staunten etwa 60 Gäste das zwei-
geschossige »Café Claire« im klas-
sischen Kaffeehausstil. dpa/nd

Statistik des kollektiven Versagens
Studie belegt: Deutlich mehr Menschen starben in Brandenburg nach rechten Gewalttaten
18 Todesopfer haben rechte oder
rassistische Schläger in Branden-
burg seit der Wende zu verant-
worten. Die Regierungen in Pots-
damgingen stets vonderHälfte aus,
das Erwachen ist schmerzhaft.

Von Wilfried Neiße

Das Vorbild Brandenburgs könnte
Anlass sein, dass nun auch in ande-
ren Bundesländern die Statistik der
rechtsextremistischen Gewaltstrafta-
ten überprüft wird. Bei der Vorstel-
lung der erschütternden Ergebnisse
einer zweijährigen Nachprüfung
durch das Moses Mendelssohn Zent-
rum (MMZ) am Montag in Potsdam
zeigte sich Innenminister Karl-Heinz
Schröter (SPD) sicher, dass Polizei
und Justiz Vertrauen zurückgewin-
nen können.
1992 stürmte eine Gruppe keu-

lenbewaffneter Skinheads eine Dis-
kothek in Gransee. Ein junger Besu-
cher, Ingo Ludwig, blieb tot am Bo-
den zurück. Nicht zu klären war, ob
sein Tot durch einen Sturz oder durch
den bewaffneten Überfall herbeige-
führt wurde. Dies ist einer jener Fäl-
le, in denen auch die nachträgliche
Überprüfung durch die Wissen-
schaftler des MMZ keine endgültige
Klarheit schaffen konnte. In zahlrei-
chen weiteren Fällen ist dies anders.
Weil die Zweifel an der von der Po-

lizei vorgelegten Statistik jahrzehn-
telang nicht verstummten und die Er-

mittlungsskandale um die NSU-Mor-
de die Sicherheitsbehörden ins Zwie-
licht rückten, hatte der damalige In-
nenminister und heutige Minister-
präsident Dietmar Woidke (SPD)
2013 eine Nachprüfung aller ver-
dächtigen Tötungsdelikte in Bran-
denburg seit 1990 durch unabhängi-
ge Instanzen angeordnet. Eine Stu-
die des mit der Nachprüfung betrau-
ten Moses Mendelssohn Zentrums
kam nun zu dem Schluss, dass nicht
neun sondern 18 Menschen als To-
desopfer rechtsextremistischer Ge-
walt anzusehen sind. Der Leiter des
Zentrums, Julius Schöps zeigte sich
anlässlich der Präsentation der Er-
gebnisse zufrieden: Die Anerken-
nung der wahren Umstände schulde
man den Opfern, sie sei für ihr An-
denken enorm wichtig.
Das Innenministerium anerkennt

diese Neuerfassung, bestätigte
Schröter und korrigiert seine offizi-
elle Statistik. Die Korrekturen be-
treffen durch die Bank Fälle aus den
1990er Jahren. Schröter wies darauf
hin, dass eine neue Erfassungsweise
seit 2001 eine stärkere Übereinstim-
mung zwischen Polizeistatistik und
Bewertung durch unabhängige Seite
erbracht habe. An der Neubewertung
hatten sich neben dem MMZ vor al-
lem m der Verein Opferperspektive,
die Generalstaatsanwaltschaft, die
Fachhochschule der Polizei, das Lan-
deskriminalamt und weitere Ein-
richtungen beteiligt.

Unverkennbar ist, dass – mit heu-
tigen Augen betrachtet – sowohl Po-
lizei als auch Justiz in einer Reihe von
Fällen den rechtsextremistischen
Charakter der Tötung nicht erkannt
haben. Projektleiter Christoph Kopke
(MMZ) unterstrich, dass in keinem
Fall ein Vertuschen von Verbrechen
oder eine Diskreditierung der Opfer
stattgefunden habe. Die Polizei sei
immer an der raschen Ermittlung der
Täter interessiert gewesen. Die Kor-
rekturen betreffen laut Minister
Schröter Fälle, in denen der rechts-
extreme Hintergrund einer Tat nicht
auf den ersten, wohl aber auf den
zweiten Blick erkennbar gewesen
wäre. Die Motive der Täter seien
»nicht hinreichend überprüft« wor-
den. Gleichwohl seien alle Täter er-
griffen und verurteilt worden.
Justiz-Staatssekretär Ronald

Pienkny sprach von kollektivem Ver-
sagen der Sicherheitsorgane. Die Be-
wertung einer Reihe von Fällen als
rechtsextrem motiviert hätte zu
schärferen Strafen geführt, die aktu-
elle Neubewertung indessen ändere
nichts am Strafmaß der rechtskräftig
Verurteilen. Folgen für die Täter ha-
be die Überprüfung daher »eher
nicht«. Dass sich Brandenburg als ers-
tes Land auf den Weg gemacht habe,
hier Versäumtes zumindest im Nach-
hinein aufzuklären, sei »historisch«.
Für den Innenminister ist wichtig,

dass durch die nachträgliche Neube-
wertung dem Andenken der Opfer

und ihren Angehörigen Gerechtigkeit
Genüge getan werde. Er benannte
Fehleinschätzungen und Versäum-
nisse der Sicherheitsbehörden. Doch
seien die beteiligten Ermittler,
Staatsanwälte und Richter zum größ-
ten Teil heute nicht mehr im Dienst.
An eine Verunsicherung der Behör-
den durch die für sie ungewohnten
nachträglichen Überprüfungen
mochte er nicht glauben, er sprach
von »notwendiger Sensibilisierung«.
Die vergangenen Jahre seien geeig-
net gewesen, Vertrauen zurückzuge-
winnen. Eine solche Diskrepanz zwi-
schen Polizeiangaben und denen der
Opferverbände, wie sie noch in den
1990er Jahren verherrschte, liege
nach 2001 nicht mehr vor.
Brandenburg sei mit seinem Ver-

fahren als bislang einziges Bundes-
land den für seine Behörden nicht be-
quemen Weg gegangen, unter-
streicht das Ministerium in einer Er-
klärung. In Sachsen-Anhalt habe ei-
ne behördeninterne Nachkontrolle
stattgefunden, die ähnliche Korrek-
turen ergeben hätte. Auf Nachfrage
sagte Schröter, er gehe davon aus,
dass sich nun auch andere Bundes-
lände auf diesen schwierigen aber
notwendigen Weg machen.
Das 1992 gegründete Moses Men-

delssohn Zentrum für europäisch-jü-
dische Studien ist ein interdisziplinär
arbeitendes wissenschaftliches For-
schungszentrum und An-Institut der
Universität Potsdam.

Wie im Garten Eden?
Kirchentag lädt in die Lausitz: Geht es um die Zukunft der Region, so scheiden sich die Geister an der Braunkohle

Braunkohle schafft Arbeit und führt
zugleich zur Zerstörung ganzer
Landstriche auch in der Lausitz. Die
Kohleverstromung gilt als Brücke-
technologie und als eine der größ-
ten Umweltsünden unserer Zeit.

Potsdam. Die Zukunft der Braun-
kohle als Energieträger und der
Strukturwandel in der Lausitz sind die
zentralen Themen des ersten Lausitz-
Kirchentags am kommenden Sams-
tag in Cottbus. Veranstalter sind die
vier Kirchenkreise in der Evangeli-
schen Landeskirche Berlin-Branden-
burg-schlesische Oberlausitz. Der Er-
öffnungsgottesdienst findet am
Samstag in der Cottbusser Stadthalle
statt. Bereits am Freitagabend startet
ein Jugendprogramm.
»Beim Pro und Contra Braunkohle

sind die Fronten in der Lausitz ver-
härtet, das Thema spaltet Kommu-
nen, Kirchengemeinden und Fami-
lien«, sagte der Generalsuperinten-
dent des Sprengels Lausitz der evan-
gelischen Landeskirche, Martin Her-
che, als Organisator. Daher sollen auf
dem Kirchentag der vier Lausitzer
Kirchenkreise in Brandenburg und
Sachsen unter dem Motto »... wie im
Garten Eden« die wirtschaftlichen
Perspektiven der Region einerseits

mit und andererseits ohne Braun-
kohle diskutiert werden. Es gehe aber
auch um den verantwortungsvollen
Umgang mit der Natur oder um sol-
che Fragen wie die Zusammenarbeit
mit den polnischen Nachbarn und die
Integration der wachsenden Zahl von
Asylbewerbern, sagte Herche.
Mit Blick auf die aktuelle Debatte

über eine Klima-Abgabe für ältere
Braunkohlkraftwerke sowie Pläne
zum Verkauf einzelner Kraftwerke in
der Lausitz sagte Herche, er hoffe auf
eine Entscheidung, die auch die so-
ziale Stabilität in der Region erhalte.

Der erstmals stattfindende Lau-
sitz-Kirchentag soll ein Forum für ei-
ne offene Diskussion über die Zu-
kunft der Region bieten, sagte Her-
che weiter.
Der Generalsuperintendent be-

kräftigte dabei die Position der evan-
gelischen Landeskirche: »Unsere Kir-
che hat 2009 in einem Grundsatzbe-
schluss den 'Einstieg in den Ausstieg'
aus der Braunkohleverstromung in
der Lausitz gefordert.« Zudem habe
sie eine aktive Auseinandersetzung
mit dem anstehenden Problem des
Strukturwandels empfohlen, sagte er.

An den insgesamt 50 Foren wollen
300 Vertreter aus Politik und Wirt-
schaft sowie von Umweltverbänden
und Initiativen pro und contra Braun-
kohle teilnehmen. Geplant sind unter
anderem mehrere Gesprächsrunden
mit Experten, Politikern sowie Be-
fürwortern und Gegnern eines Koh-
le-Ausstiegs. Die Veranstaltungen
fänden an mehreren Orten in der
Stadt Cottbus statt.
Die Organisatoren erwarten unter

anderen Bischof Markus Dröge, den
brandenburgischen Ministerpräsi-
denten Dietmar Woidke (SPD) sowie
Landtagsabgeordnete aus Potsdam
und Dresden. Auch die Präses der
Landessynode, Sigrun Neuwerth,
Konsistorialpräsident Jörg Antoine
sowie Diakonie-Präsidentin Barbara
Eschen und der designierte Propst
Christian Stäblein haben ihr Kom-
men angekündigt.
Rund 50 Posaunenbläser und 150

Chorsänger werden für den ange-
messenen musikalischen Rahmen der
Veranstaltung sorgen. »Der Kirchen-
tags-Gottesdienst wird in fünf Spra-
chen gehalten, in Deutsch, Polnisch,
Englisch, Wendisch und Gebärden-
sprache«, sagte Herche. Die Veran-
stalter rechnen mit bis zu 2000 Be-
suchern. dpa/epd/nd

Wasserdampf über den Kühltürmen des Kraftwerkes Jänschwalde Foto: dpa/Patrick Pleul

Gut Kirschen
essen in der Mark
Die Kirschen sind reif. Auch wenn
die Bauern in Brandenburg wegen
der feuchtkalten Witterung im
Frühsommer ihreErwartungennach
unten korrigieren mussten, weil die
Früchte bisweilen kleiner sind.Doch
nun ist Erntezeit, und der »Be-
hang« der Bäume, wie es heißt, ist
insgesamt gut. So wie auf dieser
Plantage des Obsthofes Wilms in
Frankfurt (Oder), wo polnische Ern-
tehelfer Süßkirschen der Sorte Kor-
dia pflücken. Das kleine Unterneh-
men hat eine Kirschplantage etwa
vonderGröße einesHektars, auf der
die Ernte auf Hochtouren läuft. Ne-
ben der Vermarktung über eine
Handelskettewerden die Früchte an
den eigenen Hofständen in der Re-
gion verkauft. Je nach Jahreszeit
werden Kirschen, Heidelbeeren und
Äpfel geerntet. dpa/nd

Foto: dpa/Patrick Pleul
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Opposition mobilisiert
für Volksentscheid
über Gerichtsreform
Schwerin. Die Opposition im
Landtag von Mecklenburg-Vor-
pommerns mobilisiert für den
Volksentscheid zur umstrittenen
Gerichtsreform im Nordosten am
6. September. Für die dreitägige
Landtagssitzung ab Mittwoch ha-
ben LINKE und Grüne gleich zwei
gemeinsame Gesetzentwürfe und
einen Antrag zu dem Thema vor-
gelegt. So fordern sie, die noch
anstehenden Schließungen von
Amtsgerichten um 18 Monate zu
verschieben. Außerdem fordern
die beiden Fraktionen, dass mit
den Benachrichtigungskarten ei-
ne Broschüre an die Wahlberech-
tigten versandt wird, in denen Pro
und Contra zu der Reform aus-
führlich dargestellt werden. Vor-
gesehen ist bislang lediglich eine
Information über die Standpunk-
te in den Amtsblättern. dpa/nd

Russische Kirov-Gruppe
investiert in Rostock
Rostock. Die russische Kirov-
Gruppe mit Sitz in St. Petersburg
investiert im Fischereihafen von
Rostock (Mecklenburg-Vorpom-
mern). Derzeit entsteht für 15
Millionen Euro ein Produktions-
werk für sogenannte Großwälz-
lager, sagte Kirov-Chef Georgij
Semenenko am Montag in Ros-
tock. Zunächst werden 22 neue
Arbeitsplätze geschaffen, später
soll die Zahl der Mitarbeiter auf
55 ansteigen. Semenenkov hoffte,
bereits im Herbst mit der Pro-
duktion beginnen zu können. Die
im Mai 2014 gegründete Deut-
scheGroßwälzlagerGmbHwill die
Lager zunächst für den deutschen
Markt fertigen. »Es ist ein Projekt,
dasmit deutschemKnow-how und
deutschen Mitarbeitern startet«,
sagte Kirov-Vorstandsmitglied
Albrecht Bochow. Im zweiten
Schritt solle dann der russische
Markt entwickelt werden. dpa/nd

SWR als erster Sender
mit neuem Staatsvertrag
Stuttgart (epd). Der neue Staats-
vertrag für den SWR soll am Mitt-
woch in Kraft treten. Die Parla-
mente in Baden-Württemberg
und Rheinland-Pfalz haben dem
Vertragswerk im Mai zuge-
stimmt. Damit ist der Staatsver-
trag des SWR der erste eines öf-
fentlich-rechtlichen Senders, der
nach dem Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts zum ZDF von
2014 geändert wurde. Das Urteil
ist für alle öffentlich-rechtlichen
Anstalten von Bedeutung. Auch
für den MDR wird derzeit ein
neuer Staatsvertrag ausgearbei-
tet. Die Gremien des SWR wer-
den sich im Juli neu zusammen-
setzen. Die Richter hatten gefor-
dert, dass Aufsichtsgremien des
öffentlich-rechtlichen Rundfunks
staatsferner organisiert werden
müssten. Der Anteil der staatli-
chen oder staatsnahen Mitglieder
dürfe ein Drittel nicht über-
schreiten. epd/nd

Kaum Echo auf
Förderplan
für Landärzte
Sachsen-Anhalt: Bislang nur
zehn Studienbewerber

Von Dörthe Hein, Magdeburg

Der erste Anlauf der Kassenärztli-
chen Vereinigung in Sachsen-An-
halt, künftigen Landärzten ein Stu-
dium an einer Privatuniversität zu
finanzieren, ist auf geringe Reso-
nanz gestoßen. Nach dem Aufruf
vor rund drei Monaten hätten sich
zehn Kandidaten beworben, teilte
die KVSA auf dpa-Nachfrage in
Magdeburgmit. Nun laufe das Aus-
wahlverfahren. Die Gründe ver-
mutet der Vorstandsvorsitzende
Burkhard John in der vergleichs-
weise kurz gesetzten Bewer-
bungsfrist und dem geforderten
Nachweis eines Praktikums.
»Letztendlich werden wir bei

zukünftigen Auswahlverfahren
sehen, ob die Interessenten sich
auf unsere nun bekannten An-
forderungen einstellen«, teilte
John weiter mit. Die zehn aktu-
ellen Bewerber hätten schon ei-
nen schriftlichen Test und Aus-
wahlgespräche absolviert. Eine
Auswahl werde dann an die Uni-
versität Witten/Herdecke gemel-
det. Dort werde ermittelt, welche
zwei Kandidaten ab dem Som-
mersemester 2016 mit dem Me-
dizinstudium beginnen. Ihnen
zahlt die KVSA die Studienge-
bühren, die bei 200 000 bis
250 000 Euro liegen sollen.
Im Gegenzug verpflichten sich

die jungen Menschen, nach dem
Studium zehn Jahre lang in Regi-
onen mit Hausärztemangel zu
praktizieren. Sollten sie sich um-
entscheiden, müssten sie das Geld
zurückzahlen. Ab dem Sommer-
semester 2016 werden je Semes-
ter zwei Studienplätze finanziert.
Das Geld kommt aus einem Struk-
turfonds, den die Krankenkassen
zur Hälfte füllen. Anders als in den
üblichen Auswahlverfahren geht
es der KV bei der Auswahl nicht
in erster Linie um die Abiturnote,
sondern um den Willen, als Land-
arzt zu arbeiten.
Laut John kann der Landärz-

temangel mit dem neuen Ange-
bot zumindest partiell gelindert
werden. In Sachsen-Anhalt gibt es
nach seinen Angaben derzeit rund
1400 Landärzte – die Zahl sei seit
Jahren in etwa konstant. In den
kommenden Jahren gingen aber
viele Mediziner in den Ruhe-
stand. Fast 180 seien älter als 65
Jahre. Laut einer Prognose wür-
den bis 2025 jährlich etwa 80 Me-
diziner gebraucht, um den Be-
darf zu decken. dpa/nd

Wendiger Erdholländer

Wittenburg. Erst kürzlich für 700 000 Euro sa-
niert: Die Erdholländer-Windmühle in Witten-
burg (Mecklenburg-Vorpommern) aus dem Jahr
1876. Holländerwindmühlen, regional auch Kap-

penwindmühle genannt, stellten mit ihrer dreh-
barenHaubediemodernsteEntwicklungsformder
klassischen Windmühle dar. Dieser Typ ver-
drängte im 16. Jahrhundert, vor allem in den Nie-

derlandenund inNorddeutschland, die vorher ge-
bauten Bockwindmühlen. Als Erdholländer be-
zeichnet man die ebenerdig gebauten Hollän-
dermühlen. dpa/nd Foto: dpa/Jens Büttner

Streit um Sachsens neue Seen
Wer darf was auf den gefluteten Tagebauflächen von einst?

Als Folge des sächsischen Tage-
baus entstanden ganz spezielle
Landschaften. Darunter auch Seen,
die viele Urlauber anlocken. Doch
es gibt neue Konflikte.

Leipzig. Baden und Segeln, Wasserski
und Kitesurfen, Jetski- und Motor-
bootfahren: An Sachsens neuen Seen
gibt es für Urlauber viele Wasser-
sportmöglichkeiten. Kurz vor den
Sommerferien ist an mehreren Bin-
nengewässern für manche Vergnü-
gungen jedoch erst einmal Schluss. So
wurde am Bärwalder See, dem Rest-
loch des früheren Tagebaus Bärwal-
de, die Genehmigung für Wasserski-
und Jetskifahrten sowie das Kitesur-
fen zurückgezogen. Das will die Ober-
lausitzer Gemeinde Boxberg nicht
hinnehmen, die Auseinandersetzung

mit der Landesdirektion Sachsen läuft
noch. Am Zwenkauer See im Süden
Leipzigs gibt es Streit um die Nut-
zung von Motorbooten.
Die Seen in Sachsen locken immer

mehr Urlauber in den Freistaat. So re-
gistrierten das Lausitzer Seenland und
das Leipziger Neuseenland im ver-
gangenen Jahr über 430 000 Gäste-
ankünfte, wie der Landestourismus-
verband Sachsen mitteilte. Dies seien
3,2 Prozent mehr als 2012 gewesen.
Der Bärwalder See ist das größte

Binnengewässer in Sachsen. Durch die
Möglichkeit, Fun-Sportarten ausüben
zu können, sei er »zu einem Wasser-
sport-Eldorado hauptsächlich für
deutsche, tschechische und polnische
Wassersportler« geworden, sagt Ro-
man Krautz, Projektleiter »Land-
schaftspark Bärwalder See« bei der

Gemeindeverwaltung Boxberg. Die
Kitesurfer hätten die größteGruppe an
Wassersportlern gestellt, noch vor den
Seglern. Die Landesdirektion hat ih-
nen jedoch vorerst einen Riegel vor-
geschoben. Der Grund für das Verbot:
Die Flächen für die »gefahrgeneigten
Wassersportarten« seien nicht aus-
reichend abgesperrt. Über den Wi-
derspruch der Gemeinde sei noch
nicht entschieden worden, sagt
Krautz. »Das Verfahren läuft.«
Um die Bereiche der Wasser-

sportler voneinander zu trennen,
sollen Tonnen gesetzt werden. Das
ist nach Angaben des Projektleiters
finanziell nicht zu realisieren. Zu-
dem betont Krautz: Bisher habe es
keine nennenswerten Unfälle wegen
der verschiedenen Wassersportarten
nebeneinander gegeben.

»Die Angebote wurden von den
Gästen gut angenommen und nach-
gefragt«, berichtet Katja Wersch vom
Tourismusverband Lausitzer Seen-
land. Das habe positive Folgen für die
regionale Tourismuswirtschaft ge-
habt. Ausweichmöglichkeiten für
Kitesurfer gibt es den Angaben zufol-
ge im Lausitzer Seenland nicht. Am
Zwenkauer See bei Leipzig, ebenfalls

ein Restloch, wollte die Stadt 320 Mo-
torboote auf dem Zehn-Quadratkilo-
meter-Gewässer zulassen. Doch die
Genehmigung liegt auf Eis, Natur-
schützer haben Widerspruch einge-
legt. »Vom reinen Verwaltungsver-
fahren ist diese Vorgehensweise rich-
tig, aber für die betroffenen einge-
schränkten Nutzer völlig unverständ-
lich«, heißt es bei der Stadt. dpa/nd

Der Bärwalder See, im Hintergrund das Kraftwerk Boxberg Foto: dpa/Patrick Pleul

Das KZ gleich nebenan
In Hailfingen-Tailfingen wurde an ein schwarzes Kapitel der Ortsgeschichte erinnert
Lange Zeit war in Hailfingen-Tail-
fingen (Baden-Württemberg) fast
vergessen, dass es dort einst ein KZ-
Außenlager gab. Zwei pensionier-
tenLehrernisteszuverdanken,dass
heute dort doch einMahnmal steht.

Von Hans-Gerd Öfinger

Dass die Aufarbeitung der NS-Schre-
ckensherrschaft auch 70 Jahre da-
nach jüngere Generationen beschäf-
tigt, wurde am Wochenende in der
KZ-Gedenkstätte Hailfingen-Tailfin-
gen südwestlich von Stuttgart deut-
lich. Zu einer Gedenkfeier dort ka-
men auch ein früherer Häftling und
etliche aus dem In- und Ausland an-
gereiste Nachfahren von NS-Opfern.
In das 1944 von SS-Einheiten ein-

gerichtete Außenlager des KZ Nat-
zweiler (Elsass) wurden 601 jüdische
Häftlinge aus den Lagern Auschwitz
und Stutthof deportiert. Mindestens
189 von ihnen überlebten Kälte, Hun-
ger, Ungeziefer, Krankheiten und
Misshandlungen nicht. »Hunger und
schwere Arbeitsbedingungen dezi-
mierten uns. Täglich wurden aus der
Baracke Leichen herausgeworfen«,
erinnert sich der 1923 in Polen gebo-

rene Mordechai Ciechanower, der als
einziger Ex-Häftling persönlich an der
Gedenkfeier teilnahm und mit fester
Stimme mehrere Lieder vortrug. Er
hatte 2005 vor 500 Zuhörern im na-
hen Tailfingen seinen Leidensweg ge-
schildert und war ein Kronzeuge und
wichtiger Impulsgeber bei der Ein-
richtung der Gedenkstätte. Aus einer
Reise mit dem jungen Filmemacher
Johannes Kuhn durch die Stätten sei-
ner Jugend und der Konzentrations-
lager, in denen er bis zur Befreiung
1945 unbeschreibliche Qualen erlitt,
entstand der Dokumentarfilm »Der
Dachdecker von Birkenau«.
Dass nach langem Verdrängen und

Verschweigen hier 2010 endlich ein
Mahnmal entstand, ist vor allem dem
unermüdlichen Wirken der pensio-
nierten Lehrer Volker Mall und Ha-
rald Roth zu verdanken. »Sie haben
das gegen alle Widerstände durch-
gesetzt und einen unbeirrbaren Wil-
len zur akribischen Aufarbeitung de
Geschehens gezeigt«, sagte die Tail-
finger Pfarrerin Sybille Silber. »Ano-
nyme Opferschicksale haben Namen
bekommen.« Jahrelang sei man mit
Schulklassen nach Dachau gefahren,
»bis wir feststellten, dass es auch in

unserer Nachbarschaft ein KZ gab«,
so Roth gegenüber »nd«. So sei ein
»Erkenntnisprozess in Gang gesetzt«
worden und viele hätten die Frage ge-
stellt: »Hat das dein Opa nicht ge-
wusst?«
Der aus Wien angereiste Michael

Schwarzbaum berichtete: »Unser Va-

ter war ein unverbesserlicher Opti-
mist. Dabei hätte alle Gründe ge-
habt, die Menschen zu hassen. Denn
in seiner Jugend erlebte er die grau-
samste Manifestation der Intole-
ranz.« Vater Jehuda Schwarzbaum
überlebte die KZ-Qualen mit 13 Jah-
ren letztlich nur, weil er sich Auge in
Auge mit dem berüchtigten KZ-Arzt
Dr. Mengele wahrheitswidrig als 18-
jähriger Elektriker ausgab.
»Mein Großvater galt nach Nazi-

kategorien als ›Halbjude‹ und wurde
hier getötet«, sagte der Niederländer

Hansvan Straten. »Sein ›Vergehen‹
bestand darin, dass er während der
NS-Okkupation jüdische Familien mit
Lebensmitteln versorgte.« Der Enkel
hat ihm eine Website gewidmet und
den elf und 13 Jahre alten Töchter das
Geschehene erklärt. »Sie haben ent-
schieden, dass sie mich an diesemWo-
chenende hierhin begleiten.«
»Wir dürfen nicht wegschauen,

wenn Flüchtlinge an Grenzen Zu-
flucht und Hilfe suchen, sonst könnte
sich zu leicht die Geschichte wieder-
holen«, mahnte Fredy Kahn aus dem
nahen Nagold. Sein Vater war Vieh-
händler und kehrte als KZ-Überle-
bender in sein nahe gelegenes Hei-
matdorf Baisingen zurück, wo er sich
eine neue Existenz aufbaute.
»Ich komme aus einer Täterfami-

lie«, bekannte eine Dame mittleren
Alters, die nach der Veranstaltung am
Mahnmal ausharrte. Erst nach Jahr-
zehnten des Stillschweigens habe ih-
re Mutter offenbart, dass ihr Groß-
vater ein SS-Funktionär war. »Der hat
auch mich misshandelt«, so ihre
Kindheitserinnerungen. »Es istmir ein
inneres Bedürfnis, hier am Ort die
Überlebenden und ihre Nachfahren
um Vergebung bitten.«

»Ich komme aus einer
Täterfamilie«,
bekannte eine Dame
mittleren Alters.

Neuer OB
in Bautzen
Kandidat von LINKEN, SPD
und Bürger Bündnis siegte

Dresden. Neuer Oberbürgermeis-
ter von Bautzen in Sachsen ist Ale-
xander Ahrens. Der parteilose
Kandidat von LINKEN, SPD und
Bürger Bündnis Bautzen (BBBz)
erhielt am Sonntag im zweiten
Wahlgang nach dem vorläufigen
Ergebnis 48,1 Prozent, wie das
Statistische Landesamt mitteilte.
Der CDU-Bewerber Matthias
Knaak bekam 35,3 Prozent. Als
Unabhängiger Kandidat kam FDP-
Stadtrat Mike Hauschild auf 16,6
Prozent. Die Wahlbeteiligung lag
bei 38,6 Prozent.
Insgesamt fand am Sonntag

landesweit in 33 Kommunen die
zweite Runde der Bürgermeister-
wahlen statt, da dort in der ersten
Runde am 7. Juni keiner der Kan-
didaten die erforderliche absolute
Mehrheit erhalten hatte. Nun
reichte die einfache Mehrheit.
In Zwickau wurde die SPD-Po-

litikerin Pia Findeiß im zweiten
Wahlgang im Amt bestätigt: Sie
erhielt dem vorläufigen Ergebnis
zufolge 62,2 Prozent der Stim-
men. Michael Luther von der CDU
kam auf 31,1 Prozent. Die Wahl-
beteiligung in Zwickau betrug
28,6 Prozent. dpa/nd
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Rot-Rot-Grün ringt
um Einigung über Gelder
für freie Schulen
Erfurt. Im Streit um die künftige
Finanzierung der freien Schulen in
Thüringen steht die rot-rot-grüne
Koalition vor einer Einigung.
Demnach sollen die Zuschüsse an
die Träger vom 1. Februar 2017
an erhöht werden, wie es aus Ko-
alitionskreisen hieß. Noch offen
ist, ob ab 2018 der Betrag jährlich
mit Beginn des Schuljahres er-
höht werden oder ob es einen frü-
heren Termin dafür geben soll. Ei-
ne endgültige Entscheidung will
der Koalitionsausschuss am Diens-
tag erzielen. Dann könnte sich das
Kabinett im Anschluss daran mit
demGesetz befassen. So könnte es
noch vor der Sommerpause in den
Landtag eingebracht werden. Ei-
ne Erhöhung um 1,9 Prozent war
unumstritten, keine Einigung gab
es bislang bei der Frage, wann die
Erhöhung in Kraft treten soll. SPD
und LINKE hatten zuletzt für den
1. August 2017 plädiert. Die Grü-
nen wollten eine Aufstockung be-
reits ab 2016. Die Koalition hatte
in den vergangenen Wochen meh-
rere Anläufe für eine Einigung ge-
nommen. Die Besserstellung der
freien Schulen war eines der
zentralen Anliegen der Grünen im
Wahlkampf und in den Sondie-
rungsgesprächen. dpa/nd

Eisenbergs Bürgermeister
muss sein Büro räumen
Eisenberg. Wegen mutmaßlicher
Vergehen im Amt muss der Bür-
germeister von Eisenberg in Thü-
ringen, der SPD-Politiker Ingo Lip-
pert, vorerst sein Büro im Rathaus
räumen. Landrat Andreas Heller
(CDU) habe ihn am Montag vor-
läufig vom Dienst suspendiert, teil-
te das Landratsamt des Saale-Holz-
land-Kreises mit. Hintergrund sei
ein Disziplinarverfahren aus dem
Jahr 2012, zu dem nun ein Er-
mittlungsbericht vorliege. »Die Er-
kenntnisse rechtfertigen die An-
nahme, dass Herr Lippert im Rah-
men der anhängigen Disziplinar-
klage endgültig aus dem Beam-
tenverhältnis entfernt werden
wird«, heißt es in der Mitteilung.
Lippert war 2014 wegen Untreue
in 60 Fällen – teils in Tateinheit mit
Betrug – zu einer Geldstrafe von
33 000 Euro verurteilt worden. Ge-
gen das Urteil hat er erfolgreich
Rechtsmittel eingelegt, so dass es
nicht rechtskräftig ist. Die Kreis-
stadt Eisenberg hat rund 11 000
Einwohner. dpa/nd

Jüdische Ausstellung in
München geschändet
München. Mit eingebrannten Hit-
ler-Bärten haben Unbekannte Bil-
der deutscher Staatsvertreter und
hochrangiger Rabbiner in einer
Ausstellung vor dem Jüdischen
Zentrum in München geschändet.
An einigen der öffentlich zugäng-
lichen großflächigen Fotos wur-
den den Abgebildeten, unter ih-
nen Alt-Bundespräsident Horst
Köhler, vermutlich mit einer Zi-
garette Löcher ins Gesicht gesengt
– an den Augen oder an der Ober-
lippe, so dass die Brandstellen wie
ein Hitler-Bart aussehen. Der Tat
sei am Montagmorgen entdeckt
worden, teilte die Polizei mit. Das
Dezernat für Staatsschutzdelikte
ermittle. dpa/nd

CDU von Rheinland-Pfalz
für Bündnis mit FDP
Mainz. NeunMonate vor der Land-
tagswahl inRheinland-Pfalz spricht
sich CDU-Oppositionsführerin Ju-
liaKlöckner füreinBündnismitden
Freidemokraten aus. »Ich freue
mich, wenn die FDP wieder in den
Landtag kommt, weil ich mir eine
Koalition mit ihr vorstellen kann«,
sagte die CDU-Bundesvize der Zei-
tung »Rheinpfalz«. Bei einer kürz-
lich von der »Rheinpfalz« veröf-
fentlichten Umfrage kam die FDP
wieder auf vier Prozent. Fünf sind
nötig für die Rückkehr ins Lan-
desparlament. Die CDU erreichte
in der Umfrage 40 Prozent. Die re-
gierenden Sozialdemokraten und
Grünen kamen auf 33 und elf Pro-
zent. Das würde ihnen erneut für
eine Mehrheit reichen. dpa/nd

Ausverkauf in Einzelposten
Ein Jahr nach der Stadtwerke-Insolvenz läuft im thüringischen Gera die Investorensuche
Der befürchtete Domino-Effekt ist
ausgeblieben und es fahren weiter
Busse undBahnen inGera. Doch ein
Jahr nach der Insolvenz der Stadt-
werke und des Verkehrsbetriebs
läuft die Investorensuche.

Von Andreas Hummel, Gera

Vor einem Jahr hat im thüringischen
Gera mit der Stadtwerke-Pleite bun-
desweit für Aufsehen gesorgt. Am 27.
Juni 2014 stellte erst die Stadtwerke
AG, wenige Tage später auch der Ver-
kehrsbetrieb den Insolvenzantrag.
Für die Einwohner halten sich die
Folgen seither in Grenzen. Busse und
Bahnen fahren weiter – wenn auch
in etwas größeren Takten. Und der
Domino-Effekt für andere Tochter-
firmen wie den städtischen Energie-
versorger ist ausgeblieben. Hinter
den Kulissen wird jedoch der Aus-
verkauf weiter vorangetrieben. »Die
Investorenprozesse laufen planmä-
ßig«, sagt der Sprecher von Insol-
venzverwalter Michael Jaffé. Ge-
nauere Details zum Stand der Ge-
spräche will er allerdings nicht nen-
nen, umdiese nicht zu gefährden,wie
es heißt.
Geplant ist, den 75-Prozent-An-

teil an der Wohnungsbaugesell-
schaft Elstertal, die rund 7000 Woh-
nungen verwaltet, zu Geld zu ma-
chen. Der soll etwa 30 Millionen Eu-
ro wert sein – so viel wollte die Stadt
zumindest vor einem Jahr zahlen, be-

kamaberkeineGenehmigung,umdie
notwendigen Kredite aufzunehmen.
Auch sucht Jaffé einen Investor, der
bei den Verkehrsbetrieben einsteigt.
Die Anteile am Entsorger GUD ha-
ben bereits einen neuen Besitzer. Die
Forderungen der Gläubiger sum-

mieren sich den Angaben zufolge auf
mehr als 160 Millionen Euro. Die
Stadtwerke AG, in der Vergangen-
heit Holding für die verschiedenen
städtischen Beteiligungen, hat statt
mehr als 20 nur noch drei Beschäf-
tigte – eine Art Abwicklungsteam.
Beim Verkehrsbetrieb hat Jaffé die
Kosten gesenkt, indem Taktzeiten
ausgedehnt, Personal entlassen und
unrentable Bereiche wie die Res-
taurierung historischer Straßenbah-
nen geschlossen wurden. Statt wie
früher rund 300 Mitarbeiter sind es
heute dem Vernehmen nach noch et-
wa 250. Das jährliche Defizit soll sich
auf 2,5 bis 3,5 Millionen Euro ver-
ringert haben.
Thüringen Ministerpräsident Bodo

Ramelow (LINKE) glaubt an eine Zu-
kunft für die hoch verschuldete Stadt
und ihre kommunalen Unternehmen.
Vor einem Jahr – damals noch Oppo-
sitionsführer – hatte er eine Landes-
bürgschaft gefordert, um die endgül-
tige Insolvenz zu verhindern. Doch

CDU-Finanzminister Wolfgang Voß
sperrtesichdagegen.»Wirmüssenjetzt
schauen, wie wir eine Zukunftspers-
pektive entwickeln können«, sagt Ra-
melow. Dazu führe er Gespräche mit
Oberbürgermeisterin Viola Hahn
(parteilos) – Details zu den Überle-
gungen will er zum jetzigen Zeit-
punkt nicht nennen.
Wann die Insolvenz der Stadt-

werke beendet wird, ist derzeit nicht
abzusehen. Auch bei der juristischen
Aufklärung des Falles ist noch kein
Ende in Sicht. Die liegt in der Hand
der Staatsanwaltschaft Mühlhausen.
Dabei geht es etwa um Untreuevor-
würfe gegen einen Ex-Vorstand so-
wie den Vorwurf, dass Fördermittel
für das Stadtbahnprogramm mit fal-
schen Angaben erschlichen wurden.
Dieses mehr als 50 Millionen Euro
teure Vorhaben samt einer neuen
Straßenbahnlinie in den Stadtteil
Langenberg ruht wegen der fehlen-
den Eigenmittel. Ob es jemals fort-
gesetzt wird, ist ungewiss. dpa/nd

2014 bundesweit in den Schlagzeilen: Gera, mit über 90 000 Einwohnern drittgrößte Stadt Thüringens Foto: dpa/Sebastian Kahnert

Derzeit insolvent: die Stadtwerke Gera AG Foto: dpa/Martin Schutt

Wenn der Hundehaufen im DNA-Labor landet
Kann man mittels einer Datenbank Gehwege und Parks sauberer halten? Mancherorts wird genau das überlegt

Eigentlich wäre es kein Problem,
über die DNA festzustellen, vonwel-
chem Hund ein Kothaufen stammt.
Allerdings bräuchte man eine Ver-
gleichsdatenbank. In Leichlingen
etwa könnte es diese bald geben.

Von Yuriko Wahl-Immel, Leichlingen

Kot unterm Schuh, stinkende Reste
am Fahrradreifen, widerliche Hin-
terlassenschaften auf dem Kinder-
spielplatz, Tretminen in Parks zu-
hauf. Jeden ärgert das, aber keiner
war's. Wie kommt man den allzu
nachlässigen Hundehaltern auf die
Schliche? Eine Datenbank mit Hun-
de-DNA könnte die Lösung sein.
Einige US-Städte arbeiten schon

damit. London startet dazu im kom-
menden Jahr ein Pilotprojekt. Das In-
teresse ist auch in Deutschland ge-
weckt: Ginge es nach Politiker Franz-
Josef Jung aus Leichlingen bei Köln,
würde seine bergische Heimatstadt
Vorreiter.
»Wenn demnächst London und

schon seit einiger Zeit auch Neapel
auf diese Weise massiv gegen das
Hundekotproblem vorgeht, warum
sollte das dann nicht in deutschen
Städten funktionieren?«, fragt Jung,
Fraktionschef der Bürgerliste. Wenn
es trotz Bußgeldern, Appellen und
Kampagnen nicht zu einer Verbes-
serung komme, sollten Hundehalter
einen Speichelabstrich ihrer vier-
beinigen Freunde abgeben. Damit
könne man eine Datenbank aufbau-
en, die Täter mittels Haufenprobe
überführen und dann deren Besitzer
zur Kasse bitten. Saftig und ab-
schreckend.
Vielen Bürgern landauf landab

stinkt es gewaltig. »In den Kommu-
nen wird das Hundekotproblem als
größeres Ärgernis beschrieben. Das

Thema der DNA-Analsye kommt im-
mer wieder hoch«, sagt Ulrich Mohn
vom Deutschen Städte- und Ge-
meindebund. Der Aufbau einer Da-
tenbank sei allerdings aufwendig.
Große Hoffnungen auf eine bundes-
weite, flächendeckende Lösung hat
der Verband daher nicht. »Aber dass
einige Kommunen vorangehen wol-
len und dezentral so etwas auspro-
bieren, verfolgen wir mit Interesse.«
Handlungsbedarf sieht man in vie-

len Städten und Gemeinden – da ist
Jung aus Leichlingen mitnichten der
einzige. »Eltern beklagen sich, weil
ihre Kinder mit den Rollern im Hun-
dekot am Wegesrand landen oder
weil die Kleinen auf dem Spielplatz
mit den Händen im Sand in einen
Haufen greifen.« Sein Vorstoß im
Stadtrat, eine DNA-Datenbank zu
prüfen, hat auch damit zu tun: »Da
sitzt ein Herr umdie 80 abends auf ei-

nem Spielplatz und siebt Kot-Krümel
aus dem Sand, damit die Kinder mor-
gens ekelfrei spielen können.«
Auch Hundehalter sagen, sie wür-

den bei einer Datenbank mitma-
chen. Monika Jansen begründet das
so: »Die Leute auf frischer Tat zu er-

tappen ist schwierig.« Sie selbst be-
seitige das Geschäft ihres Hundes
ausnahmslos – zum Beweis hebt sie
mehrere Kotbeutel in die Höhe. »Ein
DNA-Verfahren wäre super«, findet

auch Polina Mayorova, Mutter eines
einjährigen Jungen. »Mit dem Kin-
derwagen bin ich voll in einen Hau-
fen reingefahren, das ist so ekelig.
Wer überführt wird, sollte viel zah-
len. Strafen disziplinieren.«
Biologe Andreas Wende aus dem

bergischen Burscheid bietet ein sol-
ches DNA-Verfahren an und ist nach
eigenen Worten schon mit mehreren
Kommunen im Gespräch. »Aktiv prak-
tiziert wird das DNA-Verfahren in
Deutschland noch nicht, aber das In-
teresse ist da.« Wie es funktioniert?
»Wir bevorzugen einen Maul-Abstrich
und isolieren daraus DNA«, erklärt
Mende. Aus einer Haufen-Probe wer-
de ebenfalls DNA extrahiert und ver-
glichen. Mit hoher Trefferquote lasse
sich der Täter so ermitteln. Kosten: 70
bis 80 Euro pro Hund für die Daten-
bank-Anlage. Und dieselbe Summe für
eine Exkremente-Analyse, Einsam-
meln inklusive.
»Wir wollen anbieten, dass die

Stadt den DNA-Abgleich nur bei
Überführung des Übeltäters zahlt –
und diese Kosten bekommt sie dann
über das Bußgeld wieder mehr als
rein«, sagt Mende. Bei den Kommu-
nen gebe es aber Bedenken, ob man
Hundebesitzer zur DNA-Abgabe ver-
pflichten dürfe.
Die Kommunen hätten durchaus

die Möglichkeit, das vorzuschreiben,
meint Rechtsexperte Mohn vom
Städte- und Gemeindebund. »Wenn
man eine solche Maßnahme gut be-
gründen kann und sie verhältnis-
mäßig ist, spricht nichts dagegen.Das
kann man im Bereich der kommu-
nalen Selbstverwaltung regeln.«
Franz-Josef Jung betont: »Wer Kot
nicht beseitigt, begeht eine Ord-
nungswidrigkeit und gefährdet die
Gesundheit anderer.Wir sollten indie
Offensive gehen.« dpa/nd

Auch im Dresdner Hygienemuseum dabei: der Hund. Dort ist derzeit die interessante
»Ausstellung über das, was uns verbindet« zu sehen. Foto: dpa/Matthias Hiekel

Die Kommunen hätten
durchaus die Möglich-
keit, eine Datenbank
vorzuschreiben, meint
Rechtsexperte Mohn.

Ministerium
für Integration
in der Kritik
Baden-Württembergs
Rechnungshof prüft

Stuttgart. Rückenwind für Ba-
den-Württembergs Landtags-Op-
position vom Landesrechnungs-
hof: FDP und CDU sehen sich
durch einen Prüfbericht zum von
Grün-Rot geschaffenen Integra-
tionsministerium in ihrer Funda-
mentalkritik an der Behörde be-
stätigt. Der Rechnungshof ist den
»Stuttgarter Nachrichten« zufol-
ge in seiner Prüfung zu dem
Schluss gekommen, das Kosten-
Nutzen-Verhältnis stimme bei
dem einzigen eigenständigen In-
tegrationsministerium Deutsch-
lands nicht. Ein eigenständiges
Ministerium macht demnach nur
dann Sinn, wenn es weitere Auf-
gaben übertragen bekomme. An-
dernfalls solle die Regierung das
Haus von Ministerin Bilkay Öney
(SPD) wieder auflösen und die
Aufgabe einem anderen Ministe-
rium anvertrauen.
»Integrationspolitik ist eine

Querschnittsaufgabe«, sagte FDP-
Fraktionschef Hans-Ulrich Rülke
am Montag in Stuttgart. Deshalb
sei die Berufung eines Integrati-
onsbeauftragten sinnvoller als ein
eigenes Ministerium. Der Integra-
tionsexperte der CDU, Bernhard
Lasotta, sagte: »Es wäre besser, die
Integrationspolitik als Stabsstelle
im Staatsministerium oder in ei-
nem größeren Ministerium anzu-
siedeln.« Damit könnte man die
Mehrkosten von drei Millionen
Euro pro Jahr einsparen. Außer-
dem wäre die Integrationspolitik
damit in der Landespolitik viel
besser verankert. Ein Sprecher des
Rechnungshofes bestätigte die
Prüfung des Ministeriums, ohne
Details zu nennen. Die Ergebnisse
würden zusammen mit anderen
Prüfergebnissen am 22. Juli ver-
öffentlicht.
Die gegenwärtigen Zuständig-

keiten des Ministeriums reichen
von Grundsatzfragen und Koordi-
nierung der Ausländer-, Migrati-
ons- und Integrationspolitik über
die Deutschförderung und den in-
terreligiösen Dialog bis hin zu An-
erkennung von im Ausland er-
worbenen Qualifikationen. Das
derzeit brennendste Thema ist die
Aufnahme und Eingliederung aus-
ländischer Flüchtlinge im Süd-
westen. dpa/nd

G7-Zaun fast
verschwunden
Rückbau in Elmau läuft

Krün. Drei Wochen nach dem G7-
Gipfel auf Schloss Elmau ist der ki-
lometerlange Zaun rund um den
Sicherheitsbereich weitgehend
verschwunden. Bis spätestens Mit-
te Juli solle der mehr als sieben Ki-
lometer lange und drei Meter ho-
he Zaun vollständig abgebaut sein,
sagte Hermann Streicher vom
Staatlichen Bauamt Weilheim.
»Der Rückbau ist voll im Gang.«
Der mit dicken Stahlseilen an

Bäumen verspannte und nachts
beleuchtete Maschendrahtzaun
werde eingerollt und gehe wieder
in das Eigentum der österreichi-
schen Firma über, die ihn errich-
tete, erläuterte Streicher. Die
Staats- und Regierungschefs von
sieben führenden Industrienatio-
nen hatten am 7. und 8. Juni auf
Schloss Elmau nahe Garmisch-
Partenkirchen getagt.
Mit dem Rückbau des eigens für

das Gipfeltreffen geteerten Hub-
schrauberlandeplatzes oberhalb
von Schloss Elmau soll spätestens
Mitte Juli begonnen werden. Die
Teerdecke wird nach den Worten
Streichers innerhalb weniger Tage
komplett abgefräst. Danach solle
das Areal wieder zu einem ge-
kiesten Parkplatz für Wanderer
werden. Auch ein von Schlossherr
Dietmar Müller-Elmau angelegter
Parkplatz, auf dem während der
Hotelerweiterung Container stan-
den, muss bis Mitte Juli vollstän-
dig zurückgebaut werden. dpa/nd
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Susanne Wiborg:

Grüner
Daumen
Von Mona Grosche

Umgraben, pflanzen, jäten –
damit hätte man jetzt den

ganzen Tag zu tun. Aber viel-
leicht findet sich ja abends noch
Zeit, für dieses schöne Buch:
»Mein Garten, mein Paradies« von
Susanne Wiborg. Zunächst wird
man wohl darin blättern und die
wunderschönen Bilder von Ro-
traud Susanne Berner betrachten.
dann liest man sich fest.
Die Autorin lässt das Garten-

jahr mit seinen Höhen und Tiefen
Revue passieren. Nicht nur die
Pflanzen von zarten Krokussen
über wildes Lungenkraut, tiefrote
Stockrosen bis hin zu patenten
Pastinaken lässt uns die Garten-
kolumnistin und begeisterte Gärt-
nerin schauen. Auch die Tiere ih-
res grünen Domizils stellt sie uns
vor: renitente Katzen, nützliche

Nashornkäferlarven, muntere
Spitzmäuse und kecke Eichelhä-
her, die einem geradezu zerstö-
rerischen Spieltrieb folgen …
Ihre unterhaltsamen Ge-

schichten rund um Rasen, Laube
und Frühbeet zeugen von Liebe
zur Natur, einem grünen Daumen
– und einer Prise Humor. Den
braucht man zwischen Beet und
Komposthaufen, wie jeder gute
Gärtner weiß. Schließlich ist eine
der nützlichsten Einsichten, die
Wiborg vermittelt, dass es manch-
mal einfach besser ist, sich zu-
rückzulehnen und der Natur mal
ihren Lauf zu lassen.

Susanne Wiborg/Rotraut Susanne
Berner: Mein Garten, mein Paradies.
Verlag Antje Kunstmann. 208 S.,
geb., 16,95 €. Abbildung aus dem Band

Burg Beeskow zeigt Zeichnungen von Dieter Goltzsche zur Literatur

Der rettende Traum
Von Gunnar Decker

O hne Träume würden wir
gewiss früher alt«, weiß
Heinrich von Ofterdingen,
den Novalis in die Welt hi-

nausschickt, jene blaue Blume zu su-
chen, die Inbegriff der romantischen
Sehnsucht ist. »Da träumte ihm erst
von unabsehlichen Fernen, und wil-
den unbekannten Gegenden.« Wo
diese fernen Gegenden liegen? Ganz
nah und doch nie ganz zu greifen: auf
dem Grunde der eigenen Vorstel-
lungskraft.
Daher auch der besondere Zu-

sammenklang von Dichtung und Bild
bei Dieter Goltzsche, der die Worte
vor Augen weiterträumt, so lange, bis
jene Bilderwelten erstehen, die ganz
aus »Zeichen und Tönen« gemacht
sind. Davon kann man sich unend-
lich viele Bilder machen, einund-
zwanzig solcher träumerischen Mo-
mentaufnahmen finden sich in der
vom Buchverlag Der Morgen 1986
herausgegebenen Ausgabe von No-
valis »Heinrich von Ofterdingen«. Die
Ausgabe und die Originalgraphiken
dazu sind, neben anderen zahlrei-
chen Malerbüchern Goltzsches, in der
Ausstellung »Zeichnungen zur Lite-
ratur und Künstlerbücher« zu sehen,
die den Schaffensnerv Dieter Goltz-
sches treffen: seine Liebe zu Büchern
und ihren Autoren.
Weil dem inzwischen Achtzigjäh-

rigen diese wild-zarten Verwand-
lungsträume von Buchstaben in Bil-
der immer noch tagtägliche magi-
sche Rituale sind, stellt er – Novalis’
Traumwegweiser folgend – dem Al-
ter jene Jugend entgegen, die er sich
täglich neu erwirbt: im Spiel mit Li-
nien, Formen und nicht zuletzt auch
Materialien. Denn Goltzsche bastelt
sich unaufhörlich seine kleinen Wel-
ten, die er dann wie eine Flaschen-
post auf Reisen schickt.
Wer je einen Brief, oder auch nur

eine Postkarte von ihm bekam,
manchmal genügt ihm eine vorge-
druckte Einladung zu einer Ausstel-
lung, der findet darauf immer die
Spuren von Goltzsches schier unstill-
barer schöpferischer Lust. Da werden
Fotos bemalt, beklebt, beschrieben,
kommen seltsamste und immer un-
terschiedliche Materialien zum Ein-
satz, glatte wie raue, denn die Fin-
gerkuppen haben Augen und Ohren.
Wenn man besonderes Glück hat,
dann kommt auch ein Farbkasten zum
Einsatz, und auf der Rückseite eines
bereits verschlossenen Briefes ist mit
wenigen Strichen und Klecksen ein
Aquarell hingetuscht. Kaum ein Buch
gibt er aus der Hand, das er sich nicht
zuvor mit Pinsel, Kugelschreiber und
Schere anverwandelt hätte. Goltzsche
hält so die Schöpfung im Kleinen in
Gang – und sich selber jung dabei.
Die Beeskower Ausstellung zeigt

den passionierten Leser Goltzsche,
der beginnt, den Büchern, die er liebt,
zu antworten – auf seine unver-
wechselbar poetische Weise mit ih-
nen eine Wanderung beginnt: Ziel
unbekannt, aber immer ins Offene
gehend, Grenzen dabei spielend
überschreitend.
Goltzsches Visionen, die sich aus

kunstvoll montierten Worten (Dich-
tung!) speisen, drängen nie zur Tat,
im Gegenteil: Sie unterlaufen eine
Welt, die aus zu viel Tat und zu we-
nig Traum gemacht ist. Sie bleiben
bevorzugt kleinformatig, wollen Mi-
niaturen einer Gegen-Welt sein, die
sich jeder trivialen Verwendungsfä-
higkeit entzieht. Diese Kleinwelten,
die aus Dichterworten gebaut sind,
haben viele Kammern. In ihnenwohnt
Wundersames, nicht Nützliches.
Also gehen wir von Blatt zu Blatt,

Buch zu Buch, Traum zu Traum. Al-
lein die Zahl der Werke zu vermer-
ken, die Goltzsche Anstoß für Zeich-
nung gaben, monochrom oder far-
big, sprengte den Rahmen dieses
Textes. Aber beliebig ist es nicht, im
Gegenteil: In fast allen wohnt jener
Lichtfunke, mit dem dann das ima-
ginierte Bild des Wortes der Buch-
stabenansammlung voranleuchtet.
Eine Laterne dem nächtlichen Wan-

derer, oder, um es weniger antiquiert
auszudrücken: eine Taschenlampe,
denn nichts wäre der mit Reduzie-
rungen und Überformungen arbei-
tenden Bildsprache Goltzsches we-
niger angemessen als ein biedermei-
erliches Zuviel. Nichts ist dem Chro-
nisten der Träume notweniger als
Präzision. Selbst dann, wenn er den
Sprung in mythische Gegenräume
wagt, wo nicht die Taschenlampe
oder Laterne für Illumination sorgt,
sondern eine archetypische Leuchte.
Gleich am Eingang empfängt ein

2003 entstandenes Porträt von Peter
Hille, diesem Urberliner Clochard, der
ein Quell unerschöpflicher Poesie war.
Es lohnt sich, in den den Bildern bei-
gegebenen Beschreibungen zu lesen,
welche Techniken und Materialien
eingesetzt wurden. Hier: »Kreide und
Farbstift auf Aluplatte«. Ein geister-
hafter Vogel bewacht die Szenerie, zu
der auch eine Flasche gehört, deren
Hals sich schwanenhaft dreht, so als
könnte Delirium schön sein. Goltz-
sche weiß um das so oft unlebbare Le-
ben der Dichter. Sein hier nicht aus-
gestelltes Porträt Franz Fühmanns
zeigt den Autor auf befremdliche Wei-
se verwittert. Aber aus dieser Fremd-
heit sich selbst gegenüber schöpfendie
beschwörenden Worte, die Brücken
schlagen wollen zum anderen Ich.
Die Johannes-Bobrowski-Gesell-

schaft dankt im Gästebuch der Aus-
stellung. Sie hat Grund dazu, denn
Bobrowski sind gleich mehrere Ar-
beiten gewidmet. Im Zentrum: Ein
Porträt von 2000, eine Kreideüber-
malung der Algrafie »Die Brücke«.
Bobrowskis fülliges Gesicht darüber
gelegt gleicht der Rundung einer Hü-
gelkuppe. Daneben von 1966 in Far-
be »Dorfstraße« zu »Sarmatische
Zeit«. Zu »LevinsMühle« gibt es gleich

zwei Bilder. Unübersehbar hier der
schwebende Fisch über einer Land-
schaft. Das christliche Symbol des Fi-
sches ist hier jedoch in eine spieleri-
sche Distanz zum Grundmotiv von
Bobrowskis Dichtung gebracht: Her-
kunft und Traum, die sich ganz ernst-
haft in heiterem Übermut zur poeti-
schen Figur verbinden.
Da ist Lust am Form-Finden eben-

so am Werk wie kühl-analytischer
Durchblick. Den zeigt das Porträt
Heiner Müllers von 1992. Ein kanti-
ges Profil in Dunkeltönen: Tempera
auf Xerodruck. Hier wird eine Schär-

fe vermittelt, die auf Selbstverlet-
zung hinweist. Der Denker in einer
Zeit, die ihn erst bestreitet, dann bis
zur Unkenntlichkeit feiert.
In Goltzsches Malerdialog mit der

Dichtung wird die Welt auf gefährli-
cheWeise vertraut.Man kennt sie nun
aus der Nähe, aber sie bleibt den-
noch etwas, das sich der allzu fami-
liären Ansprache brüsk verweigert.
Die Romantik stellt sich der Gefahr
der Fremde. So im Porträt Joseph
Conrads von 1975. Kreise streiten mit
Dreiecken und Quadraten. Diagona-
len durchschneiden das, was man für
ein Bild jener Seefahrt halten könn-
te, die der Autor zum von ihm be-
schworenen Herz der Finsternis un-
ternimmt: »Auf die Schiffe, ihr Phi-
losophen!«
Ja, hier wird aus Phantasien ge-

schöpft, die bereits Geschichte

schrieben. Sophokles’ »Ödipus Ty-
rann« von 1975 steht wie eine schma-
le Übergangsgestalt an einer trans-
zendentalen Schwelle, von der man
nicht weiß, was dahinter liegt. Goltz-
sche vermerkt akribisch, hier hande-
le es sich um die Textfassung von Hei-
ner Müller, und die vage Gestalt sei
jene des Schauspielers Fred Düren.
Und so versammeln sie sich hier

immer wieder neu: Garcia Lorca, Sa-
rah Kirsch, HelgaM.Novak, Jean Paul,
Kleist, Becher und Brecht. Ein Maler-
buch mit Versen Heinz Czechowskis
liegt aufgeschlagen. Wir lesen über
das »Das Falsche Leben im Richti-
gen«: »Das falsche Leben haben wir
gelebt. / Nun ist das andere dran, die
Tüchtigen / Sind uns voraus. Die Er-
de bebt. / Wir leben jetzt gedanken-
arm im richtigen.« In den dialekti-
schen Zwischenräumen der Phantasie
wachsen Goltzsches Bilder, die mehr
sind als Kommentare: Symbol ge-
wordene Reflexion des Gesehenen.
Neben Czechowskis Gedicht sehen

wir auf Striche reduzierte Menschen
mit erhobenen Armen (wo nur ist hier
noch Himmel?) zwischen einer Reihe
von Säulen hindurchlaufend. Ein
steinernes Spalier, das bedrängt und
demman nicht davonläuft, wennman
nicht auch auf etwas zu läuft. Um die-
se Art keineswegs handgreiflicher
Rettung geht es in Goltzsches Zeich-
nungen zur Dichtung, die ihr nichts
Äußerliches bleiben.

Burg Beeskow, Frankfurter Straße 23,
Beeskow, bis 30.8., Di.-So., 9-19 Uhr.
Radierungen und Lithographien von
Dieter Goltzsche sind derzeit zudem im
Druckgraphik-Atelier, Dietrich-Bon-
hoeffer-Str. 3, Berlin Prenzlauer Berg,
ausgestellt; bis 8.7., Mo. 16-18.30 Uhr,
Di. 18-22 Uhr und nach Vereinbarung.

Zu Sophokles: »Ödipus Tyrann« in der Fassung von Heiner Müller, Aquarell Foto: © Druck- und Fotoservice Fischer, Ranzig

Die Fingerkuppen ha-
ben Augen und Ohren.

Ein Gartenkalender

Phlox & Rosen
Von Irmtraud Gutschke

D as wäre auszuprobieren:
Vom Phlox, der Flammen-

blume, im Juni einige Stängel um
ein Drittel zu kürzen. Dadurch
würde sich im September die Blü-
tezeit verlängern, meint Ute Bau-
er, die den Kalender »Ein Jahr in
meinem Garten« mit Texten ver-
sehen hat. Die von Ellen Fischer
fotografieren Pflanzen –meist sind
es ja sehr dekorative Blumenbil-
der – werden ausführlich vorge-
stellt. Dazu gibt es kleine Tippswie
den schon erwähnten. Zum Bei-
spiel ist jetzt die Zeit, zweijährige
Blüher wie Stockrosen, Stiefmüt-
terchen u.a. in Töpfe auszusäen.
Wenn es heiß wird, sollte man den
Rasen nicht zu kurz mähen. Fegt
man den Rasenschnitt unter die
Rhododrendren, erhalten diese
wertvollen Humus. Verblühte Ro-
sen müssen natürlich laufend ab-
geschnitten werden. Keine Mühe,
sondern Freude.

Ein Jahr in meinem Garten 2015.
Wochenkalender. DuMont.
21 x 29,7 cm, 53 Blatt, 14,99 €.

»Der Wein wandelt
den Maulwurf zum
Adler.«
Charles Baudelaire

UNESCO-Erklärung

Zerstören von
Welterbe
barbarisch

D as UNESCO-Welterbekomi-
tee hat die Zerstörung von

Kulturstätten durch den Islami-
schen Staat als »barbarisch« an-
geprangert. Die Delegierten ver-
abschiedeten am Montag bei ih-
rer Jahrestagung einstimmig eine
»Bonner Erklärung zum Welter-
be«. »Sie unterstreicht den ge-
meinsamen Willen zum Schutz
und Erhalt von Welterbestätten
gegen jede Bedrohung wo auch
immer in der Welt«, sagte Staats-
ministerin Maria Böhmer (CDU),
die derzeitige Vorsitzende des
Welterbekomitees.
Die Erklärung verurteilt die

»barbarischen Angriffe, die Ge-
walt und die Verbrechen, die in
jüngster Zeit vom sogenannten Is-
lamischen Staat (...) begangen
wurden«. Dabei verweist die Er-
klärung unter anderem auf die
Zerstörung der zum Welterbe ge-
hörenden Wüstenstadt Hatra in
Irak. Anlass zu »tiefer Sorge« sei
die Eroberung der antiken syri-
schen Oasenstadt Palmyra durch
die Extremisten.
Bei der Eröffnung der Tagung

am Sonntagabend hatte UNESCO-
Generaldirektorin Irina Bokowa
gesagt, der Islamische Staat ver-
suche in Irak und Syrien durch die
Zerstörung von Welterbestätten,
das »Gedächtnis der Menschheit«
auszulöschen.
Die Erklärung geht auch auf die

durch das Erdbeben in Nepal ver-
wüsteten Kulturstätten ein. Mar-
kus Hilgert, der Direktor des Vor-
derasiatischen Museums in Ber-
lin, dankte der Unesco für diese
und andere Initiativen zur Mobi-
lisierung der internationalen Ge-
meinschaft. Der Schutz des Kul-
turerbes der Menschheit sei eine
»globale Herausforderung«, die
nur dann bewältigt werden kön-
ne, wenn sich möglichst viele
Staaten und Organisationen da-
ran beteiligten. dpa

Monica-Bleibtreu-Preise

Ermutigung
für private
Theater

Zum Abschluss der bundes-
weiten Privattheatertage in

Hamburg sind die Monica-Bleib-
treu-Preise vergeben worden. Die
undotierten Auszeichnungen gin-
gen am Sonntagabend an die Ber-
liner Puppenbühne »Familie Flöz«
in Koproduktion mit dem Thea-
terhaus Stuttgart für »Haydi!«
(Sparte Komödie), an das Thea-
terhaus Stuttgart für »Ich werde
nicht hassen« (Zeitgenössisches
Drama) und an das Studio Thea-
ter Stuttgart für »Maria Magdale-
na« (Klassiker).
Den Publikumspreis gewann

das Bremer Figurentheater
»Mensch, Puppe!« für Tsche-
chow-Einakter in Koproduktion
mit der bremer shakespeare com-
pany.
Um die Auszeichnung hatten

zwölf kleinere Bühnen aus ganz
Deutschland konkurriert. Sie ist
nach der 2009 gestorbenen
Schauspielerin Monica Bleibtreu
benannt. Zum ersten Mal war das
Branchentreffen 2012 über die
Bühne gegangen. dpa/nd
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Grandios dirigierte Omer Meir Wellber in der Dresdner Semperoper Mozarts »Hochzeit des Figaro«, Regie: Johannes Erath

Lachen als Waffe
Von Stefan Amzoll

M it erster Garnitur, nicht
anders zu erwarten,
trumpft die Inszenie-
rung auf. Solche muss

ran, denn den vieraktigen »Figaro« zu
machen, ist keine Kleinigkeit. Das
Stück geht über dreieinhalb Stunden
und verbietet sich jegliche Langewei-
le. Die Rezitative bedurften freilich der
Straffung in Tempo und Text. Derlei
wird heute bis ins Extrem getrieben,
so dass die Dialoge gelegentlich wie
das Rattern der Nähmaschine ablau-
fen. Das erlaubt die Semperoper-In-
szenierung nicht, lässt aber das Gan-
ze italienisch (mit deutschen Oberti-
teln) singen. Es gibt auch brauchbare
deutsche Versionen, die in Dresden
Verwendung gefunden haben.
»Figaro« – eine Buffooper in er-

weiterter Form. Komische Kümmer-
nisse hat sie diverse, bittere nicht. Bit-
terkeiten, gar Tragödisches im
Schlagabtausch der Stände zu for-
mulieren, durfte sich der Ursprungs-
autor Beaumarchais wegen der Zen-
sur nicht erlauben. Das hätte trotz na-
hender Revolution (Sturz des Ancien
Regimes) – »Figaro« kam 1786 in die
Welt – beträchtlichen Ärger verur-
sacht. Kampf der Stände in Gestalt von
niedrig gegen hoch, ein Graf, der den
Röcken im Parterre seines Reviers
nachstellt und selbst, so die geadelte
Festschreibung, Bräute vögeln kann
und will, bevor diese Hochzeit ma-
chen. Verstell- und Verwechslungs-
künste, gepaart mit allerlei Schaber-
nack, Tausch der Identitäten, letzt-
endlich die Bloßstellung des Grafen
vereiteln das auf amüsante Weise. La-
chen als Waffe. Tröstet die Oper über
heutige Schweinereien und übles
Dünkeltum (wer denkt, letzteres sei
verschwunden, der irrt) hinweg?
Tableaus hält die Oper fest, welche

rasant zu realisieren von jedem der
Mitwirkenden (Klangkörper, Solisten,
Chor, Bühnen- und Kostümgestalter)
höchstes Können und Hingabe ver-
langen. Was dann am Ende gebracht
worden ist, macht dem Hause wahr-
lich alle Ehre. Dergleichen kommt
freilich nicht aus der Luft.
DieDresdner Semperoperweißmit

Mozartopern traditionell vorzüglich
umzugehen. Nach Fritz Busch bis
1933 hat Otmar Suitner seit den spä-
ten sechzier Jahren wiederum Maß-
stäbe gesetzt. Seine Aufführungen
(und Platten-Einspielungen) etwa
von »Cosi fan tutte« und »Figaro« mit
bedeutenden Sängern und der
Staatskapelle Dresden, wie sie da-
mals hieß, sind der Mozart-Auffüh-
rungstradition der Stadt unverlierbar
eingeschrieben. Über das Genie,
Werke wie den »Figaro« zu kompo-
nieren, muss nicht gestritten werden.
Sei es auch, dass die heutige Welt auf
Krücken daherkommt, ja zu zerrei-
ßen droht, in der Frage dieses Su-
perlativs ist sie sich einig. Mozarts
Musik, das ist sicher wie das Amen in
der Kirche, wird noch Generationen
politisch gefährlicher Flachköpfe und
Staatenzerstörer überdauern, deren
Entwaffnung hoffentlich bald voll-

zogen sein wird, so dass deren Über-
dauerung nicht allzu lang währen
möge. Allein die »Figaro«-Ouvertüre
ist so grandios gebaut, so klar ge-
setzt, so fordernd angelegt, dass, wer
die Oper macht, schon von dort zu
hoher Leistung geradezu gedrängt
wird. Selbst auf Ohren, die allerhand
durchhaben, wirkt die »Figaro«-Ou-
vertüre, erste Wiedergaben voraus-
gesetzt, noch nach dutzendfachem
Hören wie geschliffenes Kristall. Esp-
rit und Komik, die Quirligkeit, die
Wiedergängerei der ganzen Oper
nimmt die Ouvertüre vorweg und
wirft in ungebärdigem Tone denen
zu, die sie hören: Hier, in Sevilla, wird
schicklich wie unschicklich allerhand
passieren, hier wird es darum gehen,
etwas durchzusetzen, das bisher als
undurchsetzbar galt. Nach wenigen
leise anhebenden Takten bellt sofort
das Tutti im Fortissimo und stachelt
den Blutfluss der Stirn. Die Hörner,
das Holz überschlagen sich sodann.
Scharfes Tempo durchgängig, perio-
disch injizierte kraftvolle Akzente.
Noch der winzigste Anflug von Inne-
halten hat hier kein Recht. Prägnante
Motive purzeln nur so und evozieren
neue klassische Triebe. Jede der Wie-
derholungen beflügelt die Ohren, da
etwas wiederkehrt, das schon vorher
die Sensoren zu erregen wusste.
Der Ablauf garantiert, dass nach

der ersten instrumentatorischen Fi-
nesse weitere folgen werden. Die
Sächsische Staatskapelle musizierte
dies unglaubliche Musikstück so
grandios wie den ganzen buffones-

ken »Figaro«, den Regisseur Johan-
nes Erath vergnüglich auf die Bühne
gebracht hat. Es ist Eraths Debüt an
der Semperoper. Glück für ihn, hier
mit dem jungen Dirigenten Omer
Meir Wellber aus Israel gearbeitet ha-
ben zu dürfen. Wellber bot Erstaun-
liches. Dieser »Figaro« erblühte re-
gelrecht unter seiner Stabführung.
Wie dessen Schöpfer ist Wellber ein
Junggenie, bald in dem Alter, in dem
Mozart starb. Die ganze Lebensfülle
des Mozartschen »Figaro«, die Komik
dieser herrlichen Oper, ihre Klarheit

und Schönheit erschlossen sich. Das
passiert sehr selten. Doch verwun-
dert es nicht. Der Mann, sechs Jahre
jünger als der 1975 geborene Erath,
wird zu den weltweit größten Bega-
bungen in diesem Metier gezählt. Zu
Recht. Seit fünf Jahren ist er neben
vielerlei anderen internationalen
Verpflichtungen der Staatskapelle
und dem Opernensemble in Dresden
verbunden. 2010 hob er mit Strauss’
»Daphne« an. 2014 eröffnete der Di-
rigent den Mozart/Da Ponte-Zyklus

der Semperoper mit »Cosi fan tutte«
in der Regie von Andreas Kriegen-
burg. Nun die Fortsetzung: »Figaros
Hochzeit« auf das Libretto von Lo-
renzo Da Ponte nach Beaumarchais’
Schauspiel »La Folle Journée ou la
Mariage de Figaro«.
Sichtbar: Der kleine schmale Mann

mit Brille, dauernd in der Habacht-
stellung, setzt seine Zeichen hoch-
konzentriert und spart nicht an Lei-
denschaft. Hohe Bedeutung haben
Changierungen und Zwischentöne,
von Mozart virtuos und listig gesetzt.
Noch die vertracktesten Fakturen be-
wältigt der Youngster mit seinen En-
sembles perfekt. Das Finale des zwei-
ten Akts, worin die beiden rivalisie-
renden, auf die Ehe abhebenden Par-
teiungen an demHochzeitsschleier so
zerren wie im russischen Märchen die
Schar der Dörfler die Rübe am Strick
aus dem Boden zerren, gelingt nicht
nur, es gelingt phantastisch. Die Leu-
te im Saal jubelten frenetisch. Kurz-
um: Bei Wellber passiert nichts, das
als steif, unelegant, konventionell
gelten könnte. Routine, im Betrieb die
größte Gefährdung der Dirigier- und
Inszenierungsarbeit, scheint verbo-
ten.
Überflüssig zu fragen, ob der »Fi-

garo« in die Jetztzeit passt oder nicht.
Die Oper ist so launig, so komisch, so
abgefeimt komponiert, dass sie sich
wie von selber auf die Bühne stellt.
Gräfliche Vorrechte wie das darge-
stellte gibt es heute nicht mehr, des-
to mehr kriminelle sexuelle Nöti-
gung. Junge Frauen, darunter Kin-

der, Ärmste unter den Armen, sind
massenhaft betroffen. Auch Männer
in den Knästen, der Armee und an-
derswo. Susanna hingegen hat einen
Job. Sie steht wie Figaro in Diensten
des Grafen Almaviva. Die beiden wol-
len heiraten. Dass der Graf auf das
Vorrecht der ersten Nacht mit der
Braut nicht verzichten will und oben-
drein für Susanna einiges übrig hat,
bringt die gewitzte Story ins Laufen.
Was ist eine Arie? Die Arie, bietet

sie sich dar wie jene im Dresdner »Fi-
garo«, verkörpert eine Art Kehrt-
wende. Wer immer sie – traurig oder
komisch oder beides in einem – her-
vorbringt, wendet der begleitenden
Musik und der kruden Handlung den
Rücken zu und geht, nach vorn stre-
bend, eine Liaisons mit dem Publi-
kum ein. Ein Bündnis, das alles weg-
bläst, was den vokalen Ausdruck, die
Reflexion auf das Dasein und dieWelt
hienieden, auf Begierden der Liebe
und des Hasses stören könnte. Arie,
das ist eine eigene Version der Welt.
Jenen, die sie singen, gilt das Licht der
Scheinwerfer, gilt die volle Hingabe
der Zuschauer. Sämtliche Solistinnen
und Solisten, voran Zachary Nelson
als die Messer der Aufklärung schär-
fender Figaro und Emily Dorn als aus-
geschlafene, ihre Röcke raffiniert öff-
nende und ihre Beine vor falschen
Avancen schließende Susanna, durf-
ten sich am Ende glücklich schätzen.
Groß die Feier, die auf sie nieder-
ging.

Nächste Vorstellungen am 2. und 4. Juli

Christoph Pohl (Il Conte d'Almaviva), Emily Dorn (Susanna), Zachary Nelson (Figaro) Foto: Matthias Creutziger

Mozarts Musik, das ist
sicher wie das Amen in
der Kirche, wird noch
Generationen politisch
gefährlicher Flachköpfe
und Staatenzerstörer
überdauern.

Isabel Leyla Erdem: Packender Politkrimi vor dem Hintergrund chilenisch-deutscher Beziehungen

Die Spur führt nach Santiago
Von Jürgen Seidel

A lles beginnt ganz harmlos und
unscheinbar. Da bekommt die
junge Rechtsanwältin Han-

nah, die als Anwaltsgehilfin in einer
Kanzlei jobbt und gleichzeitig eine
Dissertation über die internationale
Rechtshilfe zwischen Deutschland
und Lateinamerika schreibt, die In-
formation über einen in einer klei-
nen Emigrantenzeitschrift erschie-
nenen Artikel über eine Gruppe na-
mens »Estroja roja«. Die deutsche
Übersetzung dieser beiden spani-
schen Worte lautet »Roter Stern« und
dabei handelt es sich offenbar um ei-
ne chilenische Guerillagruppe, nach
der international gefahndet wurde,
weil sie auch international aktiv war.
Verfasser des übrigens mehr als 30
Jahre alten Textes ist ein gewisser Mi-

guel Meyer. Und der ist identisch mit
Michael Meyer, Jahrgang 1957, Bun-
destagsabgeordneter mit einer span-
nenden Biografie, der allerdings nicht
mehr am Leben ist. Suizid. Ein Jahr
zuvor. Durch Sprung in die Tiefe von
einer Brücke im Paul-Löbe-Haus des
Bundestages. Wahrscheinlich Suizid.
Oder doch nicht. Aber das sollte Han-
nah erst sehr viel später, fast 200 Sei-
ten später erfahren.
In ihrem ersten Roman verknüpft

die junge Berliner Autorin, die selbst
Juristin ist und in ihrem richtigen Le-
ben über politische Strafjustiz pro-
moviert, die Geschichte von Hanna
und ihrem behinderten Sohn Mirko
mit ganz großer, allerdings zunächst
recht undurchsichtiger undweit in die
Vergangenheit reichender Politik. Es
geht um die Beziehungen zwischen
der alten Bundesrepublik und Chile

unter Diktator Pinochet, der sich am
11. September 1973 gegen den ge-
wählten sozialistischen Präsidenten
Dr. Salvador Allende an die Macht ge-
putscht hatte. Mehrere Tausend Chi-
lenen flüchten unter anderem nach
Deutschland, ein Teil von ihnen in die
DDR, ein anderer Teil in die BRD.
Kurz nach dem Putsch wird im Mai

1976 die chilenische Botschaft in der
damaligen Bundeshauptstadt Bonn
angegriffen. Es gibt drei Tote: den
Botschafter, seinen Fahrer und auch
seinen 12-jährigen Sohn. Jahrzehnte
später – wir sind jetzt wieder in der
Gegenwartshandlung des Buches von
Isabel Leyla Erdem – wird einem der
mutmaßlichen Attentäter von da-
mals der Prozess gemacht. Hannah,
die inzwischen tief in die deutsch-chi-
lenischeVergangenheit und in die von
Dr. Michael Meyer eingestiegen ist,

besucht im Gefängnis in Köln Ramón
Rodríguez, gegen den seit 1994 be-
reits im vierten Anlauf vor dem Land-
gericht Bonn wegen des Anschlages
auf die chilenische Botschaft ver-
handelt wird. Allerdings scheint da-
mals doch ein ganz anderer geschos-
sen zu haben. Aber wer?
Doch bis diese Frage beantwortet

wird, wird auch klar, dass der Abge-
ordnete Dr. Meyer als Mitglied des
Parlamentarischen Kontrollgremi-
ums, das die Geheimdienste über-
wachen soll, mehr wusste, als er wis-
sen sollte. Und offenbar treffen sich
eben in diesem Gremium die beiden
Handlungsstränge des Erdem-Bu-
ches: die Lebensgeschichte von Dr.
Meyer und das Botschafts-Attentat.
Außerdem spielen ein in kyrillischen
Buchstaben geschriebenes spani-
sches Tagebuch, diplomatische Aus-

einandersetzungen zwischen Chile
und den beiden deutschen Staaten
sowie Unstimmigkeiten zwischen
BND und Verfassungsschutz und ei-
ne Kindesentführung eine nicht un-
wichtige Rolle.
Mit vollem Namen heißt die junge

Anwältin im Übrigen Hanna Arndt,
was ein bisschen so klingt wie Hanna
Arendt. Und das ist sicher kein Zu-
fall. Ebenso wenig wie ein gegen En-
de des Romans zu findender Satz von
Ramón Rodríguez: »Lassen Sie mich
mit Ihrem Rechtsstaat in Ruhe, ich
kenne ihn persönlich.« Ein spannen-
der Politkrimi mit mindestens zwei
überraschenden Wendungen am En-
de. Absolut lesenswert.

Isabel Leyla Erdem: Hasta Siempre,
Bruder. Tod im Bundestag. Roman.
EDITION digital. 292 S., br., 9,90 €.

Christian Thielemann

Musikchef
auf dem
Grünen Hügel

D irigent Christian Thiele-
mann darf sich nun Mu-
sikdirektor der Bayreuther

Festspiele nennen. Welche Auf-
gaben mit dem neuen Titel kon-
kret verbunden sind, werde man
auf einer Pressekonferenz zum
Festspielstart erläutern, sagte
Festivalsprecher Peter Emmerich
amMontag. Die Gesellschafter der
Festspiele hätten Thielemann
kürzlich mit einem entsprechen-
den Vertrag ausgestattet. Bislang
war der 56-Jährige musikalischer
Berater der Festspielleitung. Als
Musikdirektor dürfte er ein deut-
lich erweitertes Aufgabengebiet
haben.
Der Chef der Dresdner Staats-

kapelle wird am 25. Juli zur Fest-
spieleröffnung die Richard-Wag-
ner-Oper »Tristan und Isolde« di-
rigieren. Hier gab es erst vor we-
nigen Tagen eine überraschende
Umbesetzung: Anja Kampe gab
ihre Rolle als Isolde zurück, Eve-
lyn Herlitzius springt ein und
wurde am Montag zu den ersten
Proben in Bayreuth erwartet. dpa

Pina Bausch

Marke erhält
Briefmarke
D ie 2009 gestorbene Tanz-

künstlerin Pina Bausch wird
mit einer Sonderbriefmarke ge-
ehrt. DieMarke wird anlässlich des
75. Geburtstages der Choreogra-
phin im Juli herauskommen, wie
das Bundesfinanzministerium am
Montag in Berlin mitteilte. Vorge-
stellt wird die Briefmarke mit ei-
nem Wert von 85 Cent am Diens-
tag in Wuppertal. Bausch zählt zu
den bedeutendsten Choreogra-
phinnen der Gegenwart. Mit ihrer
Compagnie in Wuppertal galt sie
international als Revolutionärin
des Tanztheaters. Seit 1973 war
die gebürtige Solingerin Direkto-
rin des Tanztheaters Wuppertal,
wo bis zu ihrem Tod im Juni 2009
gut 40 Stücke entstanden sind. In
ihre Choreographien – eine Mi-
schung aus Tanz und Theater – in-
tegrierte sie Gesang, Sprache, All-
tagsszenen und Pantomime. dpa

Preis für Amos Oz

Der den
Nahen Osten
erzählt

D er israelische Schriftsteller
Amos Oz wird mit dem In-

ternationalen Literaturpreis 2015
des Berliner Hauses der Kulturen
der Welt ausgezeichnet. Der 76-
Jährige erhält den Preis gemein-
sam mit Übersetzerin Mirjam
Pressler für den Roman »Judas«.
Oz gelinge es meisterhaft, in sei-
nem Roman die großen Fragen
und Konflikte der Religions- und
Zeitgeschichte im Nahen Osten zu
erzählen, urteilte die Jury in einer
Mitteilung vom Montag. Auch
Presslers deutsche Übersetzung
wurde gewürdigt – für ihre »feine
Nuancierung des Atmosphäri-
schen, das dieses kluge und mehr-
schichtig konstruierte Werk
durchwirkt und trägt«.
Die Auszeichnung für über-

setzte Gegenwartsliteratur wird
am 8. Juli in Berlin verliehen. Sie
ist mit 25 000 Euro für den Autor
und 10 000 Euro für die Überset-
zerin dotiert. Auslober sind das
Haus der Kulturen der Welt und
die Hamburger Stiftung Elemen-
tarteilchen.
Mirjam Presslers Übertragung

des Werkes aus dem Hebräischen
war im März bereits mit dem Preis
der Leipziger Buchmesse in der
Sparte Übersetzung ausgezeich-
net worden. dpa
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PHOENIX

KIKA

 	 9.00	  Tagesschau
 	 9.05	  Rote Rosen Telenovela
 	 9.55	  Sturm der Liebe
	10.45	  Um Himmels Willen
	11.35	  Papageien, Palmen & Co.
	12.00	  Tagesschau
	12.15	  ARD-Buffet U.a.: Zuschauer-

fragen zum Thema: Alles  
rund ums Trinkwasser

	13.00	  Mittagsmagazin
	14.00	  Tagesschau Mit Wetter
	14.10	  Rote Rosen Telenovela
	15.00	  Tagesschau Mit Wetter
	15.10	  Sturm der Liebe
	16.00	  Tagesschau Mit Wetter
	16.10	  Elefant, Tiger und Co.
	17.00	  Tagesschau Mit Wetter
	17.15	  Brisant Boulevardmagazin
	18.00	  Gefragt – Gejagt
	18.50	  Akte Ex Verlorene Nacht
	19.45	  Wissen vor acht – Mensch
	19.50	  Wetter vor acht
	19.55	  Börse vor acht
	20.00	  Tagesschau Mit Wetter
	20.15	  Vorstadtweiber 

Schluss mit Lustig · Dramaserie
	21.00	  In aller Freundschaft 

Schlagabtausch · Arztserie
	21.45	  Report München
	22.15	  Tagesthemen Mit Wetter
	22.45	  Falciani und der  

Bankenskandal · Dokumentar-
film, D/E/CH 2015

 	 0.15	  Nachtmagazin
 	 0.35	  Liebe auf Anfang  

Fantasykomödie, USA 2004

8.50 Das Waisenhaus für wilde Tiere 9.40 Abend-
schau 10.25 Wir in Bayern 11.40 Dahoam is 
Dahoam 12.10 In aller Freundschaft 12.55 Nas-
horn, Zebra & Co. 13.45 Menschen in Franken 
14.15 Das Kornfeld – Dschungel für einen Sommer 
15.05 Polizeiinspektion 1 15.30 Wir in Bayern 
16.45 Rundschau 17.00 Menschen in Franken 
18.00 Abendschau 18.45 Rundschau 19.00 Ge-
sundheit! 19.45 Dahoam is Dahoam 20.15 Tatort 
· Fakten, Fakten · TV-Kriminalfilm, D 2002 21.45 
Rundschau-Magazin 22.00 Münchner Runde 
22.45 Liebesgrüße nach Moskau – Der große Radi-
okrieg · Dokumentarfilm, D 2008 0.15 Rundschau-
Nacht 0.25 Eagle Eye – Außer Kontrolle. Actionfilm, 
USA/D 2008 2.10 Dahoam is Dahoam 

 	 5.30	  Morgenmagazin
 	 9.00	  heute
 	 9.05	  Volle Kanne – Service täglich 

U.a.:  Top-Thema:  
Unfälle im Urlaub 

	10.30	  Die Rosenheim-Cops
	11.15	  SOKO Wismar Krimiserie
	12.00	  heute
	12.10	  drehscheibe Magazin
	13.00	  Mittagsmagazin
	14.00	  heute – in Deutschland
	14.15	  Die Küchenschlacht
	15.00	  heute
	15.05	  Bares für Rares
	16.00	  heute – in Europa
	16.10	  SOKO Kitzbühel
	17.00	  heute
	17.10	  hallo deutschland
	17.45	  Leute heute
	18.05	  SOKO Köln Krimiserie
	19.00	  heute
	19.25	  Die Rosenheim-Cops
	20.15	  ZDFzeit Wie deutsch 

 ist die Queen? Die Wurzeln  
des Hauses Windsor

	21.00	  Frontal 21
	21.45	  heute-journal Wetter
	22.15	  Wir gehören zusammen! Leben 

mit meinem behinderten Bruder
	22.45	  Traumberuf Unternehmer – 

Der lange Weg zum Erfolg
	23.15	  Turistas – Mörderisches 

Paradies (VPS 23.14) 
Mysterythriller, USA 2006

 	 0.35	  heute+
 	 0.35	  heute FIFA Frauen-WM

 	 8.30	  X:enius Magazin
 	 8.55	  Falciani und der  

Bankenskandal  
Dokumentarfilm, D/E/CH 2015

	10.25	  Der Krieg der Beutelratten
	11.10	  Reisen für Genießer
	11.40	  Ein Palast in Marrakesch
	12.25	  360° Geo Reportage
	13.20	  ARTE Journal
	13.45	  Der Hauptmann von Köpenick 

(Wh.) · Tragikomödie, D 1956  
	15.15	  Ein Moped auf Reisen
	15.40	  Zwischen Himmel und Erde
	16.10	  Tibet – Glauben,  

Gesten und Gebete Doku
	17.05	  X:enius Magazin
	17.30	  Die Hängenden  

Gärten der Semiramis 
Dokumentarfilm, GB 2013

	18.25	  Im Bann der Jahreszeiten
	19.10	  ARTE Journal
	19.30	  Madagaskar
	20.15	  Stunde Null auf dem  

Dachder Welt Was kommt  
nach dem Dalai Lama?

	21.10	  Kein Zuhause nirgendwo –  
Ein tibetisches Schicksal · 
Dokufilm, USA/CHN 2014

	22.00	  Studiogespräch
	22.15	  Kampf um Tibet
	23.10	  Peace Parks –  

Mandelas letzter Traum
 	 0.00	  The Way back – Der lange Weg 

(Wh.) (VPS 0.05) · Abenteuer-
film, USA/PL/VAE 2010 · Mit 
Colin Farrell, Ed Harris u.a.

 	 7.00	  nano Magazin
 	 7.30	  Alpenpanorama
 	 9.00	  ZIB
 	 9.05	  Kulturzeit Magazin
 	 9.45	  nano Magazin
	10.15	  Hart aber fair Diskussion
	11.45	  Erlebnis Österreich
	12.10	  Am Schauplatz
	13.00	  ZIB
	13.20	  Traumorte Seychellen
	14.05	  Traumorte Perlen der Karibik
	14.50	  Sonne, Siesta, Saudade 

Andalusien – Wo Spanien am 
spanischsten ist / Costa del Sol 
– Küste der Sonne / Costa Blan-
ca – von Almeria bis Valencia /  
Costa Brava – Stolze Katalanen / 
Spaniens magischer Norden

	18.30	  nano
	19.00	  heute Anschließend: Wetter
	19.20	  Kulturzeit Magazin
	20.00	  Tagesschau
	20.15	  Am Ende der Lüge  

Drama, D/A 2013 · Mit  
Katharina Böhm u.a.

	21.45	  Close Up Das Kinomagazin
	22.00	  ZIB 2
	22.25	  Unter Verdacht – Im  

Visier der Geheimdienste  
Dokumentarfilm, A 2014

	23.45	  Eltern auf Zeit Wenn fremde 
Kinder Hilfe brauchen

 	 0.15	  10vor10 (VPS 21.50)
 	 0.45	  Am Ende der Lüge (Wh.)  

Drama, D/A 2013 · Mit Kathari-
na Böhm, Tara Fischer u.a.

 	 7.20	  Rote Rosen Telenovela
 	 8.10	  Sturm der Liebe
 	 9.00	  Brisant Boulevardmagazin
 	 9.45	  Mach dich ran!
	10.10	  Seehund, Puma & Co.
	11.00	  MDR um elf
	11.45	  In aller Freundschaft
	12.30	  Katharina von Russland His-

torienfilm, I/F/JUG 1963 · Mit 
Hildegard Knef, Sergio Fantoni, 
Giacomo Rossi-Stuart u.a.

	14.00	  MDR um zwei
	15.00	  LexiTV – Wissen für alle
	16.00	  MDR um vier
	17.45	  MDR aktuell
	18.05	  Wetter für 3
	18.10	  Brisant
	18.54	  Unser Sandmännchen
	19.00	  Regional
	19.30	  MDR aktuell
	19.50	  Einfach genial
	20.15	  Umschau MDR-Magazin
	20.45	  Der Osten Entdecke wo du 

lebst · Hammer, Zirkel,  
Gartenglück – Der  
Schrebergarten in der DDR

	21.15	  Echt Wildnis in Gefahr –  
Pest, Pocken, Parasiten

	21.45	  MDR aktuell
	22.05	  Wem gehört der Osten? (1/3) 
	22.50	  Polizeiruf 110 Das Wunder von 

Wustermark · TV-Kriminalfilm, 
D 1998 · Mit Otto Sander u.a.

 	 0.15	  Hangtime – Kein leichtes 
Spiel Drama, D 2009 · Mit Max 
Kidd, Misel Maticevic u.a.

 	 7.30	  Tiere und Pflanzen
 	 8.00	  Brandenburg aktuell
 	 8.30	  Abendschau
 	 9.00	  zibb Magazin
 	 9.55	  ARD-Buffet Leben & genießen
	10.35	  Rote Rosen Telenovela
	11.25	  Sturm der Liebe
	12.15	  Panda, Gorilla & Co.
	13.00	  rbb aktuell
	13.05	  Schloss Einstein
	13.30	  In aller Freundschaft
	14.15	  Planet Wissen
	15.15	  Länder – Menschen–  

Abenteuer Dokureihe
	16.00	  rbb aktuell
	16.05	  Die beliebtesten Retro- 

Wohnschätze
	16.50	  kurz vor 5 Verbraucher
	17.00	  rbb aktuell
	17.05	  Wolf, Bär & Co.
	17.55	  Unser Sandmännchen
	18.00	  rbb um 6
	18.30	  zibb Magazin
	19.30	  Abendschau
	19.30	  Regional
	20.00	  Tagesschau
	20.15	  Trümmerkinder  

Nachkriegsjahre in Berlin
	21.00	  Verräterkinder Die Töchter und 

Söhne des Widerstands
	21.45	  rbb aktuell
	22.15	  Thadeusz und die Beobachter
	23.15	  1990 – Aufbruch zur Einheit
 	 0.00	  1990 – Aufbruch zur Einheit 
 	 1.30	  Thadeusz und die Beobachter
 	 2.30	  Abendschau

 	 6.35	  Markt
 	 7.20	  Rote Rosen
 	 8.10	  Sturm der Liebe
 	 9.00	  Nordmagazin
 	 9.30	  Hamburg Journal
	10.00	  Schleswig-Holstein Magazin
	10.30	  Regional Regional
	11.00	  Hallo Niedersachsen
	11.30	  Unbekannte Paradiese
	12.15	  In aller Freundschaft
	13.05	  Typisch! Dokumentationsreihe
	13.35	  Brisant Magazin
	14.00	  NDR//aktuell
	14.15	  Bilderbuch
	15.00	  NDR//aktuell
	15.15	  Retter an Irlands Küsten
	16.00	  NDR//aktuell
	16.10	  Mein Nachmittag
	17.10	  Seehund, Puma & Co.
	18.00	  Regional
	18.15	  NaturNah Dokureihe
	18.45	  DAS! Zu Gast: Kalle Pohl
	19.30	  Regional
	20.00	  Tagesschau
	20.15	  Visite Das Gesundheitsmagazin 

· Spezial – Häufig übersehen: 
Erwachsene mit angeborenen 
Herzfehlern / Thema der Wo-
che: Füße gut – Körper gut

	21.15	  Panorama 3
	21.45	  NDR//aktuell
	22.00	  Tatort Das schwarze Haus · 

TV-Kriminalfilm, D 2011
	23.30	  Weltbilder Auslandsmagazin
 	 0.00	  Starke Herzen –  

Ein Heldenfilm

 12.00 Pinguin, Löwe & Co. 12.45 WDR 
aktuell 13.00 Servicezeit 13.30 In aller 
Freundschaft 14.15 Unterwegs in Kana-
da (2) 15.00 2 durch Deutschland 15.30 
Servicezeit Reportage 16.00 WDR aktu-
ell 16.15 daheim & unterwegs 18.00 
Lokalzeit 18.05 Hier und heute 18.20 
Servicezeit 18.50 Aktuelle Stunde 19.30 
Lokalzeit 20.00 Tagesschau 20.15 Aben-
teuer Erde 21.00 Quarks & Co. 21.45 
WDR aktuell 22.00 #wowillstduhin (4/4) 
· Davon hält mich keiner ab 22.30 West 
ART extra · Das Kulturmagazin des WDR 
23.10 West ART Meisterklasse 23.15 
Der Mann aus Laramie. Western, USA 
1955 0.55 NDR Comedy Contest

16.00 SWR Landesschau aktuell 16.05 
Kaffee oder Tee 17.00 SWR Landes-
schau aktuell 17.05 Kaffee oder Tee 
(VPS 16.05) 18.00 SWR Landesschau 
aktuell 18.15 natürlich! 18.45 SWR 
Landesschau Baden-Württemberg 
19.30 SWR Landesschau aktuell 20.00 
Tagesschau 20.15 Marktcheck · Das 
Verbraucher- und Wirtschaftsmagazin 
21.00 Der Reise-Check 21.45 SWR 
Landesschau aktuell 22.00 Familie 
Heinz Becker · Ein neues Auto? / Der Kur-
schatten 22.55 Freunde in der Mäules-
mühle 23.25 Das Beste aus „Verstehen 
Sie Spaß?” 23.50 Familie Heinz Becker  
0.45 Stuttgarter Kabarettfestival 2015

8.15 Die Deutsche Hanse – Eine heimli-
che Supermacht (2/2) 9.00 Vor Ort 9.10 
Bon(n)Jour Berlin 9.30 Thema 10.45 
Thema 12.00 Vor Ort 12.45 Thema 
14.00 Vor Ort 15.15 Dokumentation 
17.30 Vor Ort 18.00 Aktuelle Repor-
tage 18.30 Die Deutsche Hanse – Eine 
heimliche Supermacht (1/2) 19.15 
Die Deutsche Hanse – Eine heimliche 
Supermacht (2/2) 20.00 Tagesschau 
20.15 Das Blut der Welt (1/2) · Kampf 
ums Öl 21.00 Das Blut der Welt (2/2) 
· Öl der Zukunft 21.45 heute journal 
22.15 Phoenix-Runde 23.00 Der Tag 
0.00 Phoenix-Runde 0.45 Das Blut der 
Welt (1/2) · Kampf ums Öl 

10.25 Briefe von Felix – Ein Hase auf 
Weltreise 10.50 Babar und die Abenteu-
er von Badou 11.15 Lassie 11.35 Yakari 
12.00 Wunderbare Reise des kleinen 
Nils Holgersson mit den Wildgänsen 
12.25 Garfield 12.55 Die fantastische 
Welt von Gumball 13.20 Rowdy & Zwick 
13.40 Die Pfefferkörner 14.10 Schloss 
Einstein 15.00 H2O – Plötzlich Meer-
jungfrau 15.25 Stoked 15.50 Lenas 
Ranch 16.10 logo! Die Welt und ich 
16.15 Garfield 16.50 Pound Puppies – 
Der Pfotenclub 17.15 Der kleine Nick 
17.40 Yakari 18.05 Ritter Rost 18.15 
Jim Hensons: Doozers 18.40 Wolkenkin-
der 18.50 Unser Sandmännchen 

5.30 Sat.1-Frühstücksfernsehen 10.00 Auf 
Streife 11.00 Richterin Barbara Salesch 12.00 
Richter Alexander Hold 13.00 Richter Alexander 
Hold 14.00 Auf Streife 15.00 Anwälte im Ein-
satz – Spezial 16.00 Anwälte im Einsatz 17.00 
Mein dunkles Geheimnis 17.30 Schicksale – und 
plötzlich ist alles anders 18.00 In Gefahr – Ein 
verhängnisvoller Moment 19.00 Newtopia 19.55 
Sat.1 Nachrichten 20.15 Die Wanderhure. Drama, 
A 2010 22.55 akte 20.15 – Reporter kämpfen für 
Sie! 23.55 24 Stunden · Wie der Herr so's Gscherr – 
Von Möpsen und Menschen 0.55 Criminal Minds · 
Der Lockvogel 1.40 Criminal Minds · Das Haus auf 
dem Berg 2.30 In Gefahr – Ein verhängnisvoller 
Moment · Marla – Der Fluch des Geldes

8.15 How I Met Your Mother 9.35 The Big Bang 
Theory 10.55 Mike & Molly 11.50 Two and a Half 
Men 13.40 2 Broke Girls 14.05 The Big Bang 
Theory 15.30 How I Met Your Mother 17.00 taff 
18.00 Newstime 18.10 Die Simpsons 19.05 
Galileo 20.15 Die Simpsons · Moonshine River 
20.45 Die Simpsons · Die unheimlich verteufelte 
Zeitreise durch das schwarze Loch 21.15 2 Broke 
Girls · Die Cupcake-Katastrophe 21.45 2 Broke 
Girls · Maschine vs. Mädchen 22.20 Mike & Molly · 
Cocktails und Peinlichkeiten 22.45 Mom · Ein fast 
perfekter Ehemann 23.10 Mom · Neue Ziele 23.30 
Two and a Half Men · Verrückte Weiber 23.55 Two 
and a Half Men · Wolkenstürmer am Stiel 0.20 Frin-
ge – Grenzfälle des FBI · Erneuerung 

9.05 Kalenderblatt 9.10 Europa heute 9.35 Tag 
für Tag 10.10 Sprechstunde 11.35 Umwelt und 
Verbraucher 12.10 Informationen am Mittag 
13.35 Wirtschaft am Mittag 14.10 Deutschland 
heute 14.35 Campus und Karriere 15.05 Cor-
so – Kultur nach 3 16.10 Büchermarkt 16.35 
Forschung aktuell 17.05 Wirtschaft und Gesell-
schaft 17.35 Kultur heute 18.10 Informationen 
am Abend 18.40 Hintergrund 19.05 Kommentar 
19.15 Das Feature 20.10 „Metamorphosen” 
21.05 Jazz live · Marc Benham – Piano solo 22.05 
Musikjournal · Berichte – Informationen – Kom-
mentare 22.50 Sport aktuell 23.10 Das war der 
Tag · Journal vor Mitternacht 23.57 National- und 
Europahymne 0.05 Deutschlandfunk Radionacht 

10.10 Panda, Gorilla & Co. 11.00 Religionen der 
Welt (1/3) 11.30 In aller Freundschaft · Triumph der 
Vernunft 12.15 Utta Danella – Von Kerlen und Kühen 
(Wh.). Komödie, D 2014 13.45 Reiff für die Insel – 
Katharina und der Schäfer (Wh.). Komödie, D 2015 
15.15 Geld.Macht.Liebe 16.00 hessenschau kom-
pakt 16.05 hallo hessen 16.45 hessenschau kom-
pakt 17.00 hallo hessen 17.50 hessenschau kom-
pakt 18.00 Maintower 18.20 Brisant 18.50 Service: 
Reisen 19.15 Alle Wetter! 19.30 hessenschau 20.00 
Tagesschau 20.15 Die Autobahnpolizei 21.00 Hessi-
sche Oldtimerschätze 21.45 So war das alte Hessen 
22.30 hessenschau kompakt 22.45 Abenteuer Alpen 
23.30 Hakan Nesser: Das vierte Opfer. Kriminalfilm, 
S 2005 0.55 Um Himmels Willen

5.35 Explosiv – Das Magazin 6.00 Guten Morgen 
Deutschland 8.30 Gute Zeiten, schlechte Zeiten 
9.00 Unter uns 9.30 Betrugsfälle 10.00 Die 
Trovatos – Detektive decken auf 11.00 Die Trova-
tos – Detektive decken auf 12.00 Punkt 12 14.00 
Verdachtsfälle 17.00 Betrugsfälle 17.30 Unter 
uns 18.00 Explosiv – Das Magazin 18.30 Exclu-
siv – Das Star-Magazin 18.45 RTL aktuell 19.03 
Wetter 19.05 Alles was zählt 19.40 Gute Zeiten, 
schlechte Zeiten 20.15 Bones – Die Knochenjäge-
rin · Eine faszinierende Frau als Futter 21.15 Bo-
nes – Die Knochenjägerin · Der Plastik-Prinz und 
die Tote in Plastik 22.15 CSI: Miami · Guerillas im 
Nebel 23.10 CSI: Miami · Grenzen des Vertrauens 
0.00 RTL Nachtjournal 0.27 RTL Nachtjournal

5.50 Hilf mir doch! 6.55 Verklag mich doch! 8.50 
Verklag mich doch! 9.50 Hilf mir doch! 10.55 
vox nachrichten 11.00 Mein himmlisches Hotel 
12.00 Shopping Queen 13.00 Wer weiß es, wer 
weiß es nicht? 14.00 Wer weiß es, wer weiß es 
nicht? 15.00 Shopping Queen 16.00 4 Hochzei-
ten und eine Traumreise 17.00 Mein himmlisches 
Hotel 18.00 mieten, kaufen, wohnen 19.00 Das 
perfekte Dinner 20.00 Prominent! 20.15 Sing 
meinen Song – Das Tauschkonzert 21.50 Die 
Story 22.25 Meylensteine 23.25 Songs, die die 
Welt bewegten 0.25 vox nachrichten 0.45 Sing 
meinen Song – Das Tauschkonzert 2.10 Die Story 
2.40 Meylensteine 3.30 Medical Detectives – Ge-
heimnisse der Gerichtsmedizin

9.07 Im Gespräch 10.07 Lesart · Das Literatur-
magazin 11.07 Tonart · Das Musikmagazin am 
Vormittag.  12.07 Studio 9 · Kultur und Politik am 
Mittag 13.30 Länderreport 14.07 Kompressor · 
Das Kulturmagazin 15.00 Kakadu – Nachrich-
ten für Kinder 15.05 Kakadu · Medientag · Die 
Lesecrew stellt Ferienbücher vor 15.30 Tonart · 
Das Musikmagazin am Nachmittag 17.07 Studio 
9 · Kultur und Politik am Abend 18.30 Weltzeit 
19.07 Zeitfragen · Wirtschaft und Umwelt. Pro-
gramm 20.03 Konzert 22.00 Alte Musik 22.30 
Studio 9 kompakt · Themen des Tages 23.05 Fa-
zit · Kultur vom Tage 0.05 Feature · The Smell of 
Female. Die Welt des Erotikfilmers Russ Meyer  
1.05 Tonart · Americana. Uwe Golz 
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Auflösung von Montag

Kruzzle: Die Fragen müssen wie gewohnt gelöst und in Pfeilrichtung eingetragen werden. Bei den geschüttelten 
Begriffen in den grauen Feldern ist durch eine Neuordnung ein sinnvoller Begriff „herzustellen“.

Der große
Diktator
Wie viele Oscars gewann die Polit-
SatirevonCharlieChaplinüberAdolf
Hitler und das NS-Regime wohl vor
75 Jahren? Nominiert war der Film,
in dem Chaplin sowohl den Dikta-
tor Adenoid Hynkel als auch den na-
menlosen jüdischen Barbier spielt,
der dem »Pfuirer« zum Verwechseln
ähnlich sieht, für fünf Oscars, da-
runter denen für den »Besten Film«
und den »Besten Hauptdarsteller«.
Bei der Verleihung ging Chaplins Re-
giearbeit aber leer aus. An der Qua-
lität des Films lag das nicht. Er pass-
te nur nicht zur politischen Stim-
mung indenUSA, die sichnochnicht
im Krieg mit Deutschland befanden
und in denen Teile der Bevölkerung
und des Kulturestablishments anti-
semitisch eingestellt waren.
Foto: ZDF/Tobis

ZDF Kultur, 20.15 Uhr

Wem gehört
der Osten?
Am 3. Oktober 1990 wurde die Bun-
desrepublik nicht nur um 108 179
Quadratkilometer größer. Auf die-
ser Fläche standen zudem viele Häu-
ser und die wiederum auf Grund-
stücken, von denen viele nach dem
3. Oktober rasch an Wert gewan-
nen. Für Immobilienspekulanten
war Ostdeutschland nach der Ver-
einigung ein ElDorado. In einer drei-
teiligen Reihe beschäftigt sich der
MDRmitderLandnahme,dieaufden
Beitritt der DDR zum Staatsgebiet
der BRD vor 25 Jahren folgte. Der
Prozess der Privatisierung brachte
Gewinner und Verlierer hervor. Im
ersten Teil geht es um die Städte wie
Leipzig, die in den vergangenen Jah-
ren ihr Gesicht radikal verändert ha-
ben.
Foto: MDR/Hoferichter & Jacobs

MDR, 22.05. Uhr

Filmfest München

Auszeichnung
für Film über
Uwe Barschel

D er Politthriller »Der Fall Bar-
schel« von Kilian Riedhof ist

am Sonntag auf dem Filmfest
München mit dem Bernd Burge-
meister Fernsehpreis geehrt wor-
den. Die mit 25 000 Euro dotier-
te Auszeichnung ging an Ariane
Krampe, die den Zweiteiler für
Zeitsprung Media produziert hat.
»Dokumentarisches, inszenierte
Wahrheit und Fiktion werden
perfekt und einander stimulie-
rend miteinander verzahnt«, be-
gründete die Jury die Entschei-
dung für den Zweiteiler der ARD-
Tochter Degeto.
Uwe Barschel war 1987 als Mi-

nisterpräsident von Schleswig-
Holstein zurückgetreten, nach-
dem bekanntgeworden war, dass
sein Referent im Wahlkampf den
SPD-Kandidaten Björn Engholm
hatte bespitzeln lassen. Kurz da-
rauf wurde Barschel in der Ba-
dewanne eines Genfer Hotels tot
aufgefunden. Im Film wird Bar-
schel gespielt von Matthias
Matschke. Alexander Fehling
versucht als investigativer Jour-
nalist, die Vorgänge rund um den
Tod des CDU-Politikers aufzu-
klären. In weiteren Rollen sind
Fabian Hinrichs und Edgar Selge
zu sehen.
Der frühere VFF TV Movie

Award wird in diesem Jahr zum
20. Mal verliehen. Er wird von der
Verwertungsgesellschaft der
Film- und Fernsehproduzenten
(VFF) gestiftet. Nach dem über-
raschenden Tod des Produzenten
Bernd Burgemeister 2008 war der
Preis umbenannt worden.
Gewinnerin des vergangenen

Jahres war Liane Jessen vom Hes-
sischen Rundfunk mit ihrer auf-
sehenerregenden und hochge-
lobten »Tatort«-Folge »Im
Schmerz geboren« mit Ulrich Tu-
kur. dpa/nd

Film über Ulrich Zwingli

Lasterhafter
Reformator?
D er Schweizer Reformator Ul-

rich Zwingli soll in einem
neuen Spielfilm als sinnenfreudi-
ger Mensch dargestellt werden.
»Wir wollen das überlieferte Bild
des strengen Reformators Zwingli
geraderücken«, sagt Mario Krebs
von der deutschen Produktions-
firma Eikon dem Evangelischen
Pressedienst in Genf.
Zwingli (1484-1531) habe die

Musik geliebt, und für ihn habe
durchaus auch die Erotik eine Rol-
le gespielt, sagte Krebs, Co-Pro-
duzent des Films. Der Spielfilm
werde 2018 im Kino anlaufen und
2019 im deutschen und Schweizer
Fernsehen ausgestrahlt. Für re-
formierte Christen in Zürich ist der
1. Januar 2019 ein zentraler Ge-
denktag, der an den ersten Ar-
beitstag Zwinglis als Großmüns-
terpfarrer vor 500 Jahren erin-
nert. Produzentin des Zwingli-
Films ist die Schweizerin Anne
Walser von C-Films in Zürich. Das
Drehbuch schreibt die Autorin und
Journalistin des Zürcher »Tages-
Anzeigers«, Simone Schmid. Mar-
tin Breitenfeldt von der Evange-
lisch-Reformierten Kirche des
Kantons Zürich hatte die Idee für
das Projekt.
Die Macher des Films schließen

sich laut dem Eikon-Produzent ei-
nerseits der deutschen und inter-
nationalen Lutherdekade an, die
die Feiern zum 500. Jahrestag des
Wittenberger Thesenanschlags
durch Martin Luther (1483-1546)
vorbereitet. Andererseits wollten
sie die Einzigartigkeit der Zürcher
Reformation zeigen. Dass sich die
Zürcher Bürger damals in einer öf-
fentlich geführten Diskussion eine
Meinung zu Zwinglis Positionen
bilden konnten, bevor der ge-
wählte Stadtrat mehrheitlich für
die Durchsetzung der Reformati-
on stimmte, erscheine aus heuti-
ger Sicht selbstverständlich, be-
tonte Krebs. Damals sei das unge-
wöhnlich gewesen. epd/nd
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Tarnbegriff für
Bonner Politik
Zu »Der Ausverkauf«, Wochenendbeila-
ge vom 27./28.6.
»Einheit«? Da kann ich nur in An-
lehnung an Kurt Tucholskys »Ein äl-
terer, aber leicht besoffener Herr«
sagen: »Die hats noch nie jejeben un
nu jibtse ibahaupt nich mehr!« Die-
ses Wort war immer nur Tarnbegriff
für eine Bonner Politik, die von der
Zeitung »Badische Neueste Nach-
richten« am 26. Mai 1956 in der
Forderung »Aus dieser sogenannten
Deutschen Demokratischen Repub-
lik darf nichts werden!« zum Aus-
druck gebracht worden war. Das
nun spricht nicht gerade für die ge-
sellschaftlich-moralische Überle-
genheit der kapitalistischen BRD.
Hinsichtlich der Devisenrentabilität
darf nicht vergessen werden, dass
der DDR nie ein gleichberechtigter
Zugang zum kapitalistischen Welt-
markt gewährt worden war.
Wie es um die hier Machenschaf-

ten der »Treuhand« wirklich bestellt
war, konnte man schon vor mehr als
20 Jahren bei Otto Köhler in »Die
große Enteignung« (Knaur 1994)
nachlesen. Er enthüllte nicht nur
zahlreiche Betrugs- und Korruptions-
fälle, sondern wies auch nach, dass
der angeschlagene Konzern K + S
durch massiven Kapitalentzug des
aus dem Kalikombinat Sondershau-
sen zusammengebastelten Unterneh-
mens MDK saniert worden war. Vor
diesem Hintergrund wurde Bischof-
ferode geschlossen. Bitterste Ironie
der Geschichte war dabei, dass die
meisten Kalikumpel am 18. März
1990 als brave Katholiken die CDU
und damit die Totengräberin ihrer
eigenen Arbeitsplätze gewählt hatten.
Die Beseitigung der DDR hatte

verheerende Folgen für die nun ver-
größerte BRD: Jetzt waren keine »so-
ziale Marktwirtschaft« genannten Zu-
geständnisse mehr erforderlich, jetzt
konnte der Neoliberalismus endlich
voll durchgesetzt werden, wodurch
auch »Hartz IV« als Armut per Gesetz
möglich wurde. Auch international
konnte nun verhängnisvoller Größen-
wahn in Gestalt der schändlichen wie
hochgefährlichen Kriegsbeteiligung
seinen unheilvollen Lauf nehmen.

Meine Familie ist seit 1990 von
Arbeitslosigkeit und seit 2005 auch
von »Hartz IV« betroffen. So liegt
meine krankheitsbedingte Erwerbs-
minderungsrente noch weit unter der
offiziellen Armutsgrenze. Meine Frau
unterliegt nach wie vor den Schika-
nen der »Hartz IV«-Behörde, die jetzt
mitteilte, dass sie völlig unbeein-
druckt von der Anfrage von Sozial-
richter Jens Petermann (DIE LINKE)
an ihrer menschenverachtenden
Sanktionspraxis festhält. Es werden
Bewerbungen über Bewerbungen ge-
fordert, die unsinnig weil erfolglos
sind. Die traditionsreiche Ilmenauer
Porzellanindustrie wurde »treuhän-
derisch« vernichtet. Vom 1975 die
volle Produktion aufgenommen ha-
benden Werk für Technisches Glas
mit 4000 Beschäftigten blieben
Brachflächen und ein Kleinbetrieb
mit 200 Arbeitsplätzen. Nach der
Pleite 2014 entließ der »neue Inves-
tor« nochmals 100 Beschäftigte. Wir
haben heute nicht einmal mehr die
Reisefreiheit, weil wir uns nichts
mehr leisten können.
Hans-Joachim Weise, Ilmenau

Aus dem Erleben Einzelner
entsteht Geschichte

Zu »Annäherung an Geschichte«,
23.6., S. 16
Den Beitrag »Annäherung an die
Geschichte« las ich mit großem In-
teresse. Denn seit im »nd« vom 19.
Juli 2002 ein Mitglied der Histori-
schen Kommission (damals der PDS)
persönliche Erinnerungen, wie ich
sie gelegentlich vor allem für meine
Familie und Freunde zu Papier
bringe, so abgetan hatte: ...es
»mangelt an der Einsicht, dass zwi-
schen dem persönlichen Erlebnis-
horizont des Zeitgenossen und dem
Erkenntnishorizont des Historikers
ein qualitativer Unterschied besteht.
Was manchem als die ganze Wahr-
heit gilt, ist die eigene kleine, die er
erlebt haben will... Dem Historiker
hingegen obliegt... der komplexe
und Gesamtblick auf die Vergan-
genheit... Hirnforschung und Sozi-
alpsychologie haben längst erkun-
det: Auch bei erklärtem ›besten Wil-
len‹ trügt die Erinnerung...«

Seitdem hege ich einen Groll ge-
gen diese Institution. Ich ließ mich
aber nicht irre machen in meinem
Schrifteln, obwohl ich die Druckkos-
ten für eine wirkliche Veröffentli-
chung nicht tragen könnte. Bei dem
namhaften Publizisten Sebastian
Haffner fand ich zum Sachverhalt
diesen Gedanken: Wer über Ge-
schichtsgeschehen etwas erfahren
will, schrieb Haffner, der »muss Bio-
grafien lesen, und zwar nicht die
Biografien von Staatsmännern, son-
dern die viel zu raren Biografien der
unbekannten Privatleute«.
Ich könnte mir vorstellen und

wünsche mir, dass die Historische
Kommission inzwischen in diesem
Sinne handelt und Zeitgenossen
auffordert, ihr ihre Gedanken über
die jüngste Geschichte mitzuteilen.
Wenn nicht aus dem Er-Leben(!)
einzelner, woraus denn sonst ent-
steht Geschichte?
Wir haben das alles doch durch-

lebt und mitgelebt! Deshalb erachte
ich persönliche Erinnerungen fest-
zuhalten für außerordentlich wich-
tig, gerade für »linke« Geschichts-
betrachtung..
Klaus Hurrelmann, Berlin

Wundervolle und
atemberaubende Blicke

Zu »Am liebsten hab’ ich fröhliche Leu-
te«, 20.6./21.6., S.31
Eine schöne Reportage über eine
schöne Sache – wenn ich auch zwei
Streckenabschnitte noch ausführli-
cher gewürdigt hätte: die SBB-
Schmalspurlinie Luzern-Interlaken
(Brünigpass) mit steilen Zahnstan-
genabschnitten und wundervollen
Blicken auf Sarner und Lungernsee;
und die MOP Schmalspurlinie
(»Golden Pass«) mit ihren atembe-
raubenden Serpentinen hoch über
Montreux und dem Genfer See!
Zum Hinweis auf den »Swiss Pass«:

In der Schweiz sind alle Netz-, Halb-
tax- (für EU-Deutsche: Halbpreis-)
und regionalen Netzangebote hervor-
ragend miteinander kompatibel und
erfassen eine Vielzahl von Verkehrs-
mitteln, von deren Kooperation wir in
Staaten der Europäischen Union nur
träumen können.

Da kooperieren Fern- und Nahver-
kehr, Bundes- und (meist kantonale)
»Privat«-Bahnen, Postauto und Schiff.
Selbst das (für EU-Deutsche »die«)
Zürcher Tram kann nutzen, wer vom
Hauptbahnhof kommend Richtung
Chur bis Rapperswil oder Uznach mit
dem Schiff weiter will. Gewähren
einzelne Bergbahnen – wie die beiden
Rigi-Zahnradbahnen oder die er-
wähnte Seilbahn zwischen Weggis
und Rigi-Kaltbad – nicht die vollen
Vorteile des jeweiligen Gesamtange-
bots, so sind zumindest überall
durchgehende Billette auch auf solche
Bahnen erhältlich.
Wieviel bürokratischer sind da je-

ne EU-Bahnen, denen ihr vorausei-
lendes Privatgetue zu Kopf gestiegen
ist! In Schweden müssen selbst Regi-
onalverbindungen zuggebunden »ge-
bucht« werden, als wären es Flugli-
nien. Selbst in den einst fast schon
»helvetischen« Niederlanden macht
Veolia auf Einzelstrecken (Heerlen-
Maastricht) ihren eigenen Stiefel.
Und bei uns?
Seit 22 Jahren gibt es die Bahn-

Card 50, die vom Schweizer Halb-
taxabo inspiriert ist, und schon län-
ger gibt es Netzkarten, die heute ab
BahnCard 100 firmieren. Ein Web-
fehler war von Anfang an, dass es in
den verbreiteten Verkehrsverbünden
keine BahnCard-Ermäßigung gab.
Ein Webfehler der Verbünde ist die
mangelhafte Kompatibilität von
Nah- und Fernverkehr.
Vollkommen unübersichtlich wird

die Lage durch die immer mehr
Strecken an sich reißenden Privat-
bahnen, bei denen niemand auf An-
hieb wissen kann, welche verbund-
übergreifenden Angebote sie über-
haupt anerkennen.
Wenn – flächendeckender als

Streiks – die Frühlingsstürme ganze
Teilnetze lahmlegen (in Nordrhein-
Westfalen 2014 und 2015!), beste-
hen zuweilen bestimmte Buslinien
oder auch Privatbahnen auf Diesel-
strecken, die alternativ zu den nur
allmählich etablierbaren Ersatzver-
kehren nutzbar wären. Wieso um-
ständlich buchen und umständlich
umbuchen – statt einfach zahlen
und fahren? Da muss die EU noch
viel von der Schweiz lernen!
Bernhard May, Solingen

Waffen werden
heilig gesprochen
Zum Zustand der Bundeswehr
Wir Bundesbürger kommen im Zu-
sammenhang mit der Verlotterung
der Bundeswehr aus dem Zittern
nicht raus, zumal der Russe sich be-
reits auch der deutschen Grenze,
schwer bewaffnet nähert.
Ich überlege mir, Strafantrag ge-

gen die beiden letzten männlichen
Verteidigungsminister und Frau
Merkel zu stellen, die zugelassen
haben, dass wir mit einer runterge-
kommenen Bundeswehr zittern
müssen. Und erst die USA müssen
uns auf dieses Manko hinweisen. So
gesehen sind doch auch die NSA-
Abhörstrategien richtig. Nur so ha-
ben unsere Freunde aus den USA
Informationen erhalten, womit sich
die Minister für Verteidigungen und
unsere Kanzlerin beschäftigt haben
– sie haben die Bundeswehr ver-
nachlässigt. Ein Schelm der Böses
dabei denkt. Natürlich muss die de-
fekte Bundeswehr an fast allen eu-
ropäischen Grenzen hochaufgerüstet
werden. Die Rüstungsindustrie muss
Gewinne erzielen. Bedenken brau-
chen unsere heutigen Politiker vor
den ehemaligen Bürgerrechtlern aus
der DDR nicht haben, Schwerter zu
Flugscharen galt nur in einem Un-
rechtsstaat, in einer freiheitlichen
Demokratie werden Waffen auch
von ehemaligen geistlichen Wür-
denträgern heilig gesprochen.
Peter Großmann Berlin

Wir sind gefordert, die
Erinnerung wach zu halten

Zu »USA wollen in Osteuropa schwere
Waffen stationieren«, 15.6., S. 7
Diese Meldung hat bei mir geradezu
einen Schock ausgelöst: Das Pentagon
erwägt schwere Waffen und bis zu
5000 US-Soldaten in Polen, Bulgari-
en, Rumänien und in Estland, Lett-
land und Litauen zu stationieren. Was
nichts anderes heißt, als dass sich die
USA mal wieder unter Vorspiegelung
falscher Informationen – ich erinnere
an Bushs freche Lügen über den vor-
geblichen Besitz von Atomwaffen
Iraks – an ein Land heranschleichen,
um es zu gegebener Zeit zu überfal-
len. Keine Frage: Die Masse der jetzt
lebenden Menschheit weiß aus eige-
ner Erfahrung nichts von den unge-
heuren Opfern, die Russland und sei-
ne Bürger in den Jahren von 1940 bis
1945 – also in der Zeit des Zweiten
Weltkrieges – gebracht haben, um die
kriegs- und eroberungssüchtige Bestie
des deutschen Faschismus zu besie-
gen. Umso mehr sind wir gefordert,
diese Erinnerung wach zu halten:
eben, dass in der damaligen Sowjet-
union u. a. mehr als 70 000 Städte
und Dörfer zerstört, weit über 30 000
Industriebetriebe dem Erdboden
gleichgemacht, 40 000 Krankenhäu-
ser niedergebrannt und nahezu
100 000 Kolchosen (also landwirt-
schaftliche Produktionsgenossen-
schaften) nach dem »Prinzip der ver-
brannten Erde« vernichtet wurden.
Wer heute nicht weiß, dass sich die

Erde um die Sonne dreht, wird von
seinen wissenden Mitmenschen al-
lenfalls belächelt. Viel schlimmer ist es
doch, wenn das kollektive Gedächtnis
der Erdbevölkerung vergessen hat,
das Kriege kein Gesetz der Natur sind,
sondern von Menschen aus Gründen
der Habsucht geplant und ausgelöst
werden. Darauf muss im vorliegenden
Falle immer und immer wieder auf-
merksam gemacht werden!
Helmuth Hellge, Berlin

Feiner Unterschied

Zu »Wer bestimmt, wer Antisemit ist«,
26.6., S. 16
Der Autor Uli Gellermann rezensiert
das Buch von Wolfgang Gehrcke
»Rufmord. Die Antisemitismus-Kam-
pagne gegen links«. Er versucht es
zumindest. Denn zunächst verfällt der
Autor in den gleichen Fehler, den er
in seinem Artikel kritisiert. Er
schreibt: »Das ist das Bequeme am
Antisemitismus-Vorwurf: Er muss
nicht belegt, nicht argumentiert wer-
den. Auch die Kritik am Staat Israel ist
in der deutschen Öffentlichkeit
durchweg als Antisemitismus einge-
ordnet. Beweise für den Vorwurf? Die
braucht der gewöhnliche Redakteur,
der übliche Politiker nicht, ... « Uli
Gellermann ist genau wie die ver-
meintlich kritisierten. Beweise für den
Vorwurf die Kritik am Staat Israel ist
in der deutschen Öffentlichkeit
durchweg (!) als Antisemitismus ein-
geordnet? Die braucht der gewöhnli-
che Rezensent von Büchern nicht. Je-
denfalls in diesem Fall.
Das dies kein Ausrutscher ist, be-

weist Uli Gellermann wenig später.
Dort formuliert er: »So unterstellte
der Berliner Landesvorsitzende
Klaus Lederer jüngst zwei Unter-
zeichnern der Aktion ›Friedenswin-
ter‹ eine Nähe zu Neonazis. Das be-
legte er mit zwei entstellten Zita-
ten.« Welche Zitate? Warum ent-
stellt? Interessiert nicht. Der Dreck
ist geschmissen, es wird schon was
kleben bleiben. Da bleibt er ganz bei
Gehrcke, der bereits im Papier »Wi-
der denunziatorischer Kommunika-
tion – Volksfront statt Querfront« ei-
nen ähnlichen Vorwurf äußerte und
nicht belegen konnte. Im Gegenteil.
In dem Papier wurde Klaus Lederer
unterstellt, er hätte in der taz vom
30.10.2014 von »rechter Kapitalis-
muskritik« gesprochen. Ein Blick in
die taz zeigt aber, er sprach von
»sehr alter, rechter Kapitalistenkri-
tik«. Kleiner aber feiner Unterschied.
Halina Wawzyniak, Berlin

Weltmarkt ist Kampfarena
auf Leben und Tod

Zum Flüchtlingselend
die von den Industriestaaten betrie-
bene Politik ist zum großen Teil
schuld an dem Flüchtlingselend. Mit
dem Motto »Wachsen oder weichen«
wurde einst die Landwirtschaft vom
Familienbetrieb zur Agrarfabrik
gedrängt, mit üblen Nebenwirkungen.
Heute heißt es für die Länder der
Erde »Wachsen oder zugrunde ge-
hen«.Wer technisch hochgerüstet ist,
produziert massenhaft, erobert Märk-
te und gleicht das Wegrationalisieren
von Arbeitsplätzen durch den Export-
überschuss anderer Branchen aus. Der
deutsche Export im Wert von hunder-
ten von Milliarden Euro jährlich
bringt andern Ländern Verschuldung,
Arbeitslosigkeit, Elend, Chaos, Dikta-
turen und Bürgerkriege. Der globali-
sierte Weltmarkt ist heute eine
Kampfarena auf Leben und Tod. Der
dort stattfindende Wirtschaftsimperi-
alismus muss geächtet werden, so
wie auch Angriffskriege geächtet
wurden. Nicht Planwirtschaft, aber
Vernunft und Verantwortung müssen
die Wirtschaft in geordnete Bahnen
lenken. Stattdessen will man Schiffe
versenken, was gegen das Völker-
recht verstößt, und plant weitere
Freihandelsabkommen inklusive De-
mokratieabbau, um den Raubzügen
des großen Geldes die letzten Hin-
dernisse aus dem Weg zu räumen.
Hans Oette, Neuenstadt am Kocher

So viele Pflichten, so wenig Freizeit

Jedes sechste Kind und jeder fünfte Jugendliche
in Deutschland leiden einer Studie zufolge un-
ter deutlichem Stress – doch viele Eltern neh-
men dies kaum wahr. So glauben neun von zehn
dieser Eltern nicht, dass sie ihr Kind überfor-
dern und 40 Prozent sorgen sich sogar, dass sie
ihr Kind nicht gut genug fördern. Das geht aus ei-
ner Studie der Universität Bielefeld hervor.
Stress bei Kindern äußert sich oft durch Ein-

schlafprobleme, Kopf- oder Bauchweh sowie Mü-
digkeit. Zwei Drittel der Kinder mit hohem Stress

leiden darunter. »Das sind klassische Burnout-
Symptome, die für Eltern wichtige Warnsignale
sind«, so Studienleiter Prof. Holger Ziegler. Zwei
Drittel der betroffenen Kinder sind oft wütend,
aggressiv oder gelangweilt. Sie haben weniger
Selbstbewusstsein und schaffen es schlechter,
Probleme selbstständig zu lösen. »Der wohl be-
deutsamste Faktor für kindlichen Stress dürfte ei-
ne auf Leistung und mehr noch auf Erfolg orien-
tierte Erziehungspraxis sein«, so Ziegler. Dane-
ben mangelt es 6- bis 16-Jährigen vor allem an

selbstbestimmter »Qualitätszeit«: 83 Prozent der
Kindermit hohemStress haben keine Zeit für Din-
ge, die ihnen wirklich Spaß machen. Viele haben
wenig unverplante Freizeit, wenig Mitbestim-
mung und – vor allem Kinder aus sozial schwa-
chem Elternhaus – viele Pflichten im Haushalt.
Gestresste Kinder haben oft auch gestresste El-

tern. Sozial schwächere Familien sind stärker be-
troffen, oft durch finanzielle Nöte. Wie gehen Sie,
liebe Leserinnen und Leser, mit Stresssituationen
bei Ihren Kindern um? dpa/nd Foto: imago/Westend61

TERMINE

Erfurt. 30.6., 20 Uhr: »Sklaverei in
Mauretanien« – Vortrag und Diskussi-
on mit Mariam Digen und Malik Lom,
»Offene Arbeit«, Allerheiligenstr. 9
(Hinterhaus)

Erfurt. 3.7., 20 Uhr: »Umkämpfte Ver-
gangenheit. Die Erinnerung an den
Spanischen Bürgerkrieg und den Fran-
quismus« – Ausstellungseröffnung im
»[L50]«, Lasallestr. 50

Erfurt. 3.7. - 7.8.: »Umkämpfte Ver-
gangenheit. Die Erinnerung an den
Spanischen Bürgerkrieg und den Fran-
quismus« – Ausstellung im »[L50]«, La-
sallestr. 50

Greifswald. 1.7., 20 Uhr: »Andorra« –
Drama von Max Frisch. Inszenierung
des StuThe e.V., Stralsunder Straße
10/111 (Zirkuszelt)

Greifswald. 2.7., 16 – 20 Uhr: »Aktion:
Scheinwerfer« – Workshop zur Stadt-
entwicklungspolitik mit Manja Graaf,
Stralsunder Str. 10/11 (Zirkuszelt)

Jena. 6.7., 16 Uhr: »Europäischer Ge-
denktag 23. August (1939) – das fal-
sche Datum« – Vortrag und Diskussi-
on mit Ludwig Elm, in der Geschäfts-
stelle der RLS Thüringen, Käthe-Koll-
witz-Straße 6

Wismar. 2.7., 19 Uhr: »Postwachstum
– Konzepte sozialökologischer Trans-
formation« – Vortrag und Diskussion
mit Gerrit von Jorck, im Rathaus,
Raum 28

Weimar. 2.7., 19 Uhr: »Wie könnenwir
nachhaltig und fair leben und handeln
– Alternativen zum Freihandel« –
Workshop, Marktstr. 17
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NACHRICHTEN

Josef Masopust, 1962 Europas
Fußballer des Jahres, ist am Mon-
tag nach langer Krankheit im Alter
von 84 Jahren verstorben. Der
tschechische Mittelfeldspieler, der
in 63 Spielen für die Tschechoslo-
wakei 10 Treffer erzielte, stand
1962mit seinem Team bei derWM
in Chile im Finale gegen Brasilien
(1:3). Von 1984 bis 1987 war er
Nationaltrainer in seiner Heimat.

Justin Gatlin stellte seine groß-
artige Form bei den US-Leicht-
athletikmeisterschaften unter Be-
weis. Am Sonntagabend gewann
der 33-Jährige in Eugene die 200
Meter in 19,57 Sekunden – Welt-
jahresbestzeit, die er auch über die
100Metermit 9,74 Sekunden hält.
Gatlin ist also bester Laune – bis
man ihn auf seine Dopingvergan-
genheit anspricht. Zwei Repor-
tern, die es gewagt hatten nach-
zuhaken, drohte er an, in Zukunft
nicht mehr mit ihren Medien zu
sprechen. Zwei Dopingsperren
musste Gatlin schon absitzen,
2006 entging er einer lebenslan-
gen Sperre nur deshalb, weil er als
Kronzeuge mit den Anti-Doping-
Behörden kooperierte.

Antonino Pulvirenti, vergangene
Woche festgenommener Präsident
des italienischen Fußball-Zweitli-
gisten Catania Calcio, hat gestan-
den, fünf Meisterschaftsspiele der
Serie B manipuliert zu haben. Für
jedes Match habe er 100 000 Euro
gezahlt, berichtete der ermitteln-
de Staatsanwalt Giovanni Salvi am
Montag. Damit wollte Pulvirenti
seinen Klub vor den Abstieg in die
dritte Liga retten.

Michael Schrader führt das Auf-
gebot der Mehrkämpfer des Deut-
schen Leichtathletikverbandes für
dieWM (22. bis 30. August) an. Ei-
nen Tag nach dem letzten Quali-
fikationswettkampf in Ratingen,
den Schrader mit 8419 Punkten
gewann, wurden neben dem 27-
Jährigen auch Götzis-Sieger Kai
Kazmirek (8462) und Rico Frei-
muth (8380) für den Zehnkampf
nominiert. Im Siebenkampf gehen
Carolin Schäfer (6547), Claudia
Rath (6458) sowie Jennifer Oeser
(6306) in Peking an den Start.

Liviu-Dieter Nisipeanu übernahm
beim Dortmunder Schachturnier
die Führung. Er lag amMontag mit
2,0 Punkten vor fünf Spielern mit
jeweils einem Punkt. Der aus Ru-
mänien stammende Großmeister
spielt seit 2014 für den Deutschen
Schachbund. Nach dem Sieg gegen
Wesley So (USA) gewann Nisipea-
nu auch gegen seinen National-
teamkollegen Arkadij Naiditsch.
Hinter dem Spitzenreiter liegt Ex-
Weltmeister Wladimir Kramnik aus
Russland in Lauerstellung.

Eike Onnen siegte beim Hoch-
sprungmeeting in Bühl mit deut-
scher Jahresbestleistung von 2,32
mundknacktedamitdieWM-Norm
für die Titelkämpfe in Peking. Der
32-Jährige siegte vor dem Italiener
Gianmarco Tamberi (2,28).

Serbiens Basketballerinnen ge-
wannen erstmals den Europa-
meistertitel. Das Team siegte am
Sonntagabend in Budapest gegen
Frankreich mit 76:68 und quali-
fizierte sich damit auch für Olym-
pia 2016 in Rio. Agenturen/nd

In Zahlen

Fußball: Frauen, U 17- EM, Gruppe
A: Deutschland - England 5:0 (2:0),
Spanien - Island 2:0 (1:0). Gruppe B:
Norwegen - Republik Irland 2:0 (2:0),
Frankreich - Schweiz 1:2 (1:0).

Basketball: Frauen, EM in Ungarn,
Finale: Serbien - Frankreich 76:68.
Platz 3: Belarus - Spanien 58:74.

Wasserball: Männer, Weltliga, Fi-
nalrunde in Bergamo: Finale: Serbi-
en - Kroatien 9:6. Platz 3: Brasilien -
USA 24:23 n.F.

TV-Tipp

11.00 - 14.00 Eurosport: Snooker:
Australian Open. 20.30 - 23.00
Sport1: Fußball: U 21-EM, Finale,
Schweden - Portugal. 0.45 - 3.00
ARD: Fußball: Frauen, WM, Halbfi-
nale, USA - Deutschland.

Eine Minute gute Stimmung
Eine neue Disziplin soll das Fechten der Modernen Fünfkampfer interessanter machen

Bonusfechten heißt die neueste Ver-
änderung im Modernisierungspro-
zess der Fünfkämpfer. Die WM-Pre-
miere in Berlin fand trotzdem fast
komplett ohne Zuschauer statt.

Von Oliver Kern

Das Fechten ist vorbei. Es beginne das
Fechten. Der Moderne Fünfkampf
versucht seit einem Jahrzehnt, wie-
der modern zu werden – und krem-
pelt dafür ständig seinen Sport um.
Die letzte Neuerung nennt sich Bo-
nusfechten und erlebte am Montag
seine Weltmeisterschaftspremiere in
Berlin. Ein zweiter Wettkampf nach
dem ersten Fechten: Was auf den ers-
ten Blick konfus wirkt, soll für die Zu-
schauermehrKlarheit bringen.Obdas
gelingt, ist noch unklar. Dazu fehlten
im Olympiapark die Zuschauer.
Die Fernsehproduzenten des Olym-

pic Broadcasting Services hatten Klaus
Schormann vor einigen Jahren offen-
bar gedroht: »Wenn ihr das Fechten
nicht reformiert, werden wir es nicht
mehr übertragen«, erinnert sich der
Weltverbandspräsident. Also drückte
er nach den Staffel-, Mixed und Com-
bined-Disziplinen noch eine Ände-
rung durch und führte nun das Bo-
nusfechten ein. Früher kämpfte jeder
gegen jeden, in einer Halle auf meh-
reren Bahnen. Kaum jemand sah in
dem Trubel von 36 Fechtern durch.
Mit der Neuerung wird das Fech-

ten ins Freie geholt. Auf einer einzi-
gen Bahn kämpft bei der Männer-
staffel am Montag nun die letztplat-

zierte gegen die vorletzte. Die Sieger
bekommen eine Bonussekunde und
dürfen gegen die Drittletzten wei-
terkämpfen. Das geht immer so wei-
ter, bis die beste Nation an der Reihe
ist. Jeder Fechter wird den Beobach-
tern so noch einmal präsentiert.
Das Problem ist nur: Das alte Fech-

ten ist auch immer noch da. Irgend-
wie muss ja festgestellt werden, wel-
che die beste Staffel und welche die
schlechteste ist. Und so quetschen sich
am Vormittag wieder 36 Fechter auf

neun Bahnen. Überall blinken grüne
oder rote Lampen. Ein Treffer, ein
Schrei, dann wird zur nächsten
Planche gewandert. Ein großes Durch-
einander für den Laien, doch die we-
nigen Zuschauerplätze sind trotzdem
gefüllt. Etwa 150 Interessierte sind da
und schreien die Athleten an. Beim nä-
heren Hinschauen stellen sich die
meisten von ihnen als Trainer heraus.
Immerhin, eine Schulklasse ist da.

»Der Direktor hat uns erlaubt, für ein
paar Stunden herzukommen«, freut
sich die Lehrerin. Ihr Bruder war mal
Fünfkämpfer und so wollte sie ihren
Schülern den Sport mal zeigen. Die 22

Knirpse brüllen abwechselnd
»Deutschland«, »Alex« oder »Marvin«,
um Alexander Nobis und Marvin Do-
gue anzufeuern, die als Heimstaffel in
Berlin antreten. »Das hat Spaß ge-
macht«, sagt eine Schülerin kurze Zeit
später. »Schade nur, dass wir jetzt zu-
rück zur Schule müssen.« Zu dem
Zeitpunkt ist die erste Fechtrunde
noch längst nicht vorbei.
Das Bonusfechten verpasst die Klas-

se komplett. Nicht wirklich schlimm,
denn Klaus Schormann gibt zu, dass
es sich dabei um »ein Showelement«
handele. In der ersten Runde gab es
für jeden Treffer noch sechs Sekun-
den Bonus, nun nur noch eine für zwei
Treffer. »Das ist gut für die Zuschau-
er. Für die Athleten ist es nicht so güns-
tig«, beklagt Bundestrainer Christian
Schadow den nun noch engeren Zeit-
plan für die Sportler. »Immerhin ist das
Bonusfechten kurzweiliger. Für mich
ist es aber nicht relevant. Ich hätte es
nicht gebraucht«, so Schadow.
Sportlich ist das Ganze also nicht

wichtig, aber die Zuschauer im Sta-
dion und an den Bildschirmen sollen
Fechten dadurch besser verstehen. Zu
dumm nur, dass am Rande des Reit-
stadions jetzt nur noch gut 80 Leute
auf der Tribüne sitzen. Höchstens 15
von ihnen sind weder Journalisten
noch Trainer. Dabei hatte Schormann
am Freitag bei einer Pressekonferenz
noch gerufen: »Kommen Sie zum Bo-
nusfechten, um modernen Sport zu
sehen!« Der Eintritt ist in der gesam-
ten WM-Woche ohnehin frei. Von den
zwei Moderatoren wird »ein spekta-

kulärer Wettkampf« angekündigt.
Zwei Siege, in auf maximal 30 Se-
kunden halbierten Kämpfen, und je
ein Treffer reichen. Übersichtlicher
geht es wahrlich kaum noch, mehr
Stimmung kommt trotzdem nicht auf.
Auch nicht als die Chinesen begin-
nen, durchs Feld zu fegen und vier Du-
elle in Folge gewinnen. Unter der hei-
ßen Sonne steht trotzdem keiner von
seinem Sitz auf, um zu applaudieren.
Die vorher starken Deutschen sind

nur im letzten Duell dran – und ge-
winnen es. Sie bekommen als Sieger
des Bonusfechtens zwei Sekunden
fürs spätere Laufen gutgeschrieben.
Eine Minute lang kommt etwas Stim-
mung auf. Eine Minute später ist die
Tribüne schon fast wieder men-
schenleer. Selbst die Siegerinter-
views will kaum noch jemand hören.
»Man muss sich dem Zeitgeist an-

passen«, hatte Schormann die Ein-
führung der neuen Teildisziplin be-
gründet. Doch um die Akzeptanz der
Zuschauer geht es ihm eigentlich gar
nicht. Die neue Fechtrunde brachte
ihm im olympischen Programm zwei
extra Tage bei den kommenden Som-
merspielen in Rio 2016. Davon kann
man später einen locker wieder ein-
dampfen, um 2020 in Tokio die Mi-
xedstaffel genehmigt zu bekommen.
Ein weiterer Wettbewerb, drei wei-
tere Medaillen, mehr TV-Präsenz.
Darum geht es. Und der Plan könnte
aufgehen. Dass sich irgendwannmehr
Menschen für Modernen Fünfkampf
interessieren, wohl eher nicht. Trotz
Bonusfechten.

Nicht besonders übersichtlich: Mit Einzelduellen beim Bonusfechten wollen die Modernen Fünfkämpfer nun vor allem bei den Zuschauern punkten. Foto: imago/GEPA pictures

»Für mich ist das
Bonusfechten nicht
relevant.«
Christian Schadow, Trainer
der Modernen Fünfkämpfer

Die Abwehr steht
Im WM-Halbfinale treffen die deutschen Fußballerinnen
in Montréal auf eine erfahrene US-Mannschaft

Bisher haben sich die USA eher un-
auffällig durch die WM in Kanada
gespielt. Die Mannschaft hat ihre
Stärken vor allem in der Defensive.
Diese wollen die deutschen Fuß-
ballerinnen im Halbfinale knacken.

Von Ulli Brünger
und Rainer Hennies, Montréal

16 Jahre nach ihrem letzten WM-Tri-
umph wollen die US-Fußballerinnen
ihr Halbfinaltrauma von 2003 gegen
Deutschland überwinden und nach
dem dritten Stern greifen. Bislang aber
spielte sich die Mannschaft der USA
eher unauffällig als spektakulär durch
das Turnier in Kanada. Zwei glanzlose
Vorrundensiege gegen Australien (3:1)
und Nigeria (1:0) sowie das 0:0 gegen
Schweden genügten zum Sieg in der
Gruppe D, es folgten das 2:0 gegen Ko-
lumbien (Achtelfinale) und das 1:0 ge-
gen China (Viertelfinale).
Was diese Erfolge wert sind, wird

das Halbfinale am Dienstag (Mitt-
woch 1.00 Uhr MESZ) in Montréal
gegen den Weltranglistenersten aus
Deutschland zeigen. Die DFB-Elf
hatte den USA beim 3:0 im WM-
Halbfinale vor zwölf Jahren in Port-
land eine der bittersten Niederlagen
beigebracht und danach erstmals den
WM-Titel geholt.

Vom früheren US-Angriffswirbel
ist bislang nicht viel zu sehen. Aller-
dings besticht das Team wie immer
durch unbändigen Einsatz und Sie-
geswillen. Bezeichnend, dass der 1:0-
Sieg gegen China per Kopf von Carli
Lloyd in ihren 200. Länderspiel si-
chergestellt wurde. Für Kopfballtore
ist eigentlich die wuchtige Abby
Wambach zuständig. Doch am US-
Superstar läuft die WM bislang ziem-
lich vorbei. Gegen China wurde die
einstige Weltfußballerin erst in der
86. Minute eingewechselt. Trotzdem
rechnet Bundestrainerin Silvia Neid
mit Wambach in der Startelf. »Ich
habe das Gefühl, immer wenn sie
reinkommt, geht ein Ruck durch das
Team. Sie konnte sich gegen China
ausruhen. Ich glaube, gegen uns
spielt sie von Anfang an.«
Die 35-Jährige fügt sich klaglos in

ihre ungewohnte Jokerrolle. Und
Trainerin Jill Ellis hatte wenig An-
lass, an der Startelf etwas zu verän-
dern. »Ich war zufrieden mit den
Spielerinnen in der Startaufstellung
und auch mit denen, die einge-
wechselt wurden.« Ellis lobt ihre
Leitfigur und erfolgreichste Stürme-
rin, die in 247 Länderspielen sagen-
hafte 183 Tore erzielte, für ihr vor-
bildliches Verhalten. Sie unterstütze
das Team auch von der Bank her-

vorragend. Anders als Wambach
steigert sich der zweite US-Star Alex
Morgan von Match zu Match. Höher
im Kurs denn je steht derzeit Megan
Rampinoe. Der Blondschopf besticht
durch Spielintelligenz und Torge-
fahr, nach abgesessener Gelbsperre
ist sie wieder dabei.
Prunkstück beim Weltranglisten-

zweiten ist zurzeit die Abwehr. Tor-
hüterin Hope Solo wurde seit 423
Minuten nicht mehr bezwungen und

hat bislang erst ein Tor in den fünf
WM-Spielen kassiert. »Dann wird es
Zeit, dass sie noch eines kriegt«, sag-
te Neid, die über ihre kesse Aussage
selbst ein wenig erschrak. Ungeach-
tet der Schlagzeilen und Skandale
umSolo, die zuletztmehrfachmit der
Justiz in Konflikt geriet, hält DFB-
Keeperin Nadine Angerer ihr Ge-
genüber für eine »sehr gute« Torhü-
terin: »Was sie privat macht, inte-
ressiert mich nicht«. dpa

Alex Morgan (r.), hier gegen Chinas Zhao Rong, wird immer besser. Foto: imago/Xinhua

Eurosport kauft
die TV-Rechte
für Olympia
Mutterkonzern Discovery ist
von 2018 an Rechteinhaber

Von Jirka Grahl

Na hoppla, das war ein Pauken-
schlag, was am Montag in Lau-
sanne am Sitz des Internationalen
Llympischen Komitees (IOC) ver-
kündet wurde: Der US-Fernseh-
konzern Discovery Communicati-
ons hat exklusiv die Fernseh- und
Onlinerechte an den Olympischen
Spielen von 2018 bis 2024 für Eu-
ropa vom IOC erworben. Für rund
1,3 Milliarden Euro sicherte sich
Discovery sämtliche TV- und Mul-
tiplattformrechte – für das frei
empfangbare Fernsehen, für kos-
tenpflichtige Angebote und auch
für alle internetbasierten Platt-
formen. Discovery Corporation ist
die Muttergesellschaft des Fern-
sehsenders Eurosport.
Vier Olympische Spiele um-

fasst der Vertrag, beginnend mit
den Winterspielen im südkorea-
nischen Pyeongchang 2018, dazu
die Olympischen Sommerspiele in
Tokio 2020 sowie die Winter-
spiele 2022 und Sommerspiele
2024, derenAustragungsorte noch
nicht feststehen. Mit Ausnahme
von Russland sind die Rechte für
alle anderen 49 olympischen IOC-
Mitgliedsnationen im Vertrag ent-
halten. Nur für Großbritannien
und Frankreich gilt der Kontrakt

erst ab 2022, da für diese Märkte
bereits Einzelverträge bis 2020
abgeschlossen waren.
Beim IOC zeigte man sich am

Montag sehr zufrieden: »Diese
Vereinbarung sorgt für eine um-
fassende Berichterstattung über
die Olympischen Spiele in ganz
Europa, und dazu gehört die Ga-
rantie einer umfangreichen Free-
TV-Berichterstattung in allen
Märkten«, so IOC-Präsident Tho-
mas Bach. 200 Stunden von den
Sommerspielen und 100 Stunden
von den Winterspielen sollen je-
weils mindestens im Free-TV lau-
fen. Discovery plant demnach für
Europa einen eigenen Olympia-
Kanal – den hatte der deutsche
IOC-Präsident Thomas Bach schon
vor seinem Amtsantritt 2014 als
eines seiner dringlichsten Anlie-
gen bezeichnet.
Offen blieb zunächst, ob ARD

und ZDF nun versuchen, die
Rechte von dem US-Unterneh-
men zu erwerben, möglich er-
scheint dies. In einer Presserklä-
rung von Discovery heißt es: »Dis-
covery und Eurosport werden da-
für sorgen, dass die Olympischen
Spiele über ihre eigenen TV-Sen-
der und Medienplattformen über-
tragen werden und in einzelnen
Gebieten (durch Sublizenzie-
rung) gegebenenfalls auch durch
andere Rundfunkanstalten.«
Von ARD und ZDF kam gestern

nur ein frostiges Statement zur
Niederlage im Bieterwettstreit.
Man nehme die Vergabe an Dis-
covery zur Kenntnis: »ARD und
ZDF hatten ein angemessenes An-
gebot abgegeben.« Mit ent-
täuschtem Unterton wird ange-
führt, dass beide Sender viel für
die Popularisierung der Sportar-
ten getan hätten. Ob man sich nun
um Sublizenzen bemühen werde,
ließen ARD und ZDF hingegen of-
fen: »Aus der Pressemitteilung des
IOC geht nicht hervor, was die
Rechtevergabe an die internatio-
nale Sendergruppe für den deut-
schen Fernsehmarkt bedeutet.
Hieraus ergeben sich Fragen an
das IOC und den DOSB.«

Foto: imago/Ulmer
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Bangkok heiter 36°
Buenos Aires heiter 17°
Chicago Gewitter 28°
Delhi heiter 40°
Dubai heiter 38°
Havanna heiter 38°
Hongkong wolkig 34°
Johannesburg sonnig 17°
Kairo sonnig 33°
Kapstadt sonnig 17°
Las Palmas sonnig 32°
Los Angeles sonnig 30°
Mexico City Schauer 24°
Miami wolkig 34°
Moskau Schauer 22°
Nairobi bewölkt 26°
New York sonnig 28°
Peking wolkig 31°
Rio de Janeiro heiter 30°
San Francisco sonnig 24°
Seoul wolkig 29°
Singapur heiter 36°
Sydney wolkig 17°
Tel Aviv sonnig 29°
Tokio wolkig 25°
Toronto wolkig 22°
Vancouver sonnig 27°

Wetter in der Region

Biowetter Pollenflug

Aussichten der nächsten Tage

04:46 Uhr SA
21:33 Uhr SU

19:38 Uhr MA
03:41 Uhr MU

Nullgradgrenze:

Heute wird vereinzelt die Sonne von Wolken verschleiert. Dabei wer-
den während des Tages bis 25 Grad erzielt, und der Wind weht schwach
bis mäßig aus nordwestlichen Richtungen. In der Nacht befinden sich
nur wenige Wolken am Himmel, und verbreitet funkeln die Sterne. Die
Tiefsttemperaturen betragen 13 Grad.

Kopfschmerzen
Migräne
Bluthochdruck
Niedriger Blutdruck
Kreislaufbeschwerden
Rheumaschmerzen

Brennnessel
Gräser
Linde
Spitzwegerich
Sauerampfer

des 24h-Tages

Mittwoch

13

27

FreitagDonnerstag

16

27

16

31

16
29

min
max

13
28

14
24

12
24

14
23

Wind in km/h

keine gering mittel

BelastungBelastung

stark

10
24
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Sudoku
Das Zahlenrätsel muss so vervoll-
ständigt werden, dass in jeder 
waagerechten und jeder senk-
rechten Zeile sowie in jedem der 
neun Unterquadrate jede Ziff er 
von 1 bis 9 nur einmal auftaucht.
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NACHRICHTEN

NachdemTodzweier Schülerhat
ein Mob in Indien den Schuldi-
rektor der Kinder totgeprügelt.
Dorfbewohner stürmten das
Schulgebäude, nachdem zwei
Kinder im Alter von sieben und
acht Jahren tot in einem Kanal ge-
funden worden waren. Dies teilte
die Polizei am Montag im ostin-
dischenBundesstaat Biharmit. Die
Dorfbewohner gaben den Lehrern
Schuld am Tod der Schüler. De-
ren Todesursache war zunächst
nicht bekannt. Die wütende Men-
ge trat auf den Direktor ein und
schlug ihn mit Stöcken, wie die
Polizei Augenzeugen zitierte. Der
Mann erlag im Krankenhaus sei-
nen Verletzungen. Ersten Er-
kenntnissen zufolge gibt es keine
Hinweise, dass Lehrer der Schule
den Tod der Kinder verantwortet
hätten.

Mit Pfeffersprayhat eine Frau auf
einem Spielplatz in Niedersach-
sen Kinder beim Ballspielen atta-
ckiert. Sie hatten aus Sicht der 20-
Jährigen nicht genug Rücksicht
auf ihr einjähriges Kind genom-
men. Gegen die Frau wurde am
Sonntagabend ein Ermittlungs-
verfahren wegen Körperverlet-
zung eingeleitet, wie die Polizei
am Montag mitteilte. Drei Kinder
zwischen elf und 15 Jahren sowie
eine Rollstuhlfahrerin erlitten
leichte Reizungen im Gesicht.

Ein Bienenvolk in Aschaffenburg
hat sich eine denkbar ungünstige
Heimat ausgesucht: Die rund
20 000 Tiere hatten sich im Gleis-
bett am Hauptbahnhof niederge-
lassen und damit den Zugverkehr
kurzzeitig lahmgelegt. Wie die
Polizei mitteilte, hatten Bahnmit-
arbeiter den Schwarm am Sams-
tag entdeckt. Feuerwehrmänner
sperrten den Bereich ab und über-
gaben die Bienen einem Kollegen,
der zugleich Imker ist und das Bie-
nenvolk in eine sichere Wohnge-
gend umsiedelte.

Ein Elch ist auf der Autobahn 3
nahe des niederbayerischen Ig-
gensbach am Sonntag von einem
Auto gerammt worden. Das Tier
überlebte den Unfall nicht, der 44-
jährige Fahrer des Wagens und
seine drei Begleiter blieben un-
verletzt, wie die Polizei am Mon-
tag mitteilte. Der Wagen musste
abgeschleppt werden. Wie das
Tier auf die Autobahn kam, sei un-
klar, sagte ein Polizeisprecher. In
Bayern gebe es durchaus Elche in
der freien Natur – aus einemWild-
park ausgebüxt sei er jedenfalls
nicht.

Einen Goldschatz im Wert von
mehreren Hunderttausend Euro
hat ein Baggerfahrer beim Abriss
einer Mauer auf einem Privat-
grundstück nahe des Passauer
Krankenhauses entdeckt. Bei wei-
terenGrabungenwurde nochmehr
Gold im Boden gefunden. Die Po-
lizei bestätigte, dass mehrere Bar-
ren mit der Aufschrift »Schweizer
Bank« und Rollen mit Blattgold
ausgegraben wurden. Eine Spre-
cherin der Stadt Passau sagte, dass
der Wert an der Millionen-Grenze
kratze. Nun muss geklärt werden,
wem der Schatz gehört – bezie-
hungsweise, wer ihn behalten darf.
Die Eigentumsfrage gilt als recht-
lich schwierig. Agenturen/nd

Filmreife
Flucht
Ausgebrochener Mörderin
den USA festgenommen

New York. Drei Wochen nach dem
Ausbruch aus einem Hochsicher-
heitsgefängnis im US-Bundesstaat
New York ist der zweite geflüch-
tete Schwerverbrecher gefasst. Ein
Polizist habe den Mörder David
Sweat nahe der kanadischen
Grenze angeschossen und festge-
nommen, sagte New Yorks Gou-
verneur Andrew Cuomo am Sonn-
tagabend. Zwei Tage zuvor hatte
die Polizei den gemeinsam mit
Sweat geflohenen Häftling Ri-
chard Matt ebenfalls unweit der
kanadischen Grenze gestellt und
erschossen.
Ein Polizist habe Sweat auf ei-

ner Straße nahe der nur drei Kilo-
meter von der kanadischen Gren-
ze entfernten Stadt Constable an-
gehalten. Als der offenbar unbe-
waffnete 35-Jährige flüchtete,
schoss der Polizist zweimal auf ihn,
sagte New Yorks Polizeichef Jo-
seph d'Amico. Sweat wurde zu-
nächst in ein örtliches Kranken-
haus gebracht und von dort aus in
eine größere Klinik nach Albany
verlegt. Dessen medizinischer Lei-
ter Dennis McKenna bezeichnete
den Zustand des 35-Jährigen als
ernst.
Matt und Sweat waren in der

Nacht zum 6. Juni aus dem Ge-
fängnis in der Ortschaft Danne-
mora ausgebrochen, 60 Kilometer
von dem Ort entfernt, an dem die
Polizei Sweat gestellt hatte. Bei ih-
rer Flucht sägten sie ein Loch in die
Stahlwände ihrer Zellen, zwäng-
ten sich durch Schächte und bahn-
ten sich durch Tunnelsysteme ei-
nen Weg in die Freiheit. Seitdem
suchte die Polizei mit einem Groß-
aufgebot nach ihnen. Sweats Mut-
ter äußerte sich »erleichtert« über
die Gefangennahme ihres Sohnes.
Im Fernsehsender Time Warner
Cable News sagte sie, wenn ihr
Sohn bei ihr aufgetaucht wäre,
hätte sie ihn zusammengeschla-
gen und ins Gefängnis gebracht. Er
wisse das. dpa/nd

Kurz nach dem Start in Cape Canaveral in Florida Foto: dpa/Bruce Weaver

Explosion auf dem Weg ins All
Kein Nachschub für die Internationale Raumstation: Rakete explodiert

Der Flug des privaten Raumfrach-
ters »Dragon«mitNachschub fürdie
Internationale Raumstation ISS en-
det kurz nach dem Start.

Wie versteinert sitzen die Mitarbei-
ter der Raumfahrtkontrollstation vor
ihren Bildschirmen. Auf einem gro-
ßen Monitor an der Wand haben sie
gerade beobachtet, wie eine »Falcon
9«-Trägerrakete mit einem unbe-
mannten »Dragon«-Raumfrachter an
Bord genau 139 Sekunden nach dem
Start in einer großen weißen Rauch-
wolke explodiert ist. Nach dem »Cyg-
nus« im Oktober und dem russi-
schen »Progress« im April ist es der
dritte Versorgungsfrachter innerhalb
von nur acht Monaten, der nicht bei
der Internationalen Raumstation ISS
ankommt.
»Ein harter Tag«, sagt NASA-Ma-

nager William Gerstenmeier wenig

später bei einer Pressekonferenz. Was
genau passiert ist, können zunächst
weder die US-Raumfahrtbehörde
NASA noch die Betreiberfirma Spa-
ceX erklären. Die Explosion erfolgte
kurz nach jenem Moment, in dem die
äußeren Kräfte am stärksten auf den
Flugkörper einwirken. Der »MaxQ«
genannte Punkt ist einer der kriti-
schen Zeitpunkte beim Raketenstart.
Von einem »Überdruck in einem obe-
ren Flüssigsauerstofftank« schreibt
SpaceX-Chef Elon Mussk beim Kurz-
nachrichtendienst Twitter. Klar ist
nur: Der Frachter und aller Nach-
schub samt der wissenschaftlichen
Ausrüstung darin sind verloren, der
Schaden geht in die Millionen. Dies ist
ein schwarzer Tag für die Raumfahrt
und ein enormer Rückschlag für NASA
und SpaceX.
Die Astronauten an Bord der ISS –

derzeit derAmerikaner Scott Kelly und

die Russen Michail Kornijenko und
Gennadi Padalka – seien aber ver-
sorgt und in Sicherheit, betonenNASA
und SpaceX. Die Vorräte reichten der-
zeit mindestens bis Ende Oktober. Da-
vor sollen am 3. Juli noch ein russi-
scher »Progress«-Versorgungsfrachter
und im August ein japanisches HTV-
Raumschiff Nachschub bringen.
Die NASA kündigte eine umfas-

sende Untersuchung der Explosion
an. »Wir werden eng mit SpaceX zu-
sammenarbeiten, um zu verstehen,
was passiert ist, dann werden wir das
Problem beheben und wieder flie-
gen«, sagte NASA-Chef Charles Bol-
den. »Es ist das Weltall und dorthin
zu fliegen ist einfach schwierig«, sag-
te NASA-Mitarbeiter Gerstenmaier.
»Wir haben heute viel Forschung
verloren. Das ist ein schlimmer Ver-
lust, aber wir werden uns davon er-
holen.« Agenturen/nd

Tödliches Pulver
Nach einer Explosion in Taiwan ist das erste Opfer verstorben – Hunderte schwer verletzt
Sie wollten sich mit Farbpulver be-
werfen und Spaß haben. Doch eine
Party in Taiwan endete in einer Ka-
tastrophe.

Taipeh. Nach der Explosion von
Farbpulver in einem Freizeitpark der
taiwanischen Hauptstadt Taipeh ist
ein erstes Opfer seinen schweren
Verletzungen erlegen. Die 20-jähri-
ge Lee Pei Yun sei im Krankenhaus
der Stadt Taichung gestorben, nach-
dem ihre Mutter ihre Behandlung
stoppen ließ, teilte ein Vertreter der
Stadtverwaltung am Montag mit. Sie
hatte Verbrennungen von 90 Pro-
zent der Haut erlitten.
Bei dem Unglück während einer

Party im »Formosa Fun Coast«-Was-
serpark am Stadtrand von Taipeh
wurden am Samstagabend 519 Men-
schen verletzt. 190 von ihnen erlit-
ten schwere Verletzungen. Viele hät-

ten durch Einatmen des Pulvers auch
Verbrennungen der Atemwege erlit-
ten. Laut der Nachrichtenagentur
CNA waren 13 Ausländer unter den
Opfern. »Die nächsten 24 Stunden
sind für viele Schwerverletzte ent-
scheidend«, sagte der Sprecher des
Gesundheitsamtes.
Während der fröhlichen Feier ver-

wandelte sich über der Menge ver-
sprühtes Farbpulver plötzlich in ei-
nen Feuerball und erfasste Hunderte
der rund eintausend Gäste. »Zuerst
habe ich gedacht, dass es Teil der
Spezialeffekte der Show sei«, be-
richtete ein Augenzeuge im Fern-
sehsender CTI. Als die Menschen
aber anfingen zu schreien und da-
vonzulaufen, »ist mir klar geworden,
dass irgend etwas nicht stimmt«. Ein
weiterer Zeuge sagte, »überall war
Blut, auch im Pool«. Viele der Ver-
letzten versuchten, ihre Schmerzen

durch einen Sprung in das
Schwimmbecken zu lindern. Eine
junge Frau sagte, viele Opfer hätten
»ihre Haut verloren«.
Der Vater einer schwer verbrann-

ten jungen Frau brach vor Reporten
in Tränen aus: »Sie war bei einem
Konzert, warum gab es dabei eine
Explosion?« Über 80 Prozent der
Haut seiner Tochter seien verbrannt,
sagte der Mann und warf den Be-
hörden vor, ihm kaum Hilfe ange-
boten zu haben.
Die Maisstärke, die für das Farb-

pulver benutzt wurde, war nach An-
gaben des Herstellers leicht ent-
flammbar – darauf seien die Käufer
auch hingewiesen worden, teilte das
Unternehmen Taiwan Food Indust-
rial Co. der Nachrichtenagentur AFP
mit. Die Behörden vermuten, dass die
Explosion durch die Hitze der Büh-
nenbeleuchtung oder durch Zigaret-

ten ausgelöst wurde. Die Leitung des
Wasserparks »Formosa Fun Coast«
teilte ihre »tiefe Trauer« über das Un-
glück mit. Die Parkmanagerin Chen
Hui Ying sagte, alle Partygäste seien
versichert gewesen. Die Veranstalter
hätten nicht ahnen können, dass »ge-
färbtes Maispulver« zu verstreuen
derart gefährlich sein könnte, sagte
die Managerin.
Die Polizei nahm den Veranstalter

der Party Color Play Asia sowie vier
Mitarbeiter fest. Gegen sie werde we-
gen »Verstößen gegen die öffentliche
Sicherheit und Missachtung von
Pflichten« ermittelt, sagte ein Polizei-
sprecher. Der Freizeitpark wurde bis
auf weiteres geschlossen. Taiwans Re-
gierungschef Mao Chih Kuo ordnete
an, alle vergleichbaren Veranstaltun-
gen zu verbieten, sofern nicht für die
Sicherheit der Gäste garantiert wer-
den könne. Agenturen/nd

Das Event in Taiwan, bei dem das Bewerfen mit Farbpulver stattfand, geht auf die indische Tradition des Holi-Festes zurück. Foto: dpa/Stringer


